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Vorwort 

Das Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung (FÖV) bei der Deutschen 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer kann auf eine inzwischen 
mehr als 25jährige - oder gar 40jährige! - Geschichte zurückblicken. Das 
FÖV ist zwischen 1956-1959 als „Institut für verwaltungswissenschaftliche 
Forschung" angedacht, 1962 als ,,Institut ftir Forschung und Information" 
hochschulintern gegrundet und 1965 als „Forschungsinstitut" der Hochschule 
errichtet worden. Es existiert seit 1976 als verselbständigtes Institut bei der 
Hochschule Speyer. 

Die Geschichte des Forschungsinstituts ist bislang noch nicht dargestellt 
worden. Sie findet auch im Schrifttum über die Hochschule für Verwaltungs­
wissenschaften nur beiläufige Envähnung. 1 Es fehlte bisher eine Darstellung, 
die auf der Grundlage der vorhandenen Quellen der Hochschule und des Insti­
tuts die Geschichte des FÖV, die mehrfachen Anläufe seiner Gründung, die 
Umstrukturierungen und Umbenennungen herausarbeitet und bewertet. 

Die vorliegende Studie über die Geschichte des Forschungsinstituts Speyer 
basiert auf der Auswertung und Analyse ungedruckter Quellen. Dabei handelt 
es sich um die Protokolle des Senats und des Verwaltungsrats der Hochschule 
sowie die des Vorstands und des Verwaltungsrats des Forschungsinstituts aus 
der Zeit von 194 7 bis zur Gegenwart. Hinzu kamen aussagekräftige Materia­
lien - Berichte, ~v1itteilungen, Expertisen u.~d Schriftverkehr ~ des jeweiligen 
Rektors der Hochschule und des amtierenden (Geschäftsführenden) Direktors 
des Forschungsinstituts. Diese Unterlagen befinden sich im Archiv der Hoch­
schule bzw. in dem des Forschungsinstituts. Ergänzt wurden sie von Schrif­
ten, die die Hochschule herausgab bzw. von Literatur, die im Zusammenhang 
mit ,,runden" Geburtstagen und Jubiläen von Hochschule und Forschungsin­
stitut entstanden ist.2 Der Aussagewert der schriftlichen Quellen und der Lite­
ratur wurde ergänzt durch die Erinnerungen und Sichtweisen der ehemaligen 
Geschäftsführenden Direktoren des FÖV, mit denen die Autorin Gespräche 
führte. 

Das Projekt zur Geschichte des Forschungsinstituts entstand in der Zeit 
von Januar bis April 2002 am Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung 
bei der Deutschen Hochschule f'Jr Vervvaltungswissenschaften Speyer. Für 

1 Vgl. Franz Knöpfte, S. 61-66; Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 31 f. 

2 Vgl. das Quellen- und Literaturverzeichnis. 
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die aufgeschlossene Atmosphäre und die Unterstützung gilt mein Dank mei­
nen Kollegen und Kolleginnen am Forschungsinstitut und der Hochschule. 
Für die Bereitstellung von Unterlagen aus dem Archiv des Forschungsinstituts 
sei den Mitarbeiterinnen des Sekretariats am FÖV, insbesondere Frau Sigrid 
Hübers gedankt. 

Zu Dank verpflichtet bin ich den ehemaligen (Geschäftsführenden) Direk­
toren des Forschungsinstituts - den Herren Professoren Drs. Carl Böhret, Willi 
Blümel, Klaus König und Karl-Peter Sommermann - für die Möglichkeit ei­
nes persönlichen Gesprächs, für die kritische Durchsicht meines Manuskripts 
Herrn Professor Dr. Rudolf Morsey sowie Herrn Professor Dr. Stefan Fisch, 
den Betreuern dieses Forschungsprojekts. 

Speyer, im September 2002 Heike Arnos 
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I. Die Idee zur Gründung eines „Instituts für 
verwa!tungswissenschaftliche Forschung" (IvF) 1956-1959 

1. Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 

1 

Auf Initiative der französischen Besatzungsmacht, mit der Verfügung Nr. 194 
der Militärregierung vom Januar 1947, wurde in Speyer zum 1. Mai 1947 die 
„Ecole Superieure d' Administration" eröffnet. In der deutschen Übersetzung 
hieß sie „Höhere Verwaltungsakademie", während die offizielle Bezeichnung 
,,Staatliche Akademie für Verwaltungswissenschaften"3

, kurz ,,Akademie", lau­
tete. Sie sollte nach den Vorstellungen der Besatzungsmacht zu der von ihnen 
intendierten „völligen Umerziehung'' des deutschen Volkes beitragen. Die 
französische Militärverwaltung dekretierte für die Höhere Verwaltungsaka­
demie ein Ausbildungskonzept, mit dem eine Reform des deutschen Berunten­
tums, in Speyer speziell für das Personal des höheren Verwaltungsdienstes, 
eingeleitet werden sollte. In den Augen der Siegermacht galt die deutsche Be­
amtenschaft als eine Hauptstütze des Nationalsozialismus. Das französische 
„Umerziehungs"-Konzept zielte - in Anlehnung an die im Oktober 1945 in 
Paris errichtete „Ecole Nationale d' Administration" (ENA) - auf einen Ab­
solventen der Speyerer Verwaltungsakademie als einen mit abgeschlossenem 
Universitätsstudium verschiedener Fachdisziplinen4 ausgestatteten, in fachli­
cher Hinsicht qualifizierten und mit breiter Allgemeinbildung versehenen 
Nachwuchsbeamten für die von der Resatzungsmacht gebildeten L~nder 
Rheinland-Pfalz, Baden und Württemberg-Hohenzollern.5 

Anders als bei ihrer Gründung vorgesehen, entwickelte sich die Akademie 
rasch zu einer postuniversitären Hochschule, die an deutsche Traditionen der 
Verwaltungswissenschaft anknüpfte. Das wurde deutlich in der Berufungspo­
litik für die ordentlichen Professuren,6 deren Lehrangebot und der Auswahl 
der Hörer in den ersten Semestern. Das Lehrprogramm der Anfangsjahre 
reichte vom Staats- und Verwaltungsrecht sowie der theoretischen und prakti­
schen Verwaltungslehre über die Finanz- und Wirtschaftswissenschaften bis 

3 Vgl. Personal- und Vorlesungsverzeichnis der Staatlichen Akademie für Verwal­
tungswissenschaften Speyer, SS 1947. 

4 Dahinter stand vor allem die Absicht, das Juristenmonopol in der Verwaltung durch 
Öffnung der Laufbahn für Bewerber aus anderen Fachdisziplinen zu beseitigen. 

5 Vgl. Franz Knöpfte, S. 11-18; Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 11-24. 

6 Vgl. Rudolf Morsey, Berufungspolitik, S. 273-291. 
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zu philosophischen, soziologischen und historischen Lehrveranstaltungen und 
fremdsprachlichen Kursen. Die Lehre der Verwaltungswissenschaften wurde 
vom Gründungsrektor Hermann Haußmann7 im Sinne einer Zusammenfas­
sung der aufgezählten Fächer verstanden, um die „Verwaltung mit den sozia­
len und politischen Forderungen der Zeit in Einklang zu bringen".8 

Die Gründungsphase der Höheren Verwaltungsakademie endete im Au­
gust 1950 damit, dass die Landesregierung von Rheinland-Pfalz ein Gesetz 
zur Errichtung der „Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer" er­
ließ, das rückwirkend zum 1. April in Kraft trat. Verhandlungen in den Jahren 
1949 und 1950 zwischen der seit September 1949 tätigen Bundesregierung 
und Vertretern des Deutschen Städtetages, des Innenministeriums von Rhein­
land-Pfalz und Vertretern jener Länder, die am Speyerer Ausbildungskonzept 
Interesse zeigten - das waren 1950 Baden, Bayern, Hessen, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein-, hatten zur Errichtung der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften Speyer als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
geführt. Diese trat gleichzeitig in die Rechte und Verbindlichkeiten der Höhe­
ren Verwaltungsakademie ein. Nur so konnte die auf französische Weisung 
geschaffene Ausbildungsstätte für das höhere Verwaltungspersonal nach der 
Gründung der Bundesrepublik weiter existieren. Sie wurde in den Kreis der 

9 „echten" Hochschulen aufgenommen. 

Die Aufgabe und Funktion der Hochschule für Verwaltungswissenschaf­
ten bestand in der „verwaltungswissenschaftlichen Ausbildung, Fortbildung 
und Forschung". 10 Die Klientel der postuniversitären, berufspraktischen Aus­
bildungsstätte setzte sich aus Referendaren im juristischen Vorbereitungs­
dienst, aus Regienmgsreferendaren (bis zum Auslaufen dieses Ausbildungs­
ganges 1954 ), aus Assessoren, die in den höheren Verwaltungsdienst strebten, 
und aus Aufstiegsbeamten aus dem gehobenen Dienst zusammen. Die Hoch­
schule gewann im Laufe der 1950er Jahre eine feste Position im Rahmen der 
einheitlichen Ausbildung der Referendare für Justiz und Verwaltung im Be­
reich ihrer Verwaltungsausbildung. Hinzu kamen Fortbildungsangebote für 
die im Berufsleben stehenden Verwaltungsbeamten des höheren Dienstes, wie 

7 H. Haußmann (geb. 1879), 1947-1950 Professor für Verwaltungsrecht an der Staatli­
chen Akademie für Verwaltungswissenschaft Speyer. Vgl. Kürschners Gelehrten­
Kalender 1950, S. 731. 

8 Zitiert bei Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 20. 
Die Verwaltungswissenschaft sollte verstanden werden als Verwaltungslehre, Ver­
waltungsrecht und Verwaltungspolitik Vgl. auch Franz Knöpfte, S. 35 f. 

9 Vgl. Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 26 f. 

10 Personal- und Vorlesungsverzeichnis, WS 1955/56, S. 3. 
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die rasch auf positives Echo stoßenden Staatswissenschaftlichen Fortbildungs­
kurse, die alljährlich Ende März und Ende September stattfanden. 

Als Besonderheit der eigenständigen wissenschaftlichen Hochschule 
Speyer \\rurde aus dem Akademie-Vorläufer das Gremium Venvaltungsrat11 

mit seinen Befugnissen übernommen. Der Verwaltungsrat beriet und kontrol­
lierte die Hochschule; er beschloss über den Haushalt, die personelle Zusam­
mensetzung des Lehrkörpers und über den Lehrplan. Den Venvaltungsrat bil­
deten je ein Vertreter des Bundes und der beteiligten Länder. Allen Ländern 
der Bundesrepublik und interessierten Verbänden stand der Beitritt offen. 
1950 waren an der Hochschule auf der Grundlage eines Verwaltungsabkom­
mens neben dem Bund und Rheinland-Pfalz noch Baden, Bayern, Nieder­
sachsen und Schleswig-Holstein beteiligt. Sie trugen auch zur Finanzierung 
bei. Dafür konnten die Länder Beamte und Beamtenanwärter sowie Ange­
stellte des höheren Dienstes zur Aus- und Fortbildung an die Hochschule ent­
senden. Diesem Verwaltungsabkommen traten bis 1955 weitere Länder bei: 
Bremen, Hamburg und Nordrhein-Westfalen. 1956 kam Hessen, 1957 das 
Saarland und 1961 West-Berlin hinzu.12 

Der Verwaltungsrat trat in der Regel zweimal im Jahr zusammen. Sein 
Vorsitz lag immer in rheinland-pfälzischer Hand, seit 1950/51 ausgeübt vom 
Justiz- und Kultusminister Dr. Adolf SüsterhelUl 13

• Die Professoren sowie das 
Verwaltungspersonal der Hochschule standen im Dienst des Landes Rhein­
land-Pfalz. Im Unterschied zu anderen wissenschaftlichen Hochschulen und 
Universitäten war und blieb die Aufsichtsbehörde der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften die Staatskanzlei Rheinland-Pfalz und nicht das Kultus­
ministerium. 

Mit der Errichtung der Hochschule wurde der Senat von einem Bera­
tungsgremium in ein Beschlussorgan umgewandelt. Mitglieder des Senats wa­
ren die ordentlichen und ein Vertreter der außerordentlichen Professoren so-

11 Der Veiwaltungsrat setzte sich 1947 zusammen aus Vertretern der drei Länderregie­
rungen (Ministerialdirektor Dr. Rick, Koblenz, Minister Dr. Nordmann, Freiburg i. 
Br., Ministerialrat Breuer, Tübingen) und der drei Universitäten der französischen 
Zone (den Rektoren Professor Dr. Schmid, Mainz, Professor Dr. von Dietze, Frei­
burg i. Br., Professor Dr. Steinbüchel, Tübingen) sowie zwei Vertretern des Lehrkör­
pers (Professor Dr. Hesse und Professor Dr. Öfterding) und dem Präsidenten der 
Veiwaltungsakademie (Professor Dr. Haußmann). Vgl. Personal- und Vorlesungs­
verzeichnis, SS 1947, S. 7. 

12 Vgl. Franz Knöpfte, S. 20 f. 

13 A. Süsterhenn (geb. 1905), Dr. jur., Staatsminister a. D., Richter/Rechtsanwalt in 
Köln, Zentrumsmitglied, CDU-Mitglied, 1951-1961 Honorarprofessor (für Staatsleh­
re) an der Hochschule Speyer, 1951-1961 Präsident des OVG und Vorsitzender des 
Verfassungsgerichtshofes von Rheinland-Pfalz. Vgl. Wer ist wer?, S. 1557 f. 
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wie, mit beratender Stim_me, ein Vertreter der Lehrbeauftragten. Die Hoch­
schule besaß eine Rektoratsverfassung. Rektor und Prorektor wurden vom 
Senat gewählt.14 

Zwischen dem Venvaltu.ngsrat und dem Senat bestand hu1ge Zeit ein 
Spannungsverhältnis; 15 denn die Mitglieder des Verwaltungsrats besaßen ein 
Mitbestimmungsrecht über die Besetzung des Lehrkörpers der Hochschule und 
über die Gestaltung des Lehrangebots. Der Senat hingegen wollte sein Recht 
zur Selbstverwaltung der Hochschule und das Recht der Freiheit von Wissen­
schaft und Forschung keinesfalls eingeschränkt wissen. Beide Gremien blie­
ben allerdings mit Erfolg bemüht, keine Entscheidungen gegen den ausdrück­
lichen Willen des jeweils anderen Organs durchzusetzen. 

Mitte der 1950er Jahre hatte sich der Lehr- und Forschungsbetrieb einge­
spielt. 1955/56 amtierte als Rektor der Arbeits- und Sozialrechtler Professor 
Gustav Adolf Bulla16

, Prorektor war der Wirtschaftswissenschaftler Professor 
Reinhard Schaeder17 und ab dem Sommersemester 1956 der für Öffentli­
ches Recht ausgewiesene Vlissenschaftler Professor Carl-Hermann Ule18

. Der 
Lehrkörper bestand aus sieben ordentlichen und einem außerordentlichen Pro­
fessor. Vier Honorarprofessoren und zehn Lehrbeauftragte stellten den Bezug 
zur Verwaltungspraxis sicher. Die Hochschule hatte 1950 zur Gliederung des 
Lehrangebots drei wissenschaftliche Institute eingerichtet: für Rechtswissen­
schaft, für Wirtschaftswissenschaft sowie für Soziologie und Geschichte. 19 

Seit 1954 wurden an den Lehrstühlen nach und nach Assistentenstellen einge­
richtet. Die Zahl der Hörer pro Semester pendelte sich ab Mitte der 1950er 
Jahre auf knapp 200 ein. Im Wintersemester 1956/57 z.B. lag sie bei 185 Hö­
rerinnen und Hörern, im Wintersemester 1957/58 bei 205 Hörerinnen und 
Hörem.20 

14 Vgl. Vorläufige Satzung der Hochschule, 10. Oktober 1950, in: Archiv der HS. 

15 Vgl. Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 27. 

16 G. A. Bulla, Dr. jur„ seit 1955 o. Professor für Bürgerliches Recht, Arbeitsrecht 
nebst Sozialversicherungsrecht, Wirtschaftsrecht. Vgl. Kürschners Gelehrten-Kalen­
der 1961, S. 251 f. 

17 R. Schaeder (geb. 1905), Dr. rer. pol., seit 1952 o. Professor an der HS Speyer für 
Volkswirtschaftslehre. Vgl. ebenda, S. 1745. 

18 C. H. Ule (geb. 1907), Dr. jur., seit 1955 o. Professor für Öffentliches Recht an der 
HS Speyer, in: ebenda, S. 2135. 

19 Vgl. Personal- und Vorlesungsverzeichnis, WS 1955/56, S. 6-9; SS 1956, S. 5-8. 

20 Im Wintersemester 1953/54 110 Hörer, im Wintersemester 1955/56 163 Hörer. Vgl. 
Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 21. März 1956, Ansprache des Rektors zur 
Semestereröffuung, 5. November 1956; Bericht des Rektors über das Wintersemester 
1957/58; in: Archiv der HS. 
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Der Jahresetat der Hochschule stieg im Jahrzehnt von 1950 bis 1960 von 
DM 300.000 auf DM 1,3 Millionen.21 Für das Haushaltsjahr 1956/57 lag er 
bei DM 400.000. Zu dem Etat der Hochschule, im Etat des Landes Rheinland­
Pfalz ausgewiesen, leisteten der Bund und die dem Verwaltungsabkommen 
beigetretenen Länder anteilmäßig einen Beitrag, der allerdings eher symboli­
schen Wert hatte. Knapp die Hälfte des Hochschuletats ging zu Lasten des 
Haushalts von Rheinland-Pfalz. Ein Drittel der anderen Hälfte bestritt der 
Bund, den verbleibenden Teil teilten sich die die Hochschule mittragenden 
Länder.22 

Seit Beginn ihrer Existenz residierte die Akademie, dann die Hochschule 
in der Speyerer Innenstadt, in den Gebäuden der früheren Lehrerbildungsan­
stalt, in der Johannesstraße 10, gegenüber der Pfälzischen Landesbibliothek. 
Die ständig wachsende Zahl von Hörern und Fortbildungsteilnehmern ließ in 
der ersten Hälfte der l 950er Jahre deutlich werden, dass die alten Räumlich­
keiten den Ansprüchen der Hochschule nicht mehr genügten. So wurde für die 
nötigen Seminar- und Arbeitsräume, Hörsäle, Büros und das Wohnheim ein 
Neubau ins Auge gefasst. 1955/56 begannen die Überlegungen und Planun­
gen konkreter zu werden. Für den Neubau einigte man sich auf ein Grund­
stück, das die Stadt Speyer kostenlos zur Verfügung stellte und das an der 
Dudenhoferstraße am westlichen Stadtrand lag. Der Neubau des Lehrgebäu­
des und des Wohnheims für DM 4,5 Millionen wurde in der Freiherr-vom­
Stein-Straße 1960 realisiert und im September im Beisein des Bundespräsi­
denten, des rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten, sämtlicher Innenmini­
ster der Länder und von 18 Rektoren (west)deutscher Universitäten und Hoch­
schulen seiner Bestimmung übergeben.23 

2. Institut für verwaltungswissenschaftliche Forschung (IvF) -
ein Anstoß von außen 

In den Anfangsjahren lag der Aufgabenschwerpunkt der Hochschule Speyer 
bei der Aus- und Fortbildung. Die Professoren widmeten sich zunehmend 

21 Vgl. Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 28. 

22 Vgl. Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 21. März 1956, in: Archiv der HS. 
Konkret verteilten sich die Beiträge im Rechnungsjahr 1956/57 folgendermaßen: 
Bund Drv1 75~000, Baden-\l/ürttemberg D~ ... 1 20~000, Bayern D~.1 404000, Bremen 
DM 5.000, Hamburg DM 10.000, Niedersachen DM 25.000, Nordrhein-Westfalen 
DM 50.000 und Schleswig-Holstein DM 5.000. Für Rheinland-Pfalz verblieben 
demnach DM 170.000. Das 1956 noch nicht beigetretene Land Hessen erwog einen 
Beitrag von DM 30.000. Vgl. ebenda. 

23 Vgl. Franz Knöpfte, S. 31. 



6 

aber auch der Erforschung von Problemen der Verwaltung und Politik im 
modernen Staat. Deren Ergebnisse präsentierten sie u. a. auf den Staatswis­
senschaftlichen Fortbildungskursen - bis März 1957 hatten 24 Kurse dieser 
Art stattgefunden.24 Weitere Arbeiten wurden seit 1949 in der „Schriftenreihe 
der Hochschule Speyer"25 oder auch in Fachzeitschriften, beispielsweise dem 
„Verwaltungsarchiv'', veröffentlicht. 

Ein erster Anstoß, die verwaltungswissenschaftliche Forschung an der 
Hochschule in Speyer zu institutionalisieren, kam von außen. Angeregt durch 
die Verwaltungen der Länder und des Bundes, die ihr Interesse an einer Ver­
waltungslehre und praxisbezogener Forschung immer wieder äußerten26

, rich­
tete vor allem das Bundesinnenministerium (BMI) seine Aufmerksamkeit auf 
verwaltungswissenschaftliche Forschung. Dieses Interesse hatte sich bereits 
Anfang der 1950er Jahre darin geäußert, dass die Bundesrepublik um Auf­
nahme in den Mitgliedskreis des Internationalen Instituts für Verwaltungswis­
senschaften (International Institute of Administrative Sciences - IIAS), mit 
Sitz in Brüssel, ersucht und sich 1953 eine vorläufige Deutsche Sektion ge­
schaffen hatte. Zur feierlichen Gründung der „Deutschen Sektion des Interna­
tionalen Instituts für Verwaltungswissenschaften" und damit zur förmlichen 
Aufnahme in das internationale Gremium kam es am 20. Januar 1956 in 
Bonn.27 Die Festsitzung stand unter der Federführung des Bundesinnenminis­
ters, die „Deutsche Sektion" wurde dem Bundesinnenministerium angeglie­
dert. 28 An der Gründungstagung29 und vermutlich auch bereits als Mitglieder 

24 Vgl. z.B.: Staats- und Verwaltungswissenschaftliche Beiträge. 10 Jahre Hochschule 
für Verwaltungswissenschaften, Stuttgart i 957; die Themen der Tagungen bis i 957 
bei Erich Becker, S. 29. 

25 Bis 1950 noch „Schriftenreihe der Akademie Speyer". 

26 Vgl. Franz Knöpfte, S. 61. 

27 Zu deutschen Mitarbeitern am IIAS zählten 1952 jeweils ein leitender Beamter aus 
dem BMI und dem BMF sowie zwei Wissenschaftler. Vgl. Hans Schneider, S. 526 f. 

28 Die Deutsche Sektion des Internationalen Instituts für Verwaltungswissenschaften 
war und ist ein Zusammenschluss von Verwaltungswissenschaftlern und -praktikem. 
Ihre Kernaufgaben liegen darin, Kenntnisse über in- und ausländische Verwaltungs­
wissenschaft und -praxis zu gewinnen und zu verbreiten, sowie Kontakte zwischen 
deutschen und ausländischen Wissenschaftlern und Praktikern der Verwaltungswis­
senschaft herzustellen und zu fördern. Der Bundesinnenminister bestimmt den Gene­
ralsekretär der Deutschen Sektion und vertritt die Bundesregierung im Verwaltungs­
rat des Internationalen Instituts. Heute zählt die Deutsche Sektion zirka 400 Mitglie­
der. Im Vorstand sind als Vizepräsident Professor Klaus König und als weiteres Vor­
standsmitglied Professor Heinrich Siedentopf von der Hochschule Speyer vertreten. 
Vgl. Homepage der Deutschen Sektion, in: http://www.deutschesektion-iias.de und 
Interview mit Christoph Hauschild, in: http://www.sqvw.ch/d_framemitte_inter­
view hauschild.htrn. 
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der Deutschen Sektion nahmen von der Speyerer Hochschule die Professoren 
Erich Becker3°, Carl-Hermann Ule und Christian-Friedrich Menger31, alles 
Öffentlichrechtler, teil. Sie informierten Ende Februar 1956 über die Bonner 
Gründungsfeierlichkeiten den Senat der Hochschule. Danach war die Einstel­
lung des neuen Präsidenten der Deutschen Sektion, Professor Erich Kauf­
mann32 von der Bonner Universität, und des Festredners auf der Gründungs­
versammlung, Professor Hans Peters33 von der Universität Köln, gegenüber 
der Speyerer Hochschule äußerst kritisch gewesen.34 

Das Interesse des BMI an verwaltungswissenschaftlicher Forschung zeigte 
sich weiter darin, dass dessen Referat VII im Anschluss an die Gründung der 
Deutschen Sektion im Ministerium eine Vorlage mit dem Titel „Einrichtung 
eines Instituts für Verwaltungswissenschaftliche Forschung" erarbeitete und 
Ende Februar 1956 dem Staatssekretär im Innenministerium Karl-Theodor 
Bleek35 vorlegte.36 Darin wurde zu drei Fragenkomplexen Stellung genom­
men: 1. zur Aus- und Fortbildung des Personals für den höheren allgemeinen 
Verwaltungsdienst, 2. zur Notwendigkeit der Wiederherstellung der Kontakte 
zwischen der deutschen und der europäischen (bzw. internationalen) Verwal­
tung und 3. zum Stand der verwaltungswissenschaftlichen Forschung in der 
Bundesrepublik. 

Das BMI ging davon aus, dass die Ausbildung des Nachwuchses für den 
höheren allgemeinen Verwaltungsdienst innerhalb der Justizausbildung, also 
der Rechtsreferendare der Länder, durch den „Einsatz ausgezeichneter Lehr-

29 Vgl. Deutsche Sektion des Internationalen Instituts für Verw::ilt11l1gswissenschaften, 
s. 529. 

30 E. Becker (geb. 1906), Dr. jur., Dr. phil., seit 1941 o. Professor für Öffentliches 
Recht, seit 1947 in Speyer. Vgl. Kürschners Gelehrten-Kalender 1961, S. 91. 

31 Ch.-F. Menger (geb. 1915), Dr. jur., seit 1952 o. Professor für Öffentliches Recht, 
seit 1955 an der HS Speyer. Vgl. ebenda, S. 1314. 

32 E. Kaufmann (geb. 1880), Dr. jur., Staats- und Verwaltungsrechtler, o. Professor seit 
1913, 1950 emeritiert, Honorar-Professor in Bonn. Vgl. ebenda, S. 934. 

33 H. Peters (geb. 1896), Dr. jur., Staats- und Verwaltungsrechtler, seit 1932 o. Profes­
sor, seit 1949 Universität Köln, dort Direktor des verwaltungswissenschaftlichen 
Universitäts-Instituts, Präsident der Görresgesellschaft. Vgl. ebenda, S. 1521 f. 

34 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 22. Februar 1956, in: Archiv der HS. 

35 K.-Th. Bleek (geb. 1898), Ju..-ist, 1946-1951 OB :Marburg, M:dL Hessen (FDP), 1951~ 
195 7 StS im BMI, ab 1957 Chef des Bundespräsidialamtes. Vgl. Wer ist wer?, 
s. 118. 

36 Vgl. Referentenvorlage im BMI, Bonn, 29. Februar 1956, Betr.: Eimichtung eines 
Instituts für Verwaltungswissenschaftliche Forschung, in: Archiv der HS und des 
FÖV. 
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kräfte" :m der Hochschule für Verwaltungswissenschaften seh_r gut gelinge. 
Zudem hätten die Staatswissenschaftlichen Fortbildungskurse der Speyerer 
Hochschule für die höheren Beamten positiven Anklang gefunden. „Es sollte 
daher alles getan werden," - so hieß es in der Vorlage - „um die Hochschule 
[Speyer] weiter auszubauen und sie zu der Ausbildungs- und Fortbildungs­
stätte für den höheren Verwaltungsdienst in der Bundesrepublik zu machen."37 

In der Gründung der Deutschen Sektion des Internationalen Instituts sah 
das Innenministerium in Bonn einen ersten geglückten Schritt, um nach der 
NS-Herrschaft in Deutschland die Verwaltungswissenschaft der Bundesrepu­
blik wieder in Verbindung und Kontakt mit dem Ausland zu bringen. Diesen 
positiven Voten in der Referentenvorlage folgte eine Negativbilanz in bezug 
auf die Forschung: „Während auf dem Gebiet der verwaltungsmäßigen Aus­
bildung und der Verwaltungslehre durch die Arbeit der Hochschule für Ver­
waltungswissenschaften [Speyer] doch schon sehr viel erreicht werden konn­
te, mangelt es noch an intensiver Arbeit auf dem Gebiet der verwaltungswis­
senschaftlichen Forschung .... Es wird ... erkennbar, dass eine Einrichtung ge­
schaffen werden muss, die sich dieser Arbeiten in besonderem Maße an­
nimmt. ... Dabei wäre daran zu denken, ein Institut fiir Verwaltungswissen­
schaftliche Forschung einzurichten.''38 

Nach den Vorstellungen des BMI sollte dieses Institut seine Forschungen 
auf vier Gebieten konzentrieren: Zum einen auf Studien zur Struktur der 
Verwaltung, zur Erarbeitung von „Grundsätzen einer zweckmäßigen Verwal­
tungsorganisation und Kompetenzregelung" mit dem Ziel, „Grundfragen der 
Verwaltungsvereinfachung" näher zu kommen. Zweitens sollten Forschungen 
zu Verwaltungsmethoden - beispielsweise die sich verstärkende Einfluss­
nahme der Wirtschaft (Steuern/Subventionen) auf die Verwaltung - und drit­
tens zur „verwaltungswissenschaftlichen Systembildung" in Angriff genom­
men werden. Ein viertes Forschungsfeld sah man in der sogenannten Entwick­
lungsarbeit, d. h. in der „Rechtsvergleichung, Rechtsvereinfachung, Rechtsbe­
reinigung" als wissenschaftliche Vorbereitung der Gesetzgebung. Diese Ar­
beiten würden Bund und Ländern in gleicher Weise zugute kommen und 
schließlich für die „Wiedervereinigung mit der Sowjetzone" besondere Be­
deutung haben. 39 

Mit dem Hinweis, dass in anderen europäischen Staaten die Notwendig­
keit einer verwaltungswissenschaftlichen Forschung schon lange erkannt sei 

37 Ebenda. 

38 Ebenda. 

3 9 Vgl. ebenda. 
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und ausgeübt werde,40 kamen die Gutachter des BMI zu dem Schluss, dass es 
dringend notwendig erscheine, „in der Bundesrepublik ein derartiges For­
schungsinstitut einzurichten. Dabei liegt es nahe, einen engen Kontakt mit der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften herzustellen. Hierdurch würde 
sichergestellt, dass sich Lehre und Forschung auf dem Gebiet der Verwaltung 
und des Verwaltungsrechts stets gegenseitig ergänzen. Eine fruchtbare Zu­
sanunenarbeit von Bund und Ländern besteht schon hinsichtlich der Verwal­
tungsausbildung und -fortbildung dadurch, dass die Hochschule von Bund 
und Ländern gemeinsam getragen wird. Es wäre daher außerordentlich glück­
lich, wenn diese Zusammenarbeit auf die verwaltungswissenschaftliche For­
schung ausgedehnt würde. "41 

Die Empfehlung aus dem Bundesinnenministerium hieß demnach eindeu­
tig: ,,Äußerst zweckmäßig" und sinnvoll sei die „Einrichtung eines Instituts 
für Verwaltungswissenschaftliche Forschung innerhalb der Hochschule oder 
in engster Verbindung mit ihr. "42 

Die Vorlage schloss mit dem Hinweis, dass auf der nächsten Sitz;Llllg des 
Verwaltungsrats der Hochschule in Speyer die Einrichtung eines solchen In­
stituts zur Sprache kommen werde, allerdings außerhalb der eigentlichen Ta­
gesordnung. Dies geschah auch, obwohl sich der leitende und für die Hoch­
schule zuständige Beamte der Mainzer Staatskanzlei, Ministerialrat Fritz 
Duppre - selbst ein Absolvent der Höheren Verwaltungsakademie -, gegen 
einen Meinungsaustausch über ein solches Institut auf der Sitzung des Ver­
waltungsrats aussprach. Bei einem turnusmäßigen Treffen des Rektors der 
Hochschule, Gustav-Adolf Bulla, mit Duppre in Mainz am 15. März 1956 
beharrte dieser darauf, dass rl1e ,,Erörternng des Planes „. der Errichtung eines 
... Bundesinstituts für Verwaltungswissenschaften ... bei der Hochschule . „ 
keineswegs zweckmäßig"43 sei, da bisher weder die Haltung des Staatssekre­
tärs im BMI, Karl-Theodor Bleek, noch die der einzelnen Ländervertreter be­
kannt sei. Duppre schlug vor, nur bei Anwesenheit von Staatssekretär Bleek 

40 Frankreich besaß eine verwaltungswissenschaftliche Forschungseinrichtung, das 
„Centre des Hautes Etudes Administratives"; Großbritannien hatte das „Royal Insti­
tute of Public Administration"; in Belgien wurde die Verwaltungsforschung inner­
halb der Nationalsektion des IIAS betrieben; Italien war dabei, ein verwaltungswis­
senschaftliches Institut in Mailand einzurichten und Spanien verfügte im Rahmen 
seiner Akademie der Wissenschaften über rechts- und staatswissenschaftiiche Institu­
te mit verwaltungswissenschaftlicher Forschung. Vgl. ebenda. 

41 Ebenda. 

42 Ebenda. 

43 Bericht über die Dienstreise nach Mainz am 15. März 1956, in: Archiv der HS. 
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außerhalb der offiziellen Sitzung des Verwaltungsrates die Frage eines Insti­
tuts anzusprechen.44 

Am 21. März 1956 tagte der Verwaltungsrat unter dem Vorsitz von Pro­
fessor Adolf Süsterhenn - Präsident des Oberver..valtungsgerichts und Vorsit­
zender des Verfassungsgerichtshofes von Rheinland-Pfalz - und unter Anwe­
senheit zweier Vertreter aus dem Bonner Innenministerium (Staatssekretär 
Bleek war nicht zugegen) und von Vertretern aus den Ländern sowie Rektor 
Bulla und Prorektor Ule von der Hochschule. Die Verwaltungsratsmitglieder 
wurden über die Absicht des Bonner Innenministeriums informiert, im Rah­
men der Deutschen Sektion des Internationalen Instituts für Verwaltungswis­
senschaften ein „Bundesinstitut für verwaltungswissenschaftliche Forschung" 
einzurichten. Die Ländervertreter im Verwaltungsrat stimmten durchweg der 
Schaffung eines solchen vom Bund getragenen Instituts zu und erklärten es 
für sinnvoll, dessen Gründung in enger Verbindung mit der Hochschule in 
Speyer vorzunehmen. Auch die Teilnehmer des einen Tag später beginnenden 
22. Staatswissenschaftlichen Fortbildungskurses der Hochschule in Bad Dürk­
heim zeigten sich sehr angetan von der Idee institutionalisierter Erforschung 
der Verwaltungswissenschaften in Speyer.45 

Mit dem Beginn des Sommersemesters 1956 befasste sich auch der Senat 
der Hochschule offiziell mit dem Thema „Planung neuer Institutionen an der 
Hochschule". Am 2. Mai 1956 behandelten die Professoren Bulla, Ule, Becker, 
Gehlen46

, Hesse47
, Menger, Schaeder, Smolka48 und als Vertreter der Lehrbe­

auftragten der Präsident des rheinland-pfälzischen Rechnungshofes, Hans­
Georg Dahlgrün49

, zum einen eine auf der Bad Dürkheimer Tagung aufge­
kommene Idee zur Einrichtung eines Dokumentationszentrums. In diesem 
Archiv sollten Unterlagen („graue Literatur") der verwaltungswissenschaftli­
chen Forschung gesammelt und ausgewertet werden. Die Hochschule wollte 

44 Vgl. ebenda. 

45 Vgl. Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 21. März 1956, in: Archiv der HS. 

46 Arnold Gehlen (geb. 1904), Dr. phil., o. Professor seit 1934, seit 1947 HS Speyer auf 
dem Lehrstuhl für Soziologie und Psychologie. Vgl. Kürschners Gelehrtenkalender 
1961, S. 530. 

47 Albert Hesse (geb. 1876), Dr. jur., Dr. phil., Dr. rer. pol. h. c., o. Professor seit 1910, 
seit 1947 HS Speyer auf dem Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre, 1951 emeritiert. 
Vgl. ebenda, S. 756. 

48 Georg Smolka (geb. 1901), Dr. phil., seit 1947 Dozent an der HS Speyer, seit 1954 
ao. Professor, Lehrstuhl für Neuere politische Geschichte. Vgl. ebenda, S. 1963. 

49 H.-n Dahlgrün (geb. 1901), Jurist, Staatsminister a. D., seit 1952 Präsident des 
Rechnungshofes Rheinland-Pfalz, 1954 StS, 1958 Finanzminister, 1959 Präsident der 
Landeszentralbank. Vgl. Wer ist wer?, S. 224. 
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das „Archiv für verwaltungswissenschaftliches Material" der Hochschulbib­
liothek angliedern. Der Rektor hatte diese Idee mit der Bitte einer entspre­
chenden Budgeterhöhung über die Mainzer Staatskanzlei bereits an das Bun­
desinnenministerium weiterleiten lassen.50 

Zum anderen diskutierten die Senatsmitglieder über den Plan zur Grün­
dung eines „Instituts für verwaltungswissenschaftliche Forschung". Dabei 
traten Meinungsverschiedenheiten über den Status des Instituts und seine Stel­
lung als Bundes- oder Ländereinrichtung zutage. Während der Verwaltungsrat 
sich für ein Bundesinstitut für verwaltungswissenschaftliche Forschung im 
Rahmen der Deutschen Sektion des Internationalen Instituts für verwaltungs­
wissenschaftliche Forschung, in engster Verbindung mit der Hochschule 
Speyer, ausgesprochen hatte, favorisierte Carl-Hennann Ule eine von den 
Ländern einzurichtende Forschungsanstalt. Nach Ule sollte sie eventuell als 
„Institut für deutsches und ausländisches Verwaltungsrecht" bezeichnet und 
nötigenfalls zusätzlich zu einem Bundesinstitut geschaffen werden. 

Der Präsident des Rechnungshofes und Lehrbeauftragte Dahlt,1 lin machte 
auf zukünftige Schwierigkeiten aufmerksam, die sich bei unterschiedlicher 
Trägerschaft von Hochschule und Institut ergäben. Er schlug vor, zu überden­
ken, ob eine Besetzung des neuen Instituts - mit der möglichen Bezeichnung 
„Deutsches Institut für Verwaltungswissenschaften" - nicht in Personalunion 
mit den Lehrstuhlinhabern der Hochschule vorgenommen werden könnte. 
Dahlgrün unterstrich dabei deutlich, dass der Status der Hochschule unange­
tastet bleiben müsse, die ,,Hochschule nicht Bundesinstitut" werden könnte. 

Der Rektor stellte in der Aussprache wiederholt das besondere Interesse 
des Bundesinnenrmmsteriums und insbesondere des Staatssekretärs Bleek für 
die Schaffung eines verwaltungswissenschaftlichen Forschungsinstituts an der 
Hochschule heraus und wies auf die unverzichtbare Unterstützung aus Rhein­
land-Pfalz durch den Vorsitzenden des Verwaltungsrats Süsterhenn und In­
nenminister Alois Zimmer51 hin. Außerdem teilte Rektor Bulla mit, dass 
Staatssekretär Bleek indirekt sein „Placet" für ein solches Institut in Verbin­
dung mit der Hochschule gegeben habe und eine Vorsprache des Rektors in 
Bonn bereits geplant sei.52 

In den nächsten Wochen und Monaten engagierten sich die Professoren 
der Hochschule Speyer in der von Bonn aus angeschobenen Frage der Grün-

50 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 2. Mai 1956, in: Archiv der HS. 

51 A. Zimmer (geb. 1896), Dr. jur., 1945 Mitbegründer der CDU und 1947-1957 MdL 
in Rheinland-Pfalz, 1951-1957 Innen- und Sozialminister in Rheinland-Pfalz. Vgl. 
Wer ist wer?, S. 1764. 

52 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 2. Mai 1956, in: Archiv der HS. 
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dung eines Instituts für verwaltungswissenschaftliche Forschung. Als gängi­
ges Kürzel für das geplante Institut bürgerte sich „IvF" ein. Die Mainzer 
Staatskanzlei teilte dem Rektor Anfang Juni 1956 mit, dass Staatssekretär 
Bleek (BMI) dem Innenminister von Rheinland-Pfalz schriftlich zugesichert 
habe, dass dieses „zu errichtende Bundesinstitut der Hochschule in Speyer 
einzugliedern sei, „. weil von dieser Plattform aus „. wohl auch am besten die 
Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Fragen der verwaltungswissen­
schaftlichen Forschung'' möglich sein würde.53 

Auf Senatsbeschluss erarbeiteten Rektor Bulla und die drei Lehrstuhlinha­
ber für Öffentliches Recht, Ule, Menger und Becker, erste konkrete Vorstel­
lungen für das Institutsprojekt,54 als Grundlage einer Besprechung zwischen 
Rektor, Prorektor und Staatssekretär Karl-Theodor Bleek im Bundesinnen­
ministerium am 10. Juli 1956. Gegenstand des Gespräches in Bonn waren die 
Form der Gründung, die Rechtsstellung, die Aufgaben und der Etat des ge­
planten Bundesinstituts. 

Die Vertreter der Hochschule bezeichneten „die Euichh.mg eines Instituts 
für verwaltungswissenschaftliche Forschung in Verbindung mit der Hoch­
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer" als „dringende Notwendig­
keit. "55 Das Forschungsinstitut solle jedoch nicht in die Hochschule integriert, 
sondern nur bei ihr, aber mit eigenständigem Etat, angesiedelt werden und 
müsse sich vom Lehr- und Forschungsbetrieb der Hochschule abheben. Es 
solle in fünf Sektionen gegliedert werden und nur „hochqualifizierten Mitar­
beitern" offen stehen. Als Jahresetat schlugen die Professoren einen Betrag 
von DM 150.000 bis DM 200.000 vor. Für die Erstausstattung setzten sie 
DM 50.000 an.56 Die Wissenschaftler waren der Ansicht; dass das geplante 
Institut, wenn es seine Aufgaben erfüllen und neben den entsprechenden in­
ternationalen Forschungseinrichtungen bestehen solle, „ausgesprochen gut 
[finanziell und personell] ausgestattet sein" müsse. Ansonsten, so ließ der 
Rektor den Bonner Staatssekretär im Gespräch wissen, solle „der Plan des 
Instituts lieber ganz fallengelassen werden". 57 

53 Aktenvermerk: Dienstreise des Rektors zur Mainzer Staatskanzlei, 1. Juni 1956, in: 
Archiv der HS. 

54 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 20. Juni 1956, in: Archiv der HS. 

55 Anlage zum Schreiben vom 19. September 1956, in: Archiv der HS. 

56 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 25. Juli 1956, in: Archiv der HS. 
Zur Erinnerung: Der Jahresetat der Hochschule lag 1956 bei DM 400.000. 

57 Gespräch des Rektors mit dem Staatssekretär des BMI vom 10. Juli 1956, in: Archiv 
derHS. 
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Die Frage nach der Trägerschaft und damit auch der Finanzierung des In­
stituts blieb zunächst offen. Beide Seiten meinten, dass ,,wohl der Bund als 
Träger auftreten müsste und von den beteiligten Ländern entsprechende Bei­
träge zu fordern seien".58 Eine Verwaltungsgemeinschaft zwischen Bund und 
Ländern für das geplante Institut galt nicht als zweckmäßig, wenn der Bund 
die Etatgarantie übernehmen würde. Bulla und Ule ließen sich am 10. Juli 
1956 in Bonn von Staatssekretär Bleek nochmals versichern, dass ein Bundes­
institut für verwaltungswissenschaftliche Forschung „selbstverständlich bei 
der Hochschule errichtet [werde], weil eine andere Stelle in der Bundesrepu­
blik nicht in Frage [käme]. "59 

Weitere Überlegungen in Bonn über die Rechtsform, eine Beteiligung der 
Länder und über die Finanzierung des geplanten Instituts führten bis Septem­
ber 1956 zu einer veränderten Sicht im BMI. Sie dämpfte die Speyerer Hoff­
nungen auf die Errichtung einer verwaltungswissenschaftlichen Forschungs­
einrichtung. Das Bundesministerium teilte Anfang September dem Rektor der 
Hochschule mit, dass Bedenken gegen ein Bundesinstitut bestünden - mit 
Etatgarantie des Bundes und einer Beteiligung der Länder durch fixe Etatbei­
träge, geregelt in einem Verwaltungsabkommen. Zudem brächte die Errich­
tung eines Bundesinstituts dienstrechtliche Schwierigkeiten mit sich, weil die 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften und „das anzugliedernde Institut" 
je einen anderen Dienstherren haben würden - im ersten Fall die Staatskanzlei 
in Rheinland-Pfalz und im zweiten Fall das Bundesinnenministerium. Das 
BMI schlug daher vor, dass das Land Rheinland-Pfalz - so wie einst die 
Hochschule - nun auch das geplante Institut errichten solle. Die Finanzierung 
des Instituts müsse über die Beteiligung von Bund und Ländern in Form fester 
Beiträge nach dem sogemun1ten Königsteiner Schlüssel60 erfolgen. Das Bon­
ner Ministerium denke daran, 50 Prozent des Institutsetats aufzubringen, so 
dass die restlichen 50 Prozent von den Ländern beizusteuern seien. Das In­
nenministerium in Rheinland-Pfalz habe bereits für diese Form der Errichtung 
seine Zustimmung signalisiert.61 

58 Bericht über die Dienstreise nach Bonn am 10. Juli 1956, in: Archiv der HS. 

59 Ebenda; Protokoll der Senatssitzung, 25. Juli 1956, in: Archiv der HS. 

60 Der Königsteiner Schlüssel geht zurück auf ein Staatsabkommen der Länder der 
BRD über die Finanzierung wissenschaftlicher Forschungseinrichtungen vom 30./31. 
Mai 1949. Der Schlüssel regelte die Aufteilung des Länderanteils bei gemeinsamen 
Finanzierungen so, dass der Gesamtbetrag auf die einzelnen Länder zu zwei Dritteln 
nach dem Verhältnis ihrer Steuereinnahmen und zu einem Drittel nach dem Verhält­
nis ihrer Bevölkerungszahl umgelegt wurde. 

61 Vgl. Bericht über die Planung eines „Forschungsinstituts der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften Speyer", Mai 1958, in: Archiv der HS. 
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Die Ländervertreter im Verwaltungsrat der Hochschule stimmten auf ihrer 
Herbstsitzung 1956 den Vorschlägen des BMI zu. Sie befürworteten, dass das 
Ministerium in einem nächsten Schritt die einzelnen Länder anschreibe, um 
ihre Bereitschaft hinsichtlich der Beteiligung an dem geplanten „Institut bei 
der Hochschule", insbesondere zur Finanzierung der restlichen 50 Prozent 
gemäß dem Königsteiner Schlüssel auf der Grundlage eines entsprechenden 
Verwaltungsabkommens, abzuklären.62 

Rektor und Prorektor der Hochschule nutzten diese Verwaltungsratssit­
zung, um nochmals die Dringlichkeit der ,,Errichtung eines Instituts für ver­
waltungswissenschaftliche Forschung in Verbindung mit der Hochschule ... 
Speyer" herauszustreichen. Als Begründung zog Prorektor Ule den Bericht 
über seine Teilnahme am X. Internationalen Kongress für Verwaltungswis­
senschaften in Madrid63 Anfang September heran. Ule hob die Einzigartigkeit 
dieser Speyerer Aus- und Fortbildungsstätte in der Bundesrepublik für die 
höheren Verwaltungsbeamten der Länder und des Bundes hervor, um dann zu 
resümieren, dass ohne die Einbeziehung der neuesten Forschungsergebnisse 
der Verwaltungswissenschaften des Auslands - Europas und der USA - die 
Lehre an der Hochschule nur eingeschränkten Nutzen brächte. Verwaltungs­
wissenschaftliche Forschung in dem erforderlichen Umfang zu betreiben und 
die durch die NS-Zeit abgerissenen Verbindungen zur internationalen Verwal­
tungsforschung wiederherzustellen, könne nur ein dafür speziell einzurichten­
des, personell, finanziell und organisatorisch großzügig ausgestattetes wissen­
schaftliches Institut gewährleisten. Ules Ausführungen mündeten in die be­
kannte Forderung, das Institut unbedingt und beschleunigt zu errichten, da 
„Deutschland bis heute außerhalb jedes internationalen verwaltungswissen­
schafUichen Gesprächs" stehe. 64 

Verwaltungsrat und Senat beschlossen, eine Art Denkschrift über die 
Madrider Eindrücke und über das dringende Erfordernis der Errichtung eines 
Instituts für verwaltungswissenschaftliche Forschung in Verbindung mit der 
Hochschule Speyer zu formulieren und dem Bundesinnenministerium in Bonn 
zu übergeben. 65 

62 Vgl. Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 14. September 1956, in: Archiv der HS. 

63 An dem Madrider Kongress war die Deutsche Sektion aus der Bundesrepublik mit 19 
Teilnehmern vertreten. Vgl. Herbert Weichmann, S. 71-82. 

64 Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 14. September 1956, in: Archiv der HS. 

65 Vgl. ebenda; Anlage: Schreiben vom 19. September 1956: Die Errichtung eines IvF 
in Verbindung mit der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer ist eine 
dringende Notwendigkeit, in: Archiv der HS. 
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3. Verzögerungen 

Nach den anfänglichen Aktivitäten für die Schaffung einer verwaltungswis­
senschaftlichen Forschungseinrichtung in Speyer erlahmte das Interesse in der 
Folgezeit etwas. Der Grund war die Erklärung des BMI, dass der Bund zwar 
grundsätzlich zur Übernahme der Hälfte der Kosten für das Institut bereit sei, 
zuvor aber Verhandlungen mit dem Bundesminister für Finanzen aufgenom­
men und deren Ergebnis abgewartet werden müssten. Diese Erörterungen 
könnten erst für das Haushaltsjahr 1958 konkretere Formen annehmen.66 

In den Jahren 1957 und 1958 kam es über drei Fragenkomplexe zu stritti­
gen Auseinandersetzungen zwischen dem BMI, den Innenministerien der 
Länder, insbesondere dem Ressort des Landes Rheinland-Pfalz, sowie dem 
Verwaltungsrat und dem Senat der Hochschule. Sie betrafen: 1. die Finanzie­
rung der Forschungseinrichtung, 2. die Rechtsform seiner Errichtung und 3. 
die geplante wissenschaftliche Ausrichtung des Instituts - „freie" oder Auf­
tragsforschung - und die Entscheidungsmöglichkeit über die Auswahl, An­
nahme und wissenschaftliche Betreuung von Forschungsprojekten. 

Für diesen Klärungsprozess erstellte die Hochschule Mitte 1957 unter der 
Leitung des Rektors, nun Carl-Hermann Ule, einen Organisations- und Haus­
haltsplan des geplanten Instituts. Auf erste kritische Einwände der Länder, 
insbesondere von Seiten Rheinland-Pfalz - verwaltungswissenschaftliche For­
schungsarbeit sei originäre Aufgabe der Hochschule-, reagierten die Speye­
rer Hochschullehrer sofort. Sie legten den zukünftigen Aufgabenschwerpunkt 
des Instituts auf die verwaltungswissenschaftliche Forschung mit der „Rechts­
vergleichung auf den Gebieten der deutschen, ausHindischen und internationa­
len Verwaltung".67 Ihre Pläne für das „Institut für verwaltungswissenschaftli­
che Forschung'', die mit der Staatskanzlei in Mainz abgesprochen waren, hiel­
ten als Aufgaben fest: 

1. Allgemeine verwaltungswissenschaftliche Grundlagenforschung, 

2. Lösung verwaltungswissenschaftlicher Probleme durch innerdeutsche 
Rechtsvergleichung und Erarbeitung von Gesetzesvorschlägen, 

3. Analyse der Ergebnisse der internationalen verwaltungswissenschaftlichen 
Forschung und Rechtsvergleichung mit der deutschen Verwaltung, 

66 Vgl. den (12seitigen) Bericht über die Planung eines „Forschungsinstituts der Hoch­
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer 1956-1958", Mai 1958, in: Archiv der 
HS. 

67 Vgl. ebenda. 



16 

4. Erforschurni des Verwalturnisrechts der internationalen und sunranationa-..., ...., "' 
len Organisationen. 68 

Ein höherer Verwaltungsbeamter, so der Organisations- und Stellenplan, soll­
te das in sechs Abteilungen gegliederte Institut leiten. Als Abteilungsleiter 
dachte man an die vier Professoren für Öffentliches Recht (nebenamtlich) und 
einen Bibliotheksrat. Geplant war ferner, den Abteilungen insgesamt vier Mit­
arbeiter - wissenschaftliche Räte - zuzuordnen. 

Organisationsplan für ein Institut für verwaltungswissenschaftliche Forschung 
der Hochschule für Verwaltungswissenschaften (IvF) Speyer 1957/1958 

Direktor des Instituts 1 

Allgemeine Abteilung 1 

Abteilung deutsch-rechtlicher Rechtskreis 1 

Abteilung angloamerikanischer Rechtskreis 1 

Abteilung romanischer Rechtskreis 1 

Abteilung osteuropäischer Rechtskreis 1 

Abteilung internationale und supranationale Organisationen f 

Nach wie vor veranschlagte man ein Budget für das Institut von jährlich DM 
200.000 und für die Erstausstattung zirka DM 30.000. Haushaltsexperten des 
Bundesinnenministeriums zeigten sich, ohne Einwände zu äußern, mit den 
Plänen der Hochschule einverstanden.69 

Aufbau, Aufgabenstellung und personelle Besetzung des geplanten Insti­
tuts ließen erkennen, dass die Verwaltungswissenschaften noch ganz wesent­
lich unter rechtswissenschaftlichen Aspekten gesehen wurden. Von einer Ana­
lyse und Würdigung unter wirtschafts- und politikwissenschaftlichen, unter 
soziologischen oder historischen Gesichtspunkten war 1957/58 noch keine 
Rede. Möglicherweise lag eine derart enge Sicht auch am fehlenden Engage­
ment der Inhaber der nicht-juristischen Lehrstühle der Hochschule wie des 
Soziologen Arnold Gehlen, des Ökonomen Reinhard Schaeder oder des His­
torikers Georg Smolka. Es mag aber auch das Interesse am Institut und damit 
der Einsatz für seine Errichtung von Amts wegen beim Rektor und Prorektor 

68 Vgl. Organisationsplan für das IvF, 1957/58, in: Archiv der HS. 

69 Vgl. Bericht über die Planung eines „Forschungsinstituts der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften Speyer"1956-1958, Mai 1958, in: Archiv der Hochschule. 
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der Hochschule - den Juristen Carl-Hermann Ule und Christian-Friedrich 
Menger - besonders groß gewesen sein. 70 

Erwartungsgemäß bildete die Finanzierung des geplanten Instituts das 
größte Problem f'J.r seine Errichtung. Im :Mai und im Juni 1957 musste Rektor 
Ule bei seinen Besuchen im Bonner Innenministerium vom Staatssekretär hö­
ren, dass der Bundesfinanzminister es trotz aller Bemühungen und Verhand­
lungen ablehnte, einen Betrag für das geplante Institut im Haushaltsplan 1958 
anzusetzen. Drei Monate später, im September 1957, wiederholte das Bonner 
Finanzministerium seinen Standpunkt, in die Haushaltsberatungen keinen Ti­
tel für ein Forschungsinstitut aufzunehmen. Auch habe der Bundesrechnungs­
hof, so der Finanzminister, die Errichtung einer derartigen Forschungseinrich­
tung nicht unterstützt. 71 

Auf Initiative des nordrhein-westfälischen Innenministeriums wurde die 
Frage des Instituts auf die Tagesordnung der Beratungen der Ständigen Kon­
ferenz der Innenminister der Länder - die vom 18. bis 19. September 1957 
stattfa ... '1d - gesetzt. Sie sprachen sich einstirmnig für das Institut und den 
Standort Speyer aus.72 Die Vertreter des Innenministeriums und der Staats­
kanzlei aus Mainz versicherten, dass das Forschungsinstitut vom Land Rhein­
land-Pfalz errichtet und, wie die Hochschule, vom Bund und von den übrigen 
Ländern finanziell getragen werden sollte. Dabei sollte, wie bereits vorgese­
hen, der Bund die eine Hälfte der Kosten übernehmen, während die andere 
Hälfte zu Lasten der Länder ginge. 73 

Die Speyerer Professoren warben auch außerhalb von Hochschule und 
Verwaltungsrat für ihr verwaltungswissenschaftliches Forschungsinstitut.74 

T'\ T> 1 t.. t.. " " „ D • T'\" • • ..J " ~· ..J " uer 1'.et{tor macute ue1 semen tu.musmaJJ1gen u1enstre1sen m u1e 11.IT u1e 
Hochschule zuständigen Ministerien der Länder das Institut zum Gesprächs­
gegenstand. Obwohl diese durchweg ihr Einverständnis zur Errichtung eines 
solchen Forschungsinstituts signalisiert hatten, zögerten sie bei einer Mitfi­
nanzierung. Beamte des Innenministeriums von Baden-Württemberg erklärten 
dem Hochschulrektor Menger am 11. Dezember 1957 in Stuttgart, dass es 

70 Vgl. Personal- und Vorlesungsverzeichnisse der Hochschule 1957, 1958. 

71 Vgl. Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 27. September 1957, in: Archiv der HS. 

72 Die Innenministerkonferenz favorisierte für ein IvF den Standort Speyer vor dem an 
der Universität Göttingen. Vgl. Bericht über die Planung eines „Forschungsinstituts 
der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer", Mai 1958, in: Archiv der 
HS. 

73 Protokoll der Sitzung des Verwaltungsrates, 27. September 1957, in: Archiv der HS. 

74 Vgl. die Diskussion dazu auf der Bad Dürkheimer Arbeitstagung der Hochschule 
Speyer im Februar 1957 bei: Walter Tietgen, S. 306-311. 
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„völlig ausgeschlossen [sei], im kommenden Haushalt beim „. Finanzministe­
rium einen wesentlichen Beitrag [für das geplante Institut] durchsetzen zu 
können". 75 Gleichlautende Mitteilungen kamen aus dem bayerischen Innen­
ministerium. 

Ministerialdirektor Dr. Max Fetzer aus Stuttgart unterbreitete in einem 
Gegenentwurf zu den bisherigen Plänen eine „abgespeckte~~ Variante für die 
Errichtung des Instituts. Nach seinen Vorstellungen sollten ein Ordinarius der 
Hochschule Speyer als vorläufiger Direktor des Instituts für verwaltungswis­
senschaftliche Forschung fungieren und aus dem Haushalt des Landes Rhein­
land-Pfalz ein bis zwei Referentenstellen mit den dazugehörigen Schreibkräf­
ten bezahlt werden. Der Bund könnte einen angemessenen Betrag für Sach­
und Bibliotheksmittel zur Verfügung stellen. Die Länder würde man auffor­
dern, ein oder zwei besonders qualifizierte Beamte zur Forschungsarbeit an 
das Institut abzuordnen. Insgesamt könnte so „eine Art Clearingstelle an der 
Hochschule" geschaffen werden und sich daraus das Institut entwickeln. Über 
diesen Umweg, so der Stuttgarter Beamte, würde „ohne große Belastung der 
Haushalte ein faktisch arbeitsfähiges Institut einzurichten [sein], das zunächst 
„. seine Bewährung nachweisen könne. Von der späteren Finanzlage des 
Bundes und der Länder [würde] es dann abhängen, ob [sich] aus dieser vor­
läufigen Form ein größeres Institut .„ entwickle .„."76 

Das Innenministerium in München77 und nach kurzem Zögern auch die 
Staatskanzlei in Mainz schlossen sich der aus Baden-Württemberg kommen­
den „kleinen Lösung" für das Institut an. Damit aber sahen sich die Professo­
ren der Hochschule in Speyer vor neue Gegebenheiten gestellt, denn bisher 
waren alle Beteiligten davon ausgegangen, dass nur ein entsprechend großzü-

75 Dienstreisebericht: Stuttgart und München, 11. und 12. Dezember 1957, Archiv der 
HS. 

76 Ebenda. 
Zugleich war man in Stuttgart und München der Meinung, wegen der Raumnot an 
der Hochschule könnte der Gedanke des Instituts sowieso erst mit einem Hochschul­
Neubau verwirklicht werden. 

77 Dass das Interesse an einem IvF nicht übermäßig groß war, veranschaulicht die 
Münchner Sicht dazu: Wenn sich die finanzielle Situation von Bund und Länder wei­
ter verschlechtere und eine Fortführung der Institutstätigkeit aus diesem Grund nicht 
möglich sei, wäre es „für die Hochschule leichter tragbar, wenn ein solches gering 
dotiertes Institut , wieder einschliefe', als wenn bereits ein großer Apparat" bestünde. 
In: Dienstreisebericht: Stuttgart und München, 11., 12. Dezember 1957, Archiv der 
HS. 
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gig eingerichtetes und ausgestattetes Institut seiner Forschungsaufgabe ge­
recht werden könnte. 78 

Parallel zu den Verhandlungen über die Finanzierung stritten die Beteilig­
ten über die Rechtsform des geplanten Instituts.79 Der Senat arbeitete in stän­
diger Fühlungnahme mit der Mainzer Staatskanzlei an einer Satzung für das 
Institut und an dem Entwurf einer Landesverordnung über die Institutserrich­
tung. Die Hochschule ging bis Ende 1957 davon aus, das Institut als öffent­
lich-rechtliche Anstalt des Landes Rheinland-Pfalz an der Hochschule für Ver­
waltungswissenschaften Speyer zu errichten. Bedenken und Einsprüche der 
Mainzer Staatskanzlei und des Bundesinnenministeriums, Klärungsprozesse 
im Senat und im Verwaltungsrat führten bis September 1958 dazu, dass man 
sich immerhin darauf einigte, über einen Erlass des Ministerpräsidenten von 
Rheinland-Pfalz ein „Forschungsinstitut der Hochschule", als nichtrechtsfähi­
ge Anstalt des öffentlichen Rechts, zu begründen. 80 

Die Diskussionen über die Finanzierung und die Rechtsform des geplanten 
Instituts wurden begleitet und belastet von Auseina.r1dersetzungen zwischen 
Senat und Verwaltungsrat der Hochschule über die Art und Weise der zukünf­
tigen Forschung, d. h. der Forschungsausrichtung und Forschungsorganisati­
on. Zwischen den Wissenschaftlern und Verwaltungsbeamten war strittig, ob 
im Institut vorrangig „freie" oder Auftragsforschung betrieben werden sollte. 
Ungeklärt war auch die Frage, welcher Personenkreis - Nachwuchswissen­
schaftler von Universitäten oder Hochschulen und/oder von den Ländern ab­
geordnete Beamte des höheren Verwaltungsdienstes - vorrangig am Institut 
arbeiten sollte. Wer würde das inhaltliche Forschungsprofil bestimmen und 
wer die wissenschaftliche Betreuung bzw. die Verantwortung für die For­
schungsvorhaben übernehmen? Die unterschiedlichen Interessenlagen der 
Speyerer Wissenschaftler einerseits und der Ländervertreter bzw. Vertreter 
des Bundes als den Geldgebern des Institut andererseits gaben die Antworten 
auf diese Fragen vor: Die Professoren befürworteten die in eigener Verant­
wortung liegende „freie" wissenschaftliche Forschung. Die Beamten aus den 
Verwaltungen der Länder und des Bundes favorisierten das Konzept der Auf­
tragsforschung. 

78 Vgl. Bericht über die Planung eines „Forschungsinstituts der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften Speyer 1956-1958", Mai 1958, in: Archiv der HS. 

79 Vgl. Dienstreisen in die Staatskanzlei Mainz, 16. November 1957, 21. April, 25. No-
vember 1958; Protokolle der \'erl1altungsratssitzu..11gen, 5. l\1ärz, 23~ September 
1958, in: Archiv der HS. 

80 Vgl. die verschiedenen Fassungen für einen Erlass, eine Landesverordnung, einen 
Errichtungsbeschluss über ein „Verwaltungswissenschaftliches Institut" der Hoch­
schule bzw. 1957, 1958, 30. Juni 1958, 23. September 1958, in: Senatsunterlagen, 
Archiv der HS. 
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Der Senat der Hochschule befasste sich ab Herbst 1957 und das Jah_r 1958 
hindurch regelmäßig mit dem Institutsplan. Einzelne Senatsmitglieder gaben 
schriftliche Voten dazu ab. Die Professoren verständigten sich zunächst dar­
auf, den ihrer Meinung nach zu anspruchsvollen Namen „Institut für verwal­
tungswissenschaftliche Forschung" gegen den schlichteren „Verwaltungswis­
senschaftliches Institut" auszutauschen. 81 Der Senat lehnte auf seiner Sitzung 
am 25. Februar 1958 einstimmig den - für die Länder kostengünstigeren -
baden-württembergischen Vorschlag für eine „kleine Lösung" des Instituts 
ab. 82 Bedenken bestanden auch gegen die Idee, vorwiegend abgeordnete Be­
amte als wissenschaftliches Personal einzustellen, denn relativ kurzzeitige 
Abordnungen stünden einer Kontinuität in der Forschung entgegen. Abgeord­
nete Beamte würden zudem eher mit konkreten Aufträgen ihrer Landesbehör­
de, Anfertigung von Expertisen oder Gutachten zur Lösung aktueller Proble­
me der Verwaltung, an das Institut delegiert werden. Gerade diese Art der 
Auftragsforschung aber sollte nach Vorstellungen der Hochschulprofessoren 
nicht den Schwerpunkt der wissenschaftlichen Arbeit am Institut bilden. Zu­
dem wollten sie für Forschungsergebnisse - deren Themen sie nicht gestellt 
hatten und die möglicherweise nicht in ihrem wissenschaftlichen Interesse 
lagen - keine Verantwortung übernehmen. 83 

Der Senat unterbreitete auf der selben Sitzung einen Gegenvorschlag für 
ein „vorläufiges Institut". 84 Diesen Plan unterstützte der Verwaltungsrat am 
5. März 1958. Die Hochschulvertreter gewannen den Eindruck, dass das 
Gremium noch immer „außerordentlich großen Wert ... auf das Zustandekom­
men des Instituts" legte, zumal die norddeutschen Länder die Bereitschaft be­
kundeten, ihren finanziellen Beitrag dafür zu entrichten.85 Da jedoch der ur­
sprüngliche Plan für ein Forschungsinstitut mit einem Haushaltsvolumen von 
DM 230.000 pro Jahr aus finanziellen Gründen zur Zeit nicht zu verwirkli­
chen wäre, schlugen die Senatsmitglieder ein Teilprogramm in Höhe von 
DM 75.000 vor. Dieses „Mindestprogramm" sollte für drei wissenschaftliche 
Referentenstellen und die nötigen Schreibkräfte bereit stehen. Ein Ordinarius 
für Öffentliches Recht könnte nebenamtlich die Aufgaben des Institutsdirek-

81 Vgl. Schreiben des Rektors an alle Senatsmitglieder, 30. April 1958; Protokoll der 
Senatssitzung, 7. Mai 1958, in: Archiv der HS. 

82 Vgl. Zusammenfassender Bericht über die Senatssitzung vom 25. Februar 1958, in: 
Archiv der HS. 

83 Vgl. Der Rektor an alle Senatsmitglieder, 30. April 1958; Bericht über die Planung 
eines Forschungsinstituts der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 
1956-1958, Mai 1958, in: Archiv der HS. 

84 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 25. Februar 1958, in: Archiv der HS. 

85 Vgl. Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 5. März 1958, in: Archiv der HS. 
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tors wahrnehmen, die Gesamtverm1twortung für das Institut müsste beim Se­
nat liegen. Die wenigen verbleibenden Mittel würden der Anschaffung von 
Spezialliteratur dienen. Einstimmig beschloss der Senat, dass ein noch „ge­
ringer dotiertes Institut seine an es gestellten A_nforderungen nicht erfüllen 
könne und dass es sich unter diesen Umständen [dann empfehle], den Plan 
ganz fallen zu lassen, wenn nicht wenigstens diese Mittel, die lediglich ein 
Drittel des ursprünglich angesetzten Betrages ausmachten, vom Bund und den 
Ländern aufgebracht werden könnten. "86 

Um den Klärungsprozess über die Vorstellungen und Möglichkeiten der 
Institutsgründung im Senat und im Verwaltungsrat der Hochschule deutlich 
voranzutreiben, wurde zum 3. Juli 1958 eine gemeinsame Sitzung beider 
Gremien mit dem einzigen Tagesordnungspunkt „Errichtung und Finanzie­
rung eines Forschungsinstituts der Hochschule für Verwaltungswissenschaf­
ten Speyer" angesetzt. Im Vorfeld hatte Rektor Christian-Friedrich Menger 
eine Denkschrift über die Aktivitäten der letzten beiden Jahre zur Errichtung 
des Instituts verfasst und an alle Beteiligten als Diskussionsgrundlage ver­
sandt.87 Um als Senat mit einer einheitlichen Meinung zur Frage der Instituts­
gründung aufzutreten, hatte eine Kommission, bestehend aus dem Soziologen 
Arnold Gehlen und dem Juristen Erich Becker, vorab strittige Punkte ge­
klärt.88 

Die dreistündige gemeinsame Sitzung von Verwaltungsrat und Senat der 
Hochschule am 3. Juli 1958 verlief turbulent, im Ergebnis - wie es dann in 
der Mainzer Staatskanzlei hieß - ,,nicht in allen Teilen positiv"89. Die Frage 
der Finanzierung der „kleinen Lösung" des geplanten Forschungsinstituts -
j!:ih.rlich nM 75.000 - stand im Mittelpunkt der Beratung. Nach wie vor konn­
te der Vertreter des Bundes keinerlei finanzielle Zusagen machen. Das Land 

86 Zusammenfassender Bericht über die Senatssitzung vom 25. Februar 1958, in: Ar­
chiv derHS. 

87 Vgl. (zwölfseitiger) Bericht über die Planung eines Forschungsinstituts der Hoch­
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer 1956-1958, Mai 1958, in: Archiv der 
HS. 

88 So war beispielsweise erwogen worden, das Institut abwechselnd von einem 
Lehrstuhlinhaber und einem Verwaltungspraktiker (Direktor und Stellvertreter) leiten 
zu lassen. Die Mehrzahl der Ordinarien stimmte dem nicht zu mit der Begründung, 
„dem Ansehen der Hochschule könnte es schaden, wenn etwa zum Direktor [des In­
stituts] ein Praktiker und nur zu seinem SteHvertreter einer der Ordinarien der Hoch­
schule gewählt würde." Die zukünftige Leitung und Selbständigkeit der Leitung des 
Instituts blieb strittig. Vgl. Schreiben des Rektors an alle Senatsmitglieder, 21. Mai 
1958; Protokolle der Senatssitzungen, 27. Mai, 1. September, 3. November 1958, in: 
Archiv der HS. 

89 StS Dr. Dahlgrün an Rektor Professor Menger, 8. Juli 1958, in: Archiv der HS. 
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Baden-Württemberg blieb bei seiner Erkl;in_mg; keine Mittel für ein Institut 
bereitzustellen, sondern nur einen Verwaltungsbeamten mit einem For­
schungsauftrag zur „Problematik der Verwaltungsvereinfachung" abzuordnen. 
Die Vertreter des Saarlandes, von Nordrhein-Westfalen und Bayern machten 
die Zahlung je ihres Beitrages davon abhängig, dass der Bund 50 Prozent des 
Gesamtbudgets übernehme. Schleswig-Holstein, Bremen, Niedersachsen, 
Hamburg und Hessen gaben zu verstehen, dass sie ohne Vorbedingungen ih­
ren finanziellen Anteil leisten würden90

, und der Chef der Staatskanzlei Mainz 
versicherte, als Sitzland würde Rheinland-Pfalz DM 25.000 zur Finanzierung 
des Instituts beitragen. 

Ungeklärt blieb die Art der Leitung des Instituts91 sowie die Rolle und 
Stellung der an das Institut abzuordnenden Beamten. Die Hochschulprofesso­
ren hielten daran fest, dass solche Abordnungen an das Institut ein Ausnahme­
fall bleiben müssten. Einig wurden sich Senat und Verwaltungsrat, drei Stel­
len für wissenschaftliche Räte am Institut einzurichten und deren Auswahl 
ausschließlich dem Senat der Hochschule zu überlassen.92 Infolge der unge­
klärten Finanzierungslage war nach mehr als zwei Jahren - gerechnet vom 
Anstoß zur Errichtung des Instituts durch das Bundesinnenministerium - in 
der Sache verwaltungswissenschaftliches Forschungsinstitut der Hochschule 
Speyer nichts endgültig entschieden. 

4. Kein Geld aus Bonn 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1958 ging das Hin und Her zwischen dem 
Senat der Hochschule, der Staatskanzlei in Mainz und den Mitgliedern des 
Verwaltungsrats über die Leitung und Finanzierung des geplanten Instituts 
weiter. Die Professoren Menger (Rektor) und Ule engagierten sich in Ver­
handlungen mit der Staatskanzlei über den Entwurf eines Erlasses für das In­
stitut. Im Gespräch war nach wie vor die Idee einer Instituts-Doppelspitze, 
der „Verselbständigung des ständigen Direktors, seiner Unterstellung oder 

90 Um eine Vorstellung über die Höhe der Summen zu haben: Der Anteil des Saarlan­
des nach dem ,,Königsteiner Schlüssel" sollte bei zirka DM 2.000, der von Nieder­
sachsen bei DM 5.000, der von Nordrhein-Westfalen bei 13.600 oder der von Hessen 
bei 4.000 jährlich liegen. Vgl. Haushalts- und Finanzierungsplan des IvF, Juli 1958, 
in: Archiv der HS. 

91 Ins Gespräch brachte man auch ein Duumvirat, eine Art gleichberechtigte Zwei­
Mann-Leitung für das Institut. Vgl. Der Rektor an alle Senatsmitglieder, 21. Mai 
1958, in: Archiv der HS. 

92 Vgl. Gemeinsame Sitzung von Senat und Verwaltungsrat, 3. Juli 1958, in: Archiv der 
HS. 
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u1e1cnste11ung „. lillt aem anaeren uireKtoC/J uer :)enat 01sKUt1erte 1m Janu-
ar 1959 sogar noch den Vorschlag der Mainzer Staatskanzlei, einer Erstaus­
stattung des Instituts mit nur noch zwei (festen) wissenschaftlichen Stellen 
und der Leitung des Instituts durch einen ,,hauptamtlichen Verwaltungsexper­
ten mit langjähriger Praxiserfahrung im Range eines Ministerialdirigenten" 
zuzustimmen. 94 

Als die rheinland-pfälzische Staatskanzlei selbst dieses Angebot weiter zu 
reduzieren gedachte, nämlich nur noch auf Stellen für einen wissenschaftli­
chen Oberrat - ein qualifizierter Verwaltungsfachmann wäre für diese Stelle 
kaum zu finden gewesen - und zwei wissenschaftliche Mitarbeiter, wollte der 
Senat diesen Vorschlag nicht mehr mittragen.95 

Als dann am 19. Februar 1959 der Haushaltsausschuss des Deutschen 
Bundestages entschied, den im Bundeshaushalt vorgesehenen Bundeszu­
schuss von DM 40.000 für das Institut für verwaltungswissenschaftliche For­
schung in Speyer zu streichen, entfiel die wesentlichste Voraussetzung für 
dessen Errichtung. Denn auch die von Rheinland-Pfalz vorgesehenen Mittel 
von DM 20.100 für das Institut wären nur geflossen, wenn der Bund den grö­
ßeren Beitrag gezahlt hätte. Nicht alme Missfallen hatte die Hochschule zuvor 
zur Kenntnis nehmen müssen, dass Mainz bei Zahlung der Mittel für das In­
stitut den Haushaltsbetrag für die Hochschule kürzen würde.96 

Noch am Tag der ablehnenden Finanzierungsentscheidung in Bonn traf 
sich abends der Senat der Hochschule. Der geschwundene Zugriff von Rektor 
und Senat auf die wissenschaftliche Ausrichtung des anvisierten Instituts, das 
immer kleiner gewordene personelle und sachliche Ausstattungsangebot und 
das ungeklärte Abgrenzungsproblem zwischen verwaltungswissenschaftlicher 
Forschung an der Hochschule und am Institut führten zu dem Beschluss, dass 
die Hochschule nicht mehr bereit sei, das Institutsprojekt weiter zu betrei­
ben. 97 Der negative Finanzierungsbescheid aus Bonn und der Beschluss von 

93 Protokolle der Senatssitzungen, 23. Juli 1958, 1. September 1958, 3. November 
1958; vgl. auch Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 23. September 1958; Haus­
haltsvoranschläge für das Forschungsinstitut 1958, in: Archiv der HS. 

94 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 8. Januar 1959, in: Archiv der HS. 

95 Vgl. Besprechungsnotiz vom 10. Januar 1959, in: Archiv der HS. 
Darin wörtlich: „Der Senat glaubt, die Verantwortung für den dem Haushaltsvoran­
schlag des Landes Rheinland-Pfalz für das Institut zugrundeliegenden Organisati­
onsplan ... mit einem der Ordinarien als hauptamtlichem Direktor, einem wissen­
schaftlichen Oberrat [als Stellvertreter] und zwei wissenschaftlichen Räten nicht tra­
gen zu können." Ebenda. 

96 Vgl. Aktenvermerk des Rektors, 10. März 1959, in: Archiv der HS. 

97 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 19. Februar 1959, in: Archiv der HS. 
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Hochschule und Mainzer Staatskanzlei, diese Entscheidung nicht anzufech­
ten, „weil die Widerstände in Bonn zu groß seien", beendeten vorerst die Dis­
kussionen um die Errichtung einer verwaltungswissenschaftlichen For­
schungseinrichtung der oder an der Hochschule Speyer.98 

Aus fast allen Innenministerien der Länder und dem BMI äußerte man in 
den folgenden Wochen Bedauern über das Scheitern des Institutsprojekts, 
obwohl auch die Länder für dessen Finanzierung nur sehr eingeschränkt ein­
getreten waren. 

In diesem Stadium der Entwicklung versuchte die Hochschule noch, die 
für das Institut vorgesehenen Haushaltsmittel der Länder als einmaligen Be­
trag der Hochschulbibliothek zukommen zu lassen. 99 Die Verwaltungsrats­
mitglieder kamen mit dem Rektor und Prorektor, Menger und Schaeder, über­
ein, dass zwar das Projekt Forschungsinstitut gescheitert sei' 00

, dass aber die 
verwaltungswissenschaftliche Forschung an der Hochschule weiter betrieben 
werden müsse. Sie würde allerdings - so stellte der Rektor heraus - als Auf­
gabe des Senats angesehen. 101 Ein Institut käme künftig nw dann zustande, 
wenn „die Forschungsaufgaben eindeutig in die Zuständigkeit des Senats der 
Hochschule als Kollegium fallen, bei der ferner ausschließlich der Rektor die 
Geschäftsleitung auch für diese Zwecke wahmehme.„."102 

Die Ländervertreter stellten mehr Mittel für die Forschung an der Hoch­
schule in Aussicht und äußerten die Hoffuung, dass ,,nach geraumer Zeit doch 
aus einzelnen Forschungsarbeiten [an der Hochschule] ein Forschungsinstitut 
hervorgehen könnte. "103 

98 Vgl. Aktenvermerk des Rektors, 10. März 1959, in: Archiv der HS. 

99 Vgl. Schreiben des BMI an den Rektor, 23. März 1959; Senatskommission Bremen, 
Innenministerium NRW, Innenministerium Schleswig-Holstein an den Rektor, 
26. März 1959, in: Archiv der HS. 

100 Es bestand die Sorge, so im Verwaltungsratsprotokoll, „ob bei den bisher diskutier­
ten Konstruktionen die volle Hannonie zwischen Hochschule und Institut genügend 
gesichert wäre". Protokoll vom 22. April 1959, in Archiv der HS. 

101 Vgl. ebenda, in: Archiv der HS. 

102 Bericht über die Dienstreise des Prorektors nach Hannover, 17. März 1959, in: 
Archiv der HS. 

103 Protokoll der Senatssitzung, 11. April 1959; vgl. Dienstreisebericht nach Düsseldorf, 
2. April 1959, in: Archiv der HS; Franz Knöpfte, S. 60~63. 
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Anfang der l 960er Jahre war die Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
mit acht Lehrstühlen ausgestattet, davon vier für Öffentliches Recht, zwei für 
Volkswirtschaftslehre, einen für Soziologie und Psychologie und einen für 
Neuere politische Geschichte. Noch immer existierten die drei - seit 1959 als 
Seminare bezeichneten - intern gebildeten Lehr- und Forschungsbereiche: 
Rechtswissenschaftliches Seminar, Wirtschaftswissenschaftliches Seminar 
und das Seminar für Soziologie und Geschichte. Sie waren eingerichtet wor­
den, um bei der Landesregienm.g Assistentenstellen durchzusetzen. 1960 gab 
es sechs Assistenten, je drei Juristen und Ökonomen. Fünf der sechs, übrigens 
alles Männer, waren promoviert. 104 Wie die Lehrstuhlinhaber, so betrieben auch 
die Assistenten verwaltungswissenschaftliche Forschung an der Hochschule. 
Gelder, die von den Ländern zunächst für das geplante Forschungsinstitut in 
Aussicht gestellt worden waren, konnten zum Teil für Forschungszwecke 
umgewidmet werden. Für das Jahr 1960 beispielsweise steuerte Bayern als 
Forschungsmittel DM 6.000 und Hessen DM 3.000 bei. Die hingegen vom 
Land Nordrhein-Westfalen angesetzten DM 10.000 wurden wegen des ge­
scheiterten Institutsprojektes zurückgen1fen. 105 

Der Senat der Hochschule für Verwaltungswissenschaften beschäftigte 
sich im März 1960 kurzzeitig mit der Idee, anstatt des geplanten Instituts eine 
„lose Studiengesellschaft für Verwaltung" außerhalb der Hochschule, in Form 
eines eingetragenen Vereins, einzurichten. Dieser Studiengesellschaft würden, 
so die Vorstellung des Rektors Reinhard Schaeder, die Mitglieder des Senats 
und des Verwaltungsrats sowie Persönlichkeiten der Wirtschaft aus der Regi­
on angehören. Zu ihrer Aufgabe sollte die Leitung von Forschungsprojekten 
und die Betreuung eines Dokumentationszentrums bzw. eines Zentralarchivs 

104 Vgl. Personal- und Vorlesungsverzeichnis, WS 1960/61; S. 8 f.; Rudolf Morsey, 
40 Jahre, S. 31. 

105 Vgl. Protokolle der Senatssitzung, 14. Dezember 1959, 22. Februar 1960, in: Archiv 
derHS. 
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gehören. Der Verwaltungsrat und einzelne Innenministerien der Länder be­
kundeten Interesse am Plan der „Studiengesellschaft für Verwaltung". 106 

Obwohl die Frage einer institutionalisierten Forschungseinrichtung an der 
Hochschule 1959 u11d in der ersten Hälfte des Jahres 1960 nicht auf der Tages-
ordnung der Beratungen von Senat und Verwaltungsrat stand, gab es genug 
Gelegenheiten, dieses Thema immer wieder aufzugreifen. So wies der Lehr­
beauftragte Hans-Georg Dahlgrün - Präsident der Landeszentralbank in Mainz 
und bis 1958 rheinland-pfälzischer Finanzminister - auf der Juni-Senats­
sitzung 1960 darauf hin, dass Rheinland-Pfalz und die anderen Trägerländer 
immer noch Interesse an einem Forschungsinstitut der Hochschule hätten und 
für dessen Finanzierung aufkommen wollten. Die finanzielle Lage der Länder 
sei besser als die des Bundes. Dahlgrün empfahl seinen Senatskollegen, sie 
sollten die Errichtung des Instituts ,,nicht organisatorisch, sondern funktional 
auffassen" und ein „Forschungsprogramm„ vorlegen. 107 

Dass die Frage eines verwaltungswissenschaftlichen Forschungsinstituts 
bald erneut Senat, Venvaltungsmt wid :r-v1ainzer Staatskanzlei beschäftigte, lag 
in einem Anstoß von außen begründet. Es war das Innenministerium von 
Nordrhein-Westfalen, das mit Nachdruck die Hochschule aufforderte, ein 
Forschungsinstitut zu planen und einzurichten: andernfalls werde ein derarti­
ges Institut in Nordrhein-Westfalen gegründet. Der Hochschulrektor Erich 
Becker musste sich während einer seiner turnusmäßigen Dienstreisen am 13. 
Oktober 1960 in Düsseldorf vom Staatssekretär Wilhelm Loschelder108 deutli­
che Worte in dieser Sache anhören: „Die Hochschule müsse sich darüber klar 
sein, dass sie entweder den Wunsch der Länder" - ein Forschungsinstitut der 
Hochschule einzurichten - „alsbald erfülle ... oder sie müsse es hinnehmen, 
dass ein solches Institut an anderer Stelle errichtet würde. "109 Der Staatssekre-

106 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 25. März 1960; Protokoll der Verwaltungsratssit­
zung, 27. April 1960, in: Archiv der HS. 
Das Innenministerium von NRW bekundete besonderes Interesse an einem Zentral­
archiv. Nach dessen Vorstellungen sollte das Archiv der Auskunftserteilung für spe­
ziell innerdeutsche und internationale Rechtsvergleichung dienen. V gL Dienstbesuch 
des Rektors in Düsseldorf, 16. März 1960, in: ebenda. 

107 Protokoll der Senatssitzung, 20. Juni 1960, in: Archiv der HS. 
Aus der Mainzer Staatskanzlei waren allerdings auch andere Ansichten zu verneh­
men: Ministerialdirektor Duppre wollte zwar die verwaltungswissenschaftliche For­
schung finanziell fördern, aber die Forschung sollte Aufgabe der Hochschule bleiben 
und dafür „keine besondere Organisation" geschaffen werden." Vgl. Protokoll der 
Senatssitzung, 4. Juli 1960, in: ebenda. 

108 Dr. iur. W. Loschelder (geb. 1900), seit 1953 StS. Vgl. Wer ist wer?, 1963, S. 929. 

109 Dienstreise nach Düsseldorf am 13. Oktober 1960, Bericht vom 17. Oktober 1960, 
in: Archiv der HS. 
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tär lehnte den Plan einer Studiengesellschaft, also „einer Forschungseinrich­
tung außerhalb der Hochschule, ohne Mitwirkung des Verwaltungsrates und 
ohne Beteiligung der Länder", ab. 110 

Nach seinen Vorstellu..'1.gen sollte die Aufgabe des ,,Forschungsinstituts der 
Hochschule" in der ,,Aufarbeitung von Dokumentationen und sonstigen verwal­
tungswissenschaftlichen Forschungsarbeiten" bestehen. Das Institut müsse 
unter der wissenschaftlichen Leitung des Senats stehen, die Verwaltungslei­
tung hingegen bei einem höheren Verwaltungsbeamten, der keinen Professor 
als vorgesetzten Institutsdirektor haben dürfe, liegen. Auf jeden Fall lehne das 
Land Nordrhein-Westfalen, so Loschelder, es ab, „besondere Forschungsvor­
haben einzelner Professoren [der Hochschule] zu fördern, bevor nicht die 
verwaltungswissenschaftliche Forschung an der Hochschule institutionalisiert 
sei. Auch lehne er es ab, Zusatzbeiträge für Forschungszwecke zu leisten, be­
vor nicht die Verwirklichung des Instituts in dem gekennzeichneten Sinne 
feststehe." 111 Der Düsseldorfer Staatssekretär machte gegenüber dem Rektor 
abschließend deutlich, dass er umgehend - bis Anfang November - eine Ent­
scheidung des Speyerer Hochschulsenats in dieser Sache erwarte. 

Bei anschließenden turnusmäßigen Dienstbesuchen des Rektors bis An­
fang November in die Innenministerien von Kiel, Hannover, Hamburg und 
Bremen bekam er positive Stellungnahmen bezüglich der Errichtung eines 
Forschungsinstituts. Alle vier zuständigen Vertreter der nördlichen Länderre­
gierungen waren sich zudem darin einig, dass die Leitung eines solchen Insti­
tuts bei einem Wissenschaftler bzw. einem Wissenschaftlergremium und nicht 
bei einem Verwaltungsmann zu liegen habe. Einige favorisierten die Leitung 
durch den Senat, andere durch einen einzelnen Professor der Hochschule.112 

Der Senat der Hochschule befasste sich am 21. November 1960 vor allem 
mit den aus Nordrhein-Westfalen kommenden, so deutlich vorgetragenen Wün­
schen zur Errichtung einer institutionalisierten verwaltungswissenschaftlichen 
Forschungseinrichtung. 113 Ule referierte eine Zeitungsnachricht, wonach man 
in Düsseldorf plante, an der neuen Universität Dortmund einen Lehrstuhl für 
europäische Verwaltungswissenschaft einzurichten, was auf die Absicht hin­
deutete, das verwaltungswissenschaftliche Forschungsinstitut nach Nordrhein-

110 Ebenda. 

111 Ebenda. 

112 Vgl. Dienstbesprechung des Rektors in Hannover am 24. Oktober 1960, Hamburg 
und Kiel am 25. Oktober 1960, in Bremen am 26. Oktober 1960, in: Archiv der HS. 

113 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 31. Oktober, 21. November 1960, in: Archiv der 
HS. 
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Westfalen zu ziehen.114 Die so deutlichen Anstöße aus Düsseldorf führten da­
zu, dass der Senat im Wintersemester 1960/61 das Institutsprojekt erneut dis­
kutierte, zumal sich indessen auch das Kieler Innenministerium und die 
Mainzer Staatskanzlei ausdrücklich dem Drängen nach einem Institut in 
Speyer angeschlossen hatten. 

Dabei waren die strittigen Fragen bezüglich des einzurichtenden Instituts 
genauso ungeklärt wie in den Jahren 1956-1958. Unter den Senatsmitgliedern 
der Hochschule herrschte Uneinigkeit darüber, ob das geplante Institut 1. Auf­
tragsforschung für Bund und Länder oder „freie" wissenschaftliche Forschung, 
in eigener Regie und Initiative, betreiben sollte, 2. ob die Forschungsaufgaben 
in Form von Einzelprojekten („Einzelforschung") und lehrstuhlbezogen kon­
zipiert oder ob „Teamforschung" mit mehreren wissenschaftlichen Betreuern 
favorisiert werde sollte, 3. schließlich gingen auch weiterhin die Vorstellun­
gen über den Aufbau des Instituts, dessen Leitung und dessen Verhältnis zum 
Senat der Hochschule auseinander. 115 

Der Senat lehnte reine Auftragsforschung ab, war aber zu einem Kom­
promiss zwischen den „berechtigten Wünschen" der Länderverwaltungen und 
den wissenschaftlichen Interessen der Professoren bereit. Nach der Ansicht 
des aus der Ministerialverwaltung von Rheinland-Pfalz kommenden Lehrbe­
auftragten Hans-Georg Dahlgrün wollte die Verwaltung in erster Linie keine 
wissenschaftlichen Probleme gelöst wissen, sondern erwartete die Bearbei­
tung praktischer Aufträge und Anfertigung vergleichender Situationsberichte. 
Die Senatsmitglieder kamen überein, das Institut zunächst als eine „Doku­
mentations- und Informationszentrale'' zu errichten, die Materialien und Be­
richte sam-1lleln und vergleichen sollte, um auf Anfrage Informationen heraus­
zugeben.116 

Das Verhältnis zwischen Hochschule und Institut sollte so geregelt wer­
den, dass der Leiter des Instituts der Hochschule angehören müsse, entweder 
ein „senatsdelegierter Ordinarius" oder aber der Rektor. Abgelehnt wurde ei­
ne kollegiale Führung des Instituts durch den Senat. Als personelle Mindest­
ausstattung der Dokumentations- und Informationszentrale forderte der Senat 
Stellen für vier wissenschaftliche Mitarbeiter und zwei Schreibkräfte. 117 

114 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 21. November 1960, in: Archiv der HS. 

115 Vgl. Protokolle der Senatssitzungen, 21. November und 12. Dezember 1960, in: 
Archiv der HS. 

116 Zeitgleiche Bemühungen, ein ,,Jahrbuch für Verwaltungswissenschaften und Verwal~ 
tungspraxis", herauszugeben, scheiterten. Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 12. Dezem­
ber 1960, in: Archiv der HS; Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 31. 

117 Vgl. Protokolle der Senatssitzungen, 21. November und 12. Dezember 1960, in: 
Archiv der HS. 
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Strittige Fragen unter den Senatsmitgliedern und zwischen Senat und 
Mainzer Staatskanzlei 118 sollte ein Ausschuss unter Leitung des Rektors Erich 
Becker klären, dem Arnold Gehlen und Carl-Hermann Ule mit angehörten. 
Nachdem sie die verschiedenen Standpunkte sondiert hatten, entschied sich 
der Senat im Januar 1961 zu folgendem Konzept: In einer ersten Phase würde 
das Institut als eine „Dokumentations- und Informationsstelle", die „auf For­
schung nicht verzichtet", unter Leitung des jeweiligen Rektors tätig werden. 
Er solle auch die wissenschaftlichen Arbeitsvorhaben bestimmen und ihm für 
die Verwaltungsaufgaben des Instituts ein Oberregierungsrat unterstellt wer­
den. Die personelle Mindestausstattung müsse bei vier wissenschaftlichen 
Mitarbeitern und zwei Schreibkräften liegen und die Finanzierung des „Insti­
tuts für Forschung und Information" in Höhe von DM 100.000 zunächst von 
Rheinland-Pfalz geleistet werden. Eine sofortige Beteiligung durch andere 
Mitträger sei nicht angestrebt. 119 Der Verwaltungsrat der Hochschule und die 
Staatskanzlei in Mainz120 stimmten diesen Vorschlägen des Senats über die 
Errichtung und Ausgestaltung des Instituts ab dem Jahr 1962 zu. 121 

Noch in der Vorlaufphase der hochschulintemen Institutsgründung wurde 
im Mai 1961 aus der rheinland-pfälzischen Verwaltung Dr. Roman Schnur122 

an die Hochschule, mit eigenem Lehrauftrag, abgeordnet. Er und Niklas Luh­
mann 123 - dieser ab 1962 am Speyerer Institut - haben in der Folgezeit durch 

118 Ministerialdirektor Fritz Duppre (Staatskanzlei Mainz) wollte die von der Hochschu­
le geplante Dokumentations- und Informationsstelle nicht von der wissenschaftlichen 
Forschung abgekoppelt wissen. Der Senat und nicht ein einzelner Professor sollte das 
Institut leiten, unterstützt von einem höheren Verwaltungsbeamten. Von den Perso­
nalforderungen zeigte sich Duppre überrascht. Die Finanzierung des Instituts lag zu­
nächst beim Land Rheinland-Pfalz. Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 12. Dezember 
1960, in: Archiv der HS. 

119 Vgl. Protokoll der Senatssitzungen, 9. und 20. Januar, 6. Februar 1961, in: Archiv 
derHS. 

120 Im Haushalt von Rheinland-Pfalz wurden für das Etatjahr 1962 DM 100.000 veran­
schlagt. 

121 Vgl. Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 21. März 1961, in: Archiv der HS. 

122 R. Schnur (1927-1996), Jurist, 1955 Promotion, 1956 Assistent bei C. H. Ule in 
Speyer, 1961-1964 in Speyer, 1961 Habilitation, 1965 Ruhr-Universität Bochum, 
1968-1972 Lehrstuhl für Vergleichende Verwaltungswissenschaft und Öffentliches 
Recht an der Hochschule Speyer, 1972-1993 Universität Tübingen. Vgl. lleinrich 
Siedentopf, Nachruf, S. 1-4. 

123 N. Luhmann (1927-1998), Jurist, Verwaltungsbeamter, 1960-1961 Harvard-Univer­
sität, 1962-1965 Referent am Forschungsinstitut der HS in Speyer, 1966 Promotion 
und Habilitation in Münster u. a. bei Helmut Schelsky, 1968-1993 Professor für So­
ziologie an der Universität Bielefeld. 
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eigene Forschungen nicht nur der Verwaltungswissenschaft wesentliche Im­
pulse verliehen, sondern auch an deren Institutionalisierung im Forschungsin­
stitut mitgewirkt. 124 Schnur, als künftiger Institutsmitarbeiter vorgesehen, er­
arbeitete im Auftrag der Hochschule eine DenkschJift, die Ende April 1961 in 
erster Fassung mit dem Titel „Gedanken über die Errichtung eines Instituts 
für Verwaltungswissenschaft in der Hochschule für Verwaltungswissenschaf­
ten" vorlag. 125 

Roman Schnur legte Wert darauf) dass das zu grundende Institut sich einer 
„zweckfreien Forschung" zuwende, aber „Forschung im Bereich der Verwal­
tung ihren Auftrag aus gegebenem wissenschaftlichen Anlass bekommt". 
Diese sogenannte zweckfreie Forschung stehe im Gegensatz zur zweckge­
bundenen, d. h. Auftragsforschung, die nur im Ausnahmefall an das Institut 
gehöre. Gegenstand der wissenschaftlichen Betrachtung sei nicht die Behand­
lung und Lösung von Rechtsfragen, sondern das „Phänomen der Verwaltung" 
insgesamt, welches unter verschiedenen interdisziplinären Aspekten - unter 
rechtsverg1eichenden; historischen 126

; ökonomischen und soziologischen - zu 
behandeln sei. Bibliographische Zusammenstellungen zur Verwaltungswis­
senschaft müssten zum „eisernen Bestand" des Instituts und das „vielschichti­
ge Phänomen der Verwaltung" durch interdisziplinär zusammengesetzte Teams 
erforscht werden. Dabei sollte die Team-Forschung immer ergänzt werden 
durch Einzelforschung, d. h. die wissenschaftlichen Referenten sollten in der 
Regel sowohl an einem Team- als auch an einem Einzelprojekt arbeiten. 

Die geplante Leitung des Instituts sollte nach der Vorstellung Schnurs 
beim jeweiligen Rektor, die Bestimmung von Forschungsvorhaben beim Se­
nat und die Retreuu.11g der einzelnen wissenschaftlichen Projekte bei einem 

124 Am Rande sei envähnt, dass zur selben Zeit (März 1963) der Rektor der Hochschule 
sich darum bemühte, Dr. Frido Wagener aus Düsseldorf für das Forschungsinstitut zu 
gewinnen. Das gelang ihm in diesem Anlauf nicht. Wagener wird für die Geschichte 
des Forschungsinstituts noch von Bedeutung sein. Er, der 1956 als Referendar in 
Speyer war, blieb bis 1966 Beigeordneter des Kreistages in NRW. 1968 habilitierte 
er sich in Speyer und kehrte 1971 als Professor für Angewandte Venvaltungswissen­
schaft und Öffentliches Recht an die Hochschule Speyer zurück. Vgl. Brief Wagener 
an Becker, 28. März 1961, in: Archiv der HS. 

125 Vgl. Bericht über Hochschulangelegenheiten Februar-April 1961; (28seitige) Denk­
schrift von Roman Schnur, 27. April 1961, in: Archiv der HS. 

126 Hier beispielsweise wörtlich: „Das Institut soll sich der Forschung der Probleme der 
Venvaltung widmen - das schließt ein, dass die Geschichte der VenvaJtung ... Ge­
genstand der Forschung sein wird .... die Einbeziehung der Geschichte erleichtert das 
Verständnis gegenwärtiger Probleme erheblich, ... [und so dürften] geschichtliche ... 
Untersuchungen von besonderem ~Iutzen sein, \Veil sich vom ~.1aterial her bessere 
Möglichkeiten bieten als bei vielen Untersuchungen von aktuellen Problemen ... " 
Denkschrift von Roman Schnur, 27. April 1961, in: Archiv der HS. 
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Speyerer Lehrstuhlinhaber liegen. Bei der Festlegung der Forschungsaufga~ 
ben des Instituts sollte dem Verwaltungsrat ein Mitsprache- und Vetorecht 
zukommen. Schnur wies darauf hin, dass dem Verwaltungsrat auch ein An­
tragsrecht flJr Forschungsvorhaben zi..ikow .... 111e und dass die _.l_A~11na...h.u.111e bz\11. 

Ablehnung eines solchen Vorhabens bzw. die Zustimmung zu Forschungs­
themen der Hochschulprofessoren zu Kollisionen zwischen Senat und Ver­
waltungsrat führen könnte. 

Bei der Institutsleitung sollte der Rektor von einem „Oberreferenten" un­
terstützt werden. Dieser hätte die institutstechnische mit seiner wissenschaft­
lichen Arbeit in Einklang zu bringen, die Verbindung zwischen dem Instituts­
leiter und den Referenten herzustellen und in wissenschaftlicher Hinsicht ein 
„Primus inter Pares" zu sein. Ein Kandidat für diesen Posten habe - so die 
Vorstellung von Schnur - über ,,Erfahrungen in der wissenschaftlichen und 
Verwaltungsarbeit" zu verfügen, „zumindest Englisch und Französisch zu be­
herrschen" und „einige Kenntnisse des Auslands, sowohl der Wissenschaft als 
auch der Prfuicis'', Z1J besitzen. Scft ... r1ur unterstrich in seiner Denkscf..„rift, dass 
die wissenschaftlichen Referenten - auf Regierungsratstellen - „in jedem Fall 
„. als selbständige Mitarbeiter und nicht als Assistenten [der Lehrstühle] zu 
betrachten" seien. In der Auswahl der wissenschaftlichen Mitarbeiter - zur 
Schaffung einer „geschlossenen Institutsmannschaft" - solle man versuchen, 
,juristisch geschulte Angehörige der Verwaltung aus verschiedenen Verwal­
tungszweigen", einen „Soziologen mit Geschichtskenntnissen" und „einen 
Nationalökonomen mit guten statistischen Kenntnissen" zu gewinnen. Nötige 
Räumlichkeiten für die Institutsreferenten stünden fürs erste - wenngleich in 
sehr beschränktem Maße - im Verwaltungstrakt und im Erdgeschoss des 
Wohnheimes zur Verfügung, und mit zwei Schreibkräften, die „über eine or­
dentliche Allgemeinbildung verfügen" müssten, könne die Arbeit vorerst be­
ginnen. Als unverzichtbare Arbeitsmittel wurden eine Institutsbibliothek, in­
tegriert in die Hochschulbibliothek, eine international ausgerichtete Fachzeit­
schriftensammlung und „leistungsfähige Fotokopiergeräte" aufgezählt. 

Roman Schnur schloss seine Denkschrift für das geplanten Forschungsin­
stitut mit der Empfehlung, als erste eigenständige Projekte mit der Erarbei­
tung zweier Bibliographien - über den Begriff Verwaltungswissenschaft und 
über „Verwaltungshilfe" - zu beginnen. Diese könnten nach der Errichtung 
des Instituts am 1. Januar 1962 relativ schnell vorgelegt werden, würden Inte­
resse in Fachkreisen hervorrufen und damit das Institut national und internati­
onal bekannt machen. 127 

127 Vgl. Dr. Roman Schnur, Gedanken über die Errichtung eines Instituts für Verwal­
tungswissenschaft in der Hochschule für Verwaltungswissenschaften, 27, April 1961 
(28 Seiten) und die überarbeitete Fassung: ders., Gedanken über die Errichtung eines 
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Aus dem Kreis der Hochschulprofessoren, wahrscheinlich von einem der 
Ordinarien für Öffentliches Recht, kamen „korrigierende Anmerkungen" zu 
Schnurs Denkschrift. Der Verfasser wollte die Zugehörigkeit des Instituts zur 
Hochschule und die wissenschaftliche Anbindung der künftigen Referenten 
an einzelne Lehrstühle eindeutiger herausgestellt wissen: „Da die Hochschule 
... der verwaltungswissenschaftlichen Ausbildung, Fortbildung und Forschung 
zu dienen hat, wird in dem Institut der Teil der Forschungsaufgaben der 
Hochschule konzentriert, der nicht von den Angehörigen des Lehrkörpers al­
lein wahrgenommen wird oder allein mit Assistenten durchgeführt werden 
kann."128 Das Institut solle „zweckfreie Forschung" betreiben; es werde seine 
Forschungsaufgaben nicht in eigener Regie bestimmen, sondern die Hoch­
schule, d. h. der „Senat [wird] ... auf Antrag eines Mitgliedes oder eines An­
gehörigen des Lehrkörpers oder von dritter Seite darüber [entscheiden), wel­
che Aufgaben zu erfüllen sind oder nicht übernommen werden. "129 

Des weiteren sah der Professor die Forschungsaufgaben des Instituts mehr 
im juristischen Bereich. Das Institut solle zwar interdisziplinär forschen, aber 
der Verwaltungsrechtswissenschaft käme bei den wissenschaftlichen Arbeiten 
besondere Bedeutung zu. Zudem empfahl er, in den Kreis der wissenschaftli­
chen Referenten zwei Juristen auf unbefristete Stellen zu übernehmen und 
„die übrigen Mitarbeiter je nach der Aufgabe zeit- und fachbedingt" auszu­
wählen. Als Vorarbeiten des im Entstehen begriffenen Instituts empfahl das 
Mitglied des Lehrkörpers, keine „rein begrifflichen Bibliographien" anzufer­
tigen. Zunächst sollten die seit 1960/61 an der Hochschule laufenden Projekte 
abgeschlossen und dann eine „Bibliographie über die öffentlichen Aufgaben 
des Bundes" unter „gebührender Berücksichtigung der Rechtsprechung" erar­
beitet werden. 130 

Bis Ende 1961 trafen der Senat und der Verwaltungsrat der Hochschule 
keine weiteren Entscheidungen in der Institutsangelegenheit. Im Personal­
und Vorlesungsverzeichnis der Hochschule wurde zum .Wintersemester 
1961/62 erstmalig die Einrichtung eines 11Instituts fü.r Forschung und Informa-

Instituts für Forschung und Information an der Hochschule für Verwaltungswissen­
schaften, 13. Oktober 1961 , in: Archiv der HS. 

128 Bemerkungen zu den Ausführungen von Regierungsrat Dr. Schnur, Mai 1961 (Ver­
fasser nicht bekannt, es könnte Professor Becker vermutet werden), in: Archiv der 
u"' .l...LU, 

129 Ebenda. 
„Wenn zwei oder mehr Projekte zur gleichen Zeit angemeldet werden, entscheidet 
der Senat über die Rangfolge." Ebenda. 

130 Vgl. Bemerkungen zu den Ausführungen von Regierungsrat Dr. Schnur, Mai 1961, 
in: Archiv der HS. 
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tion der Hochschule für Verwaltungswissenschaften SpeyerH zum 1. Januar 
1962 angekündigt, und zwar mit der Angabe, dass den Vorstand des Instituts 
Rektor und Senat bilden, während die wissenschaftliche Leitung bei den Pro­
fessoren der Hochschule liege.ui 

Mit gewissem Argwohn beobachtete man in Speyer mögliche Aktivitäten 
in der H9chschullandschaft der Bundesrepublik, die darauf zielten, eine ver­
waltungswissenschaftliche Forschungsanstalt an anderer Stelle einzurich­
ten.132 Erfreut nahm der Senat der Hochschule zur Kenntnis, dass der Bundes­
tagsabgeordnete Hermann Schmitt-Vockenhausen (SPD) am 7. Dezember 
1961 im Bundestag sich mit einer Anfrage an den Bundesminister des Innern, 
Hermann Höcherl (CSU), danach erkundigt hatte, welche Möglichkeit die 
Bundesregierung sehe, ein verwaltungswissenschaftliches Forschungsinstitut 
einzurichten bzw. eine Gemeinschaftseinrichtung mit den Ländern anzuregen 
und zu unterstützen. Die Antwort Höcherls war für die Hochschule durchaus 
positiv: „Die Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer hat die 
Aufgabe, auch die verwaltungswissenschafUiche Forschung zu pflegen. Zu 
diesem Zweck sollte dort ein Forschungsinstitut eingerichtet werden. Dieser 
Plan wurde von der Bundesregierung und den beteiligten Ländern ... unter­
stützt. Die als Beitrag des Bundes ... im Haushaltsplan für ... 1959 hierfür 
vorgesehenen Haushaltsmittel wurden vom Haushaltsausschuss des Deut­
schen Bundestages nicht bewilligt. ... Das Land Rheinland-Pfalz wird nun­
mehr die zur Errichtung eines Instituts für Forschung und Information auf 
dem Gebiet der Verwaltungswissenschaft bei der Hochschule in Speyer erfor­
derlichen Geldmittel für das Rechnungsjahr 1962 zur Verfügung stellen. . .. 
Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit prüfen, ob zur Untersfützung 
dieser Arbeiten eine Erhöhung des Bundeszuschusses für die Hochschule ge­
boten ist." 133 

Die Gefahr der Errichtung eines verwaltungswissenschaftlichen Forschungs­
instituts außerhalb Speyers, so wie von Nordrhein-Westfalen im Oktober 
1960 beabsichtigt, schien gebannt. 

131 Vgl. Personal- und Vorlesungsverzeichnis, WS 1961/62, S. 7. 

132 Vgl. Senatsdirektor für das Personalwesen Blase (Bremen) an den Rektor der Hoch­
schule und sein Antwortschreiben, 13. und 19. Dezember 1961, in: Archiv der HS. 

133 Anfrage Schmitt-Vockenhausen und Antwort Höcherls, Deutscher Bundestag, den 
7. Dezember 1961, in: Stenographische Verhandlungen, Bd. 50, S. 132 f. 
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2. Der Erlass des Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz für das 
„Forschungsinstitut" 1965 

Das ,,Institut für Forschung und Information" der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften Speyer nahm mit einem hochschulintemen Errichtungs­
beschluss zum 1. Januar 1962 seine Arbeit auf. Die Personal- und Sachkosten 
des Instituts trug das Land Rheinland-Pfalz. Es stand vorläufig unter der Lei­
tung des Rektors, zu der Zeit Hartwig Bülck134

• Der Senat entschied über die 
Annahme der Forschungsprojekte, die in Zusammenarbeit von Professoren 
der Hochschule und den Forschungsreferenten durchgeführt wurden. Eine 
endgültige Organisation für das Institut sollte erst festgelegt werden, wenn 
genügend Erfahrungen gesammelt worden waren. 

Der Senat hatte als erste wissenschaftliche Mitarbeiter für das Institut drei, 
dann vier Referenten benannt bzw. angeworben: Das war zum einen derbe­
reits erwähnte Dr. Roman Schnur, der sich im November 1961 habilitiert hat­
te und nun, bei Hartwig Bülck, eine HBibliographie über Grundsatzfragen der 
Verwaltungswissenschaft" zusammenzustellen begann. Der zweite Referent 
war auch Jurist und zuvor als Assistent an der Hochschule tätig gewesen. As­
sessor Elmar Breuckmann arbeitete unter der Betreuung von Erich Becker an 
einer von der Innenministerkonferenz gewünschten Untersuchung - also eine 
Auftragsforschung - über die historische Entwicklung der Verwaltungsaus­
bildung in Deutschland. 135 Dritter Referent war seit Mai 1962 der Jurist 
Niklas Luhmann, der unter der Betreuung von Carl-Hermann Ule u. a. eine 
Abhandlung über „formale Organisation sozialer Systeme"136 vorbereitete. 
Als vierten Referenten beschäftigte die Hochschule Dr. Friedrich Jonas, einen 
Ökonomen, der über Verwaltung und Strukturveränderungen der Wirtschaft 

134 Prof. Dr. iur. H. Bülck (geb. 1912), 1952 o. Professor an der Hochschule für Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften Nürnberg, seit 1957 o. Professor für Öffentliches 
Recht an der Hochschule Speyer. Vgl. Kürschners Gelehrten-Kalender 1961, S. 247. 

135 Die Studie wurde veröffentlicht: Elmar Breuckmann, Die Vorbereitung auf den hö­
heren Verwaltungsdienst. Eine historische und vergleichende Untersuchung, Berlin 
(West) 1965. 

136 Die Studie wurde publiziert: Niklas Luhmann, Funktion und Folgen formaler Organi­
sation, Berlin (West) 1964. Luhmann arbeitete in einem zweiten Projekt mit dem 
Hochschulassistenten Ules zusammen. Auch diese Arbeit wurde publiziert: Franz 
Becker/Niklas Luhmann, Verwaltungsfehier und Vertrauensschuiz. Möglichkeiten 
gesetzlicher Regelung der Rücknehmbarkeit von Verwaltungsakten, Berlin (West) 
1963. 
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in England137 arbeitete.138 Diese am Institut entstandenen Studien w-urden in 
der Schriftenreihe der Hochschule Speyer, im Berliner Verlag Duncker & 
Humblot, veröffentlicht. 

In den Sitzungen des Senats der Hochschule und des Verwaltungsrats be­
richtete der Rektor halbjährlich über die Arbeiten und Aktivitäten des ,,Insti­
tuts für Forschung und Information". Obwohl die Konstruktion der Instituts­
leitung durch eine kollegiale Führung, durch Rektor und Senat, nicht beson­
ders effizient erschien, hatte das Institut einen guten Start, was die Dichte und 
Qualität der Publikationen bewies. 

Bereits Mitte 1963 wurden die Organisation und Aufgaben des Instituts 
erneut verändert. Die Initiative dazu ging von der Staatskanzlei in Mainz aus, 
die - ohne Rücksprache mit der Hochschule - den Entwurf eines Organisati­
onserlasses für ein „Institut für verwaltungswissenschaftliche Forschung" an 
der Hochschule Speyer vorlegte. Diesen Entwurf sandte die Staatskanzlei zur 
rechtlichen Begutachtung zunächst an Professor Ule. Erst nach Vorlage seiner 
Stellungnahme sollten Rektor und Senat der Hochschule informiert werden. 
Ule verweigerte die erbetene Äußerung, weil er ohne Zustimmung und Kennt­
nis seiner Kollegen im Senat in dieser Sache nicht tätig werden wollte. Diese 
ungewöhnliche Art des Vorgehens sorgte für Missstimmung zwischen 
Hochschule und Mainzer Staatskanzlei, zumal auch der Erlass-Entwurf für 
den Senat der Hochschule unakzeptabel war; denn die Staatskanzlei hatte ihn 
so gestaltet, dass ausschließlich ihr die Bestellung der Institutsleitung139

, die 
Auswahl der wissenschaftlichen Mitarbeiter und die Bestimmung des For­
schungsprogramms zukam, den Speyerer Professoren hingegen nur ein Vor­
schlagsrecht.140 

137 Auch seine Arbeit wurde publiziert: Friedrich Jonas, Staatliche Hilfebeiwirtschaft­
lichen Strukturänderungen. Dargestellt am Cotton Industry Act 1959, Berlin (West) 
1963. 

138 Vgl. Protokolle der Senatssitzungen, 26. September, 13. November 1961, 29. Januar, 
19. Februar, 7. Mai, 12. November 1962; Protokolle der Verwaltungsratsitzungen, 
26. September 1961, 10. April und 25. September 1962, in: Archiv der HS; vgl. 
Franz Knöpfte, S. 63. 

139 Aus dem Entwurf der Staatskanzlei: „Das Direktorium leitet das Institut. Die Mit­
glieder des Direktoriums werden von der Aufsichtsbehörde aus dem Kreis der Pro­
fessoren der Hochschule, die einen Lehrstuhl für öffentliches Recht innehaben, be­
stellt .... Aufsichtsbehörde ... ist die Staatskanzlei. Sie weist dem Institut die sachli­
chen und personellen Mittel zu und trifft nähere Bestimmungen über ihre Verwen­
dung." 

140 Vgi. Schreiben Professor Uies an den Rektor Professor Smoika vom 24. Oktober 
1963; Schreiben des Chefs der Staatskanzlei an den Rektor der Hochschule vom 
13. November 1963; Entwurf des Erlasses der Staatskanzlei, in: Archiv der HS. 
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Irruuerhin musste sich nach diesem Vorstoß aus l\1ainz der Senat mit der 
Organisation und der Ausgestaltung seines Instituts für Forschung und Infor­
mation erneut befassen. Darüber herrschte unter den Senatsmitgliedern wei­
terhin Uneinigkeit. Zur ersten Vorabklärung setzte man im Juli 1963 auf Vor­
schlag von Professor Fritz Morstein Marx 141 eine Kommission, bestehend aus 
den Professoren Becker, Schaeder und Smolka (amtierender Rektor), ein. Der 
Senat war sich darüber im Klaren, dass spätestens im Wintersemester 1963/64 
ein Satzungsentwurf für das Institut vorgelegt werden müsste, da andernfalls 
der Chef der Staatskanzlei, Staatssekretär Fritz Duppre, seinen Erlass, wie er 
ankündigte, in Kraft setzen würde. 142 

Bis Mitte 1964 hin erfolgte eine breite Diskussion über die Gestaltung des 
Instituts unter den Lehrstuhlinhabern der Hochschule. Es gab fast so viele un­
terschiedliche Vorstellungen und divergierende Interessen wie Professoren 
insgesamt. Die Ansichten reichten beispielsweise von einer kollegialen Insti­
tutsleitung durch ein Direktorium oder durch den Senat - Kollegialverfassung 
- bis zur Leitung allein durch den Rektor, unterstützt von einem Geschäfts­
führer, oder einen gewählten Institutsdirektor mit einer Direktorialverfassung. 
Konträre Meinungen gab es zur Schaffung von Abteilungen im Institut mit 
jeweils fur die wissenschaftliche Arbeit zuständigen Abteilungsleitern und die 
Abgrenzung bzw. Benennung von Forschergruppen. Ungeklärt war ferner 
immer noch der Grad der Bindung bzw. der Abhängigkeit des Instituts von 
der Hochschule, d. h. ob es ein Institut der Hochschule oder eines an der Hoch­
schule werden sollte. 

Einigen konnten sich die Professoren nur über den Stellen- und Haus­
haltsplan des Instituts: für sechs wissenschaftliche :Mitarbeiter und drei 
Schreibkräfte mit einem jährlichen Etat von DM 200.000 bis DM 250.000. 
Wieder benannte der Senat eine Kommission - bestehend aus den Professoren 

141 Fritz Morstein Marx (geb. 1900), Dr. jur., seit 1962 Professor für Vergleichende 
Verwaltungswissenschaft und Öffentliches Recht an der HS, 1958-1960 Research 
Professor Princeton University; 1960-1962 Professor Hunter College City New York. 
Vgl. Kürschners Gelehrten Kalender 1966, S. 1648 f. 

142 \' gl. Protokoll der Senatssitzung, 22. Juli 1963; i~Jcter.notiz ZUr.rn Institut und Tele­
fongespräch mit StS Duppre in Mainz, 18. November 1963, in: Archiv der HS. 
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Bülck, iviayer143
, Ryffel144 und Schaeder -, die die stntt1gen Fragen weiter klä­

ren und einen Satzungsentwurf vorlegen sollte. 145 

Im Juli 1964 nahm der Senat der Hochschule einstimmig einen Satzungs­
entwurf für die „Errichtung eines Instituts für verwaltungswissenschaftliche 
Forschung der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer" an. Er 
diente als Diskussionsgrundlage für die Besprechungen in der Mainzer Staats­
kanzlei.146 Die Senatsmitglieder hatten sich demnach für ein Institut der Hoch­
schule entschieden, dessen Institutsvorstand Rektor und Senat bilden würden. 
Über die Annahme von Forschungsvorhaben, die Zuweisung der Stellen und 
Sachmittel sollte der Senat beschließen, die wissenschaftliche Leitung eines 
Projekts ein Ordinarius übernehmen. Die wissenschaftliche Arbeit sollte in 
sogenannten Forschungsgruppen erfolgen, in der Regel gebildet aus dem 
Lehrstuhlinhaber und den das Projekt bearbeitenden wissenschaftlichen Refe­
renten.147 

Die Diskussionen mit der Staatskanzlei in Mainz und den Mitgliedern des 
Verwaltungsrats der Hochschule zogen sich bis Ende 1964 hin. Im Dezember 
einigte man sich , dass das Institut durch einen Organisationsakt des Minister­
präsidenten von Rheinland-Pfalz errichtet und dass die offizielle Bezeichnung 
nicht mehr „Institut für Forschung und Information'\ sondern „Forschungsin­
stitut der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer" lauten sollte.148 

Der Erlass, der das de facto bereits bestehende Institut nun auch rechtlich ins 
Leben rief, wurde am 31. Januar 1965 ausgefertigt und trat zum 1. Februar 
1965 in Kraft. 

Danach bestand der Vorstand des Instituts aus dem Senat der Hochschule. 
Der Rektor führte als Vorsitzender des Vorstands die Verwaltungsgeschäfte 
und vertrat das Institut nach außen. Die Forschungsvorhaben 'M!rden nach der 

143 Franz Mayer (geb. 1920), Dr. jur., seit 1961 o. Professor für Öffentliches Recht an 
derHS Speyer. Vgl. Kürschners Gelehrten-Kalender 1966, S. 1547. 

144 Hans Ryffel (geb. 1913), Dr. phil., seit 1962 o. Professor für Rechts- und Sozialphi­
losophie und Soziologie an der HS Speyer. Vgl. ebenda, S. 2066. 

145 Vgl. Protokolle der Senatssitzungen, 9. Dezember 1963, 13. Januar 1964; Akten­
notiz: Gespräch mit der Staatskanzlei, 14. Januar 1964, in: Archiv der HS. 

146 Vgl. Senatsentwürfe mit Begründung, 17. Februar, 8. Juni 1964, in: Archiv der HS. 

147 Vgl. Senatsentwurf mit Begründung einer Satzung betreffend die Einrichtung eines 
Instituts für verwaltungswissenschaftliche Forschung, 8. Juni 1964, in: Archiv der 
HS. 

148 Vgl. Chef der Staatskanzlei an den Rektor der Hochschule, 5. August 1964; (Überar­
beiteter) Entwurf einer Satzung und Schreiben des Rektors an die Staatskanzlei, 
2. Oktober 1964~ Überarbeiteter Entwurf des Statuts von der Staatskanzlei, 29. Okto­
ber, 27. November, 14. Dezember 1964, in Archiv der HS. 
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Billiöung durch den Vorstand unter der Leitung eines Ordinarius von den In­
stitutsreferenten durchgeführt. Deren Ergebnisse waren „in angemessener 
Frist" zu veröffenfüchen. Es gab keinen gesonderten Institutsetat. Die benö­
tigten ~\1ittel vvurden in den Haushaltsplan der Hochschule „eingegliedert".149 

Die im Statut geregelte Anmeldung der Projekte und Auswahl der Refe­
renten sowie die Bestimmung, dass ein Professor einen ihm für ein bestimm­
tes Projekt zugewiesenen Referenten weiterhin behalten durfte, wenn er im 
Anschluss an ein abgeschlossenes Vorhaben den Beginn eines neuen anmel­
dete, begünstigte - wie sich in den folgenden Jahren zeigte - die Praxis einer 
„Besitzstandwahrung", einer „Ein-Marm-" und einer eindeutig lehrstuhlausge­
richteten Forschung. Diese .Entwicklung wich von dem ursprünglichen Kon­
zept einer fachübergreifenden, kollegial geleiteten und institutsbezogenen 
verwaltungswissenschaftlichen Teamforschung ab. 

Der Rektor der Hochschule Speyer Georg Smolka, nun zugleich auch 
Vorsitzender des Vorstands vom Forschungsinstitut der Hochschule, dankte 
am 24. Februar 1965 dem Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz, Dr. Peter 
Altmeier (CDU), für den Erlass: „Die Errichtung des Forschungsinstituts stellt 
in der Entwicklung der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 
einen bedeutsamen Markstein dar. Eine Institutionalisierung der verwal­
tungswissenschaftlichen Forschung war von Anfang an in der Konzeption der 
Hochschu1e Speyer als einer wissenschaftlichen Hochschule angelegt. Sie ist 
durch den Erlass vom 31. Januar 1965 in einer Weise geregelt worden, die 
sowohl der traditionellen Verbindung von Forschung und Lehre an den deut­
schen Hochschulen wie der besonderen Aufgabenstellung und Struktur unse­
rer Hochschule optimal Rechnung trägt. "150 

1965 waren am Forschungsinstitut fünf wissenschaftliche Referenten15
\ 

alle Juristen, alles Männer, tätig, darunter noch immer Niklas Luhmann sowie 
seit diesem Jahr auch Klaus König152

• Die Zahl der bis dahin im Institut ent-

149 Vgl. Errichtung eines Forschungsinstituts der Hochschule für Verwaltungswissen­
schaften. Erlass des Ministerpräsidenten, 31. Januar 1965, in: Archiv der HS; Franz 
Knöpfte, S. 64. 

150 Schreiben des Rektors an den Ministerpräsidenten, in: Archiv der HS. 

151 Vgl. Personal- und Vorlesungsverzeichnis, SS 1965, S. 6, 9. 

152 K. König (geb. 1934), Dr. iur., Dr. rer. pol., 1961 Referendar an der HS Speyer, For­
schungsreferent am Institut seit 1965, Habilitation 1970, 1970/71 abgeordnet an die 
Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, o. Professor für Verwaltungswissenschaft und Öffent­
liches Recht an der Hochschule seit 1972, 1982-1987 Ministerialdirektor im Bundes­
kanzleramt. Vgl. Kürschners Gelehrten-Kalender 1976, S. 1648. 
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standenen und publizierten Studien belief sich auf sechs. 153 Halbjäl1rlich be­
richtete der Rektor im Senat und im Verwaltungsrat der Hochschule über den 
Stand der laufenden Projekte. 

Im Jahr 1965 waren foigende Studien in Bearbeitung: Professor Erich Be­
cker leitete das Projekt eines Referenten ,,Die Organisa6on und Zuständig­
keitsordnung der Behörde des Regierungspräsidenten", zugleich hatte Becker 
ein nächstes Forschungsvorhaben angemeldet. Professor Hartwig Bülck be­
treute einen Referenten - Thema der Untersuchung: „Umsetzungshilfen im 
nationalen und übernationalen Recht" -, und auch er hatte dem Institutsvor­
stand bereits ein nächstes Projekt angekündigt. Professor Carl-Hermann Ule 
leitete drei Projekte mit zwei Referenten: Zum einen eine verfassungs- und 
verwaltungsgeschichtliche Untersuchung - „Die Ära Wilhelm Frick [NSDAP] 
in Thüringen" (1930-1931 ), zum anderen, mit dem zweiten Referent Klaus 
König, eine Dokumentation über „Verwaltungsverfahrensgesetze des Aus­
lands" sowie eine „Untersuchung zu formellen Einrichtungen der Verwal­
tung". Ule hatte ebenfalls bereits ein nächstes Forschungsvorhaben im Institut 
angemeldet. 154 

Es zeigte sich, dass die Ordinarien für Öffentliches Recht aktiven Gebrauch 
von den Forschungsmöglichkeiten und der Beschäftigung von wissenschaftli­
chen Referenten am Institut machten, während sich die Lehrstuhlinhaber für 
Soziologie, für Wirtschaftliche Staatswissenschaften und für Neuere Ge­
schichte zurückhielten. Anhand der Tätigkeitsberichte des Forschungsinstituts 
im Verwaltungsrat der Hochschule ergibt sich für die zweite Hälfte der 
1960er Jahre) dass Referenten und Projekte ausschließlich unter der Leitung 
der Ordinarien für Öffentliches Recht Becker, Bülck und Ule155 sowie unter 
Professor Morstein Marx - Lehrstuhl für Vergleichende Verwaltungswissen­
schaft und Öffentliches Recht - standen. 156 

153 Vgl. die Auflistung bei Franz Knöpfte, S. 95 f.; Abgeschlossene und angemeldete 
Forschungsvorhaben im Juni 1964, in: Archiv der HS. 

154 Vgl. Bericht über die Tätigkeit des Forschungsinstituts der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften, 1. Oktober 1965 bis 31. März 1966 vor dem Verwaltungsrat am 
29. März 1966, in: Archiv der HS. 

155 Die Forschungsaktivitäten Professor Ules am Institut, seine Nachwuchsförderung 
hob sich besonders ab. 

156 Vgl. Berichte über die Tätigkeit des Forschungsinstituts der Hochschule vorn 1. April 
1966 bis 30. September 1966, vom 1. Oktober 1966 bis 31. März 1967, vom 1. April 
1967 bis 30. September 1967, vom 1. Oktober 1967 bis 31. März 1968, in: Archiv 
derHS. 



40 

III. Die nächste Etappe: Das Forschungsinstitut für öffentliche 
Verwaitung bei der Hochschuie i969-1976 

1. Bemühungen um eine organisatorische Verselbständigung 

Im Forschungsinstitut der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 
entstanden in den 1960er Jahren eine Reihe bemerkenswerter Einzelpublikati­
onen.157 Es fehlten aber interdisziplinär angelegte verwaltungswissenschaftli­
che Verbundprojekte. Hinderlich für eine fachübergreifende Forschung war 
auch das Fehlen entsprechender Räumlichkeiten. Die Forschungsreferenten 
waren zunächst in Zimmern des Wohnheims der Hochschule untergebracht. 
Planungen nach 1965 gingen davon aus, auch im Interesse der Hochschule, 
die mit der Besetzung von weiteren Lehrstühlen rechnete, ein neues Lehr­
stuhl- und Institutsgebäude zu errichten und einen dringend notwendigen 
Ausbau der Bibliothek zu erreichen. Infolge der Wirtschaftsrezession der J ah­
re 1966 und 1967 konnte das Neubauprojekt nicht in Angriff genommen wer­
den,158 obwohl zum Ende der 1960er Jahre ein Drittel der Plätze im Wohn­
heim für Forschungsreferenten, für die Lehrstühle bzw. für die Verwaltung 
der Hochschule ihrem eigentlichen Zweck entfremdet waren. 159 

Zu Beginn der l 970er Jahre musste das Forschungsinstitut für seine Refe­
renten und Schreibkräfte sieben Räume im Gebäude des Arbeitsamtes Speyer 
(Bahnhofsstraße), zirka 1,5 Kilometer von der Hochschule entfernt, anmieten. 
Diese Auslagerung aus dem Gebäudekomplex der Hochschule bedeutete eine 
räumliche Abtrennung von der Hochschulbibliothek und von Kontakten zu 
den wissenschaftlichen Assistenten und Lehrstuhlinhabern. Auch die teilweise 
Unterbringung von zwei Referenten in einem Arbeitszimmer war wissenschaft­
lichem Arbeiten abträglich. 

Die Raumplanung für das Forschungsinstitut, das Neubauprojekt war 1968 
zurückgestellt, aber nicht abgelehnt worden, ging davon aus, dass für die Zu-

157 Vgl. die Auflistung bei Franz Knöpfte, S. 94-97. 

158 Der Erweiterungsbau der Hochschulbibliothek wurde im März 1970 realisiert. Die 
Fläche des Lesesaales und der Büchermagazine konnte verdoppelt werden. Die Aus­
stattung der Bibliothek hatte sich sehr verbessert: Der Bücher-Beschaffungsetat war 
von 1951 DM 10.000auf1972 DM 208.000 angewachsen. Vgl. Franz Knöpfte, 
s. 32. 

159 Vgl. Protokoll der Verwaltungsratssitzung, 29. März 1966~ Bericht des Rektors über 
das SS 1966, über das WS 1966/1967, über das SS 1967; Protokoll der Senatssit­
zung, 22. Januar 1968, in Archiv der HS; Franz Knöpfte, S. 31 f. 
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ku.rift benötigt \vi.irden: ein Zirnmer nüt Vorzirnmer :für einen Institutsleiter, 
vier Räume für sogenannte Hauptreferenten (Abteilungsleiter), zwölf Räume 
für Forschungsreferenten, fünf Räume für auswärtige Projektbearbeiter, zwei 
Konferenzzimmer sowie ein Dokumentationsraum im Keller. Alles in allem 
wurden für den Ausbau des Instituts in den 1970er Jahren rund 30 Räume für 
notwendig angesehen, denn man hoffte und rechnete für das folgende Jahr­
zehnt mit einer Aufstockung auf insgesamt 13 Referentenstellen. 160 

Bemühungen der Hochschule für Verwaltungswissenschaften hatten im 
Oktober 1961 zur Verleihung des Habilitationsrechts geführt. 161 Erst im No­
vember 1970 erhielt die Hochschule dann auch das Promotionsrecht. Es 
musste gegen zahlreiche Widerstände - insbesondere der Universität Mainz 

· und der Westdeutschen Rektorenkonferenz - durchgesetzt werden. Die Pro­
motionsordnung, die im Mai 1971 in Kraft trat, sah ausschließlich die Verlei­
hung des akademischen Grades des Doktors der Verwaltungswissenschaften -
Dr. rer. publ. - vor. Dieser Titel entsprach dem integrativen wissenschaftli­
chen Lehrangebot der Hochschule und trug Bedenken bzw. Km1_kurrenzgeba­
ren der juristischen Fakultäten der umliegenden Universitäten - cjie Hoch­
schule stelle mit ihren Lehrstühlen keine volle juristische Fakultät dar -
Rechnung. Das neue Promotionsrecht erlaubte in der Folgezeit nicht wenigen 
Assistenten und Forschungsreferenten, mit einem verwaltungswissenschaftli­
chen Forschungsthema promoviert zu werden. 162 

In den Jahren zwischen 1969 und 1975 erweiterte und veränderte sich an 
der Hochschule - durch Errichtung und Besetzung neuer Lehrstühle, durch 
Emeritierung oder durch Annahme auswärtige Rufe - der Lehrkörper und das 
Lehrprogranun wie nie zuvor, insbesondere durch eine stärkere Öffuung zu­
gunsten der Verwaltungs- und Sozialwissenschaften. Das zeigte sich an der 
Besetzung der insgesamt 17 Ordinariate im Jahr 1975:163 Juristische Lehrstüh­
le bzw. Lehrstühle mit dem Schwerpunkt Verwaltungslehre hatten inne: Willi 
Blümel 164 

- Öffentliches Recht, insbesondere allgemeines und besonderes 

160 Vgl. Ermittlung des totalen Raumbedarfs der Hochschule, 12. Mai 1970; Protokoll 
der Senatssitzung, 8. Juni 1970, in: Archiv der HS; Entwicklungsplan der Hochschu­
le 1974-1979, S. 46-54. 

161 Bis zum Sommer 1972 hatten sich Frido W agener, Klaus König und Heinrich Sie­
dentopf an der Hochschule habilitiert. 

162 Vgl. Zur Verleihung des Habilitations- und Promotionsrechts der HS siehe Franz 
Knöpfte, S. 66-75; Gespräch mit Professor Klaus König am 22. Juli 2002. 

163 Vgl. RudolfMorsey, 40Jahre, S. 32-36. 

164 Professor Dr. iur. W. Blihnel (geb. 1929), Habilitation 1967, o. Professor 1969-1970 
FU Berlin, 1970-1974 Universität Bielefeld, seit 1974 HS Speyer. Vgl. Kürschners 
Gelehrten-Kalender, 1976, S. 259. 
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V cnvaltun.gsrecht, Hartwig Bülck - Öffentliches Recht, insbesondern Staats­
und Völkerrecht, Roman Herzog165 

- Staatslehre und Politik, Klaus König -
Verwaltungswissenschaft und Öffentliches Recht, Detlef Merten166 

- Öffentli­
ches Recht, insbesondere \Virtschaftsvenvaltungs- und Sozialrecht, Günter 
Püttner167 - Öffentliches Recht, insbesondere Staats-, Verwaltungs- und Kom­
munalrecht sowie Verwaltungslehre, Helmut Quaritsch168 - Staatsrecht und 
Staatslehre, Heinrich Siedentopf69 

- Vergleichende Verwaltungswissenschaft 
und Öffentliches Recht, Frido Wagener - Angewandte Verwaltungswissen­
schaft und Öffentliches Recht. 

Die Lehrbank der Wirtschaftswissenschaften repräsentierten Dieter Duwen­
dag1 70 - Wirtschaftliche Staatswissenschaften, insbesondere allgemeine Volks­
wirtschaftslehre und Wirtschaftspolitik, Peter Eichhorn 171 - Wirtschaftliche 
Staatswissenschaften und allgemeine Betriebswirtschaftslehre, Konrad Litt­
mann172 - Wirtschaftliche Staatswissenschaften, insbesondere Finanzwissen­
schaft und öffentliche Wirtschaft, Heinrich Reinermann173 - Quantitative Me­
thoden und elektronische Datenverarbeitung. Die Lehrstühle für Geschichte, 

165 Professor Dr. iur. R. Herzog (geb. 1934), 1964 Privatdozent, seit 1966 o. Professor 
PU Berlin, seit 1969 HS Speyer. Vgl. ebenda, S. 1228. 

166 Professor Dr. rer. pol., Dr. iur. D. Merten (geb. 1937), Habilitation 1971, seit 1972 o. 
Professor HS Speyer. Vgl. ebenda, S. 2077. 

167 Professor Dr. iur. G. Püttner (geb. 1936), Habilitation 1969, seit 1970 o. Professor 
Universität Frankfurt, seit 1973 HS Speyer. Vgl. ebenda, S. 2472. 

168 Professor Dr. iur., H. Quaritsch (geb. 1930), Habilitation 1965, 1966 o. Professor 
Universität Bochum, 1968 FU Berlin, seit 1972 HS Speyer. Vgl. ebenda, S. 2476 f. 

169 Professor. Dr. iur. H. Siedentopf (geb. 1938), Habilitation 1971, seit 1973 o. Profes­
sor an der HS Speyer. V gL ebenda, S. 3024. 

170 Professor Dr. rer. pol. D. Duwendag (geb. 1938), Diplom-Kaufmann, Habilitation 
1970, 1971 Professor Universität Köln, seit 1972 o. Professor HS Speyer. Vgl. eben­
da, S. 577. 

171 Professor Dr. rer. pol. P. Eichhorn (geb. 1939), Diplom-Kaufmann, 1972 Privatdo­
zent, 1972 Professor FU Berlin, seit 1972 o. Professor HS Speyer. Vgl. ebenda, 
S. 612. 

172 Professor Dr. rer. pol. K. Littmann (geb. 1923), Diplom-Volkswirt, 1956 Privatdo­
zent, 1961 o. Professor FU Berlin, 1967 Universität Hamburg, seit 1975 Professor 
HS Speyer. Vgl. ebenda, S. 1915. 

173 Professor Dr. rer. poL H. Reinermann (geb. 1937), Diplom-Kaufmann, 1973 Habili­
tation, seit 1974 ao. Professor, seit 1976 o. Professor an der HS Speyer. Vgl. ebenda, 
s. 2534 f 
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Soziologie und Politikwissenschaft nahmen ein Carl Böhret' 74 
- Politische 

Wissenschaften, Helmut Klages175 
- Organisationssoziologie, insbesondere 

Verwaltungssoziologie, Rudolf Morsey1 76 
- Verfassungs- und Verwaltungsge­

schichte sowie Hans Ryffel - Sozialphilosophie und Soziologie. Die 17 Lehr­
stühle der Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer waren 1975 
demnach mit neun Juristen, vier Ökonomen und vier Sozial- bzw. Geisteswis­
senschaftlern besetzt. 177 

Ein Ergebnis der in den ausgehenden l 960er und beginnenden 1970er Jah­
ren geführten Diskussionen an der Hochschule, die die Auswirkungen der ge­
sellschaftlichen Umbruchsphase in der Bundesrepublik widerspiegelten, war, 
dass seit 1969 an den Sitzungen des Senats der Hochschule Vertreter der 
Lehrbeauftragten, der Hörer und der Gruppe der Wissenschaftlichen Assisten­
ten und Referenten mit beratender Stimme teilnahmen. 

Der Senat der Hochschule und der Verwaltungsrat begannen zu Beginn 
des Wintersemesters 1969/70 mit Beratungen zur Erstellung eines neuen 
Hochschulgesetzes. Sie enviesen sich als dringlich, da das Kultusrriinisterium 
in Mainz seine Vorstellungen zu einem neuen Hochschulgesetz von Rhein­
land-Pfalz bekannt gab und darin den Anspruch formulierte, auch die Hoch­
schule in das Gesetz mit einzubeziehen. Dem Senat und dem Verwaltungsrat 
gelang es jedoch, in Verhandlungen mit der Landesregierung im Laufe des 
Jahres 1970 durchzusetzen, dass die Hochschule auch künftig ressortmäßig 
bei der Staatskanzlei verblieb. Im Landesgesetz über die wissenschaftlichen 
Hochschulen Rheinland-Pfalz vom Dezember 1970 wurde die Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften zwar zu den wissenschaftlichen Hochschulen des 
Landes gezählt, die Nonnjerung ih_rer Rechtsverhältnisse - ihre Verfassung, 

174 Professor Dr. rer. pol. C. Böhret (geb. 1933), Diplom-Politologe, Habilitation 1970, 
1971 o. Professor FU Berlin, seit 197 4 o. Professor HS Speyer. 

175 Professor Dr. rer. pol. H. Klages (geb. 1930), Diplom-Volkswirt, 1961 Habilitation, 
seit 1964 o. Professor TU Berlin, seit 1975 o. Professor HS Speyer. Vgl. ebenda, 
s. 1571. 

176 Professor Dr. phil. R. Morsey (geb. 1927), Historiker, 1965 Habilitation, seit 1966 o. 
Professor Universität Würzburg, seit 1970 o. Professor HS Speyer. Vgl. ebenda, 
s. 2149. 

177 Vgl. Personal- und Vorlesungsverzeichnis Frühjahr/Sommer 1975, Herbst/Winter 
1975176, S. 9-11. 
In der Zeit von 1971 bis 1973 war die Professorin Dr. phil. Renate Mayntz-Trier 
(geb. 1929) die (bis 1996) erste und einzige weibliche LehrstuhJip_haberin an der 
Hochschule. Sie lehrte im Fach Organisationssoziologie (Verwaltungssoziologie). 
Vgl. ebenda, S. 2043. 
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Verwaltung und ihre Stellung im gegliederten Hochschulbereich - aber einem 
besonderen Gesetz (es trat 1978 in Kraft) vorbehalten. 178 

Im Rahmen der Diskussionen über dieses Gesetz der Hochschule spielte 
auch die Entwicklung und Leistungsfähigkeit des Forschungsinstituts eine 
Rolle. Eine erste Stellungnahme zu dessen Organisation verfasste Roman 
Schnur im Juni 1969 - ähnlich wie zehn Jahre zuvor-, nun aber in der Positi­
on eines Speyerer Lehrstuhlinhabers mit dem Fachgebiet Vergleichende Ver­
waltungswissenschaft.179 Schnur ging davon aus, dass die Struktur des Insti­
tuts im wesentlichen unverändert bleiben sollte, angefangen von der kollegia­
len Führung durch alle Ordinarien der Hochschule. Eine Beteiligung der wis­
senschaftlichen Referenten im Vorstand hielt Schnur allerdings für „wünschens­
wert", jedoch sollte dem Institutsleiter - also dem Rektor oder eventuell dem 
Prorektor - aus dem Kreis der Referenten ein „Assistent des Institutsvorstan­
des" für die Verwaltungs- und Wissenschaftsorganisation zur Seite gestellt 
werden. 

Roman Schnur schlug weiter vor, zur besseren Verteilung der Forschungs­
mittel und zur Sicherung der Kontinuität Sektionen mit festen Stellen für Sek­
tionsreferenten zu schaffen. Auf jeden Fall müsse dem Eindruck, der in der 
Mainzer Staatskanzlei vorherrsche, entgegengewirkt werden, dass es sich bei 
dem Institut mit seinen Referenten Hum nichts anderes als um eine Fortset­
zung der Lehrstühle mit anderen Mitteln, d. h .... den Ordinarien gewisserma­
ßen einen zweiten Assistenten zu verschaffen", handele: „Meines Erachtens 
ist eine solche Betrachtung nicht ganz grundlos .... "180 

Die Quintessenz seiner Überlegungen lautete, strenger als bisher in den 
Sitzungen des Hochschulsenats zwischen den Angelegenheiten des Senats 
und denen des Forschungsinstituts zu unterscheiden und dem Institut im Ver­
hältnis zur Hochschule einen höheren Grad an Eigenständigkeit zu verschaf­
fen.181 

Einen nachhaltigen Schub auch zu strukturellen Veränderungen des For­
schungsinstituts löste dann ein Beschluss der Volkswagenstiftung vom 16. Ok­
tober 1969 aus, die Forschung der Verwaltungswissenschaft in größerem Um­
fang zu fördern. Bisher hatte die VW-Stiftung einzelne Forschungsprojekte 
unterstützt, war nun jedoch zur Förderung „verwaltungswissenschaftlicher 
Großforschung" bereit und zwar in postuniversitären Einrichtungen. So ka-

178 Vgl. Franz Knöpfte, S. 27-29; Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 32-34. 

179 V gL Schreiben Schnurs an seine Senatskollegen, betr. Organisation des Forschungs­
instituts, 10. Juni 1969, in: Archiv der HS. 

180 Ebenda. 

181 Vgl. ebenda. 
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Hochschulinstitute in Betracht. Die Volkswagenstiftung hatte für ihre Förde­
rung das im Aufbau begriffene Internationale Institut für Management und 
Verwaltung in West-Berlin ins Auge gefasst, aber auch an das Forschungsin­
stitut in Speyer gedacht, aber nur wenn am Institut in Speyer in "größerem 
Umfang verwaltungswissenschaftliche Forschung betrieben werden" könne, 
was eine „Umstrukturierung des Instituts" gebieterisch erfordere. 182 Das Insti­
tut müsse seine Selbständigkeit gegenüber der Hochschule deutlicher behaup­
ten und, wie bei anderen vergleichbaren Instituten, größere übergeordnete 
( verwaltungswissenschaftliche) Forschungsthemen bestimmen. 183 Diese Be­
dingungen standen der bisher lehrstuhlbezogenen Ein-Mann-Forschung in 
Speyer entgegen. 

Die Hochschule beschloss daraufhin am 20. Oktober 1969, eine Senats­
kommission zur Reform des Forschungsinstituts - „im Hinblick auf die Not­
wendigkeit des Ausbaues des Instituts und der Reorganisation seiner Struk­
tur'" - zu bilden. 184 Ihr gehör1en die Professoren Franz Knöpfle, als Rektor, 
Roman Schnur und Roman Herzog an, von Seiten der Forschungsreferenten 
Regierungsrat Hans-Werner Laubinger185

• 

Bereits im Februar 1970 legte die Kommission ein beschlussreifes, aber 
keineswegs durchgreifend geändertes Organisationsstatut für einen „Erlass 
des Ministerpräsidenten des Landes Rheinland-Pfalz über das Forschungsin­
stitut an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer" vor. 186 Nach 
wie vor war das Institut in die Hochschule integriert. Als Aufgabe blieb ihm 
die 1,verwaltungswissenschaftliche Forschung unter besonderer Berücksichti-

" "f T"'llr. 'f T ~~ 1' 1, 'f" ~ -__., ' • 1 • f 1 P " , • gung prax1soezogener t'roo1eme·· ernanen, me m t orm zenncn oemsrerer 
Projekte oder als ndauemde Aufgabe" zu leisten waren. Die Organe des Insti­
tuts sollten der Vorstand - bestehend aus allen Professoren und den wissen­
schaftlichen Hauptreferenten - und der Rektor der Hochschule als Geschäfts­
führender Direktor werden. Damit entschied weiterhin ein kollegialer Vor­
stand darüber, welche Forschungsprojekte unter welcher wissenschaftlichen 
Leitung von welchen Referenten durchgeführt wurden. Die Regelung zur zeit-

182 Bericht Roman Schnurs vor dem Senat am 20. Oktober 1969, Protokoll der Senats­
sitzung, in: Archiv der HS. 

183 Vgl. ebenda. 

184 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 20. Oktober 1969, in: Archiv der HS. 

185 H.-W. Laubinger (geb. 1936), 1962 M.C.L Universität Chicago, Dr. iur. 1967, 1970-
1977 Assistent bzw. Referent an der HS bzw. am Forschungsinstitut Speyer, 1974 
habilitiert, ab 1977 Professur Uni'lersität !'vfa...nJ.-Ln-Ulieim, seit 1981 Universität Mainz. 
Vgl. Kürschners Gelehrten-Kalender, 1987, S. 2651. 

186 Vgl. die Entwürfe vom 4. und 10. Februar 1970, in: Archiv der HS. 
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liehen Befristung von Forschungsprojekten sowie die Bestim1uung, Projekte 
mit mehreren Mitarbeitern durchführen zu können, sollte auf den Abbau der 
Bindung der Forschertätigkeit an einzelne Ordinarien hinauslaufen. So entfiel 
auch die die „Ein-~v1ann-Forschung" begü11stigende Klausel - nach der ein 
Professor, der ein Forschungsvorhaben durchführt, seinen ihm dafür zugeteil­
ten Referenten behalten könne, wenn er rechtzeitig ein neues Projekt ankün­
digte.187 

Die Gruppe der Referenten erklärte sich mit zwei Punkten des Entwurfs 
des neuen Organisationsstatuts nicht einverstanden. Zum einen sahen sich die 
Referenten im Vorstand unterrepräsentiert und zum anderen votierten sie im 
Interesse einer effektiveren und von der Hochschule unabhängigeren Instituts­
leitung für einen insgesamt kleineren Vorstand. Die Referenten konnten sich 
mit ihren Einwänden jedoch nicht durchsetzen, 188 obwohl sie einen Gegen­
entwurf des Organisationsstatuts erarbeiteten und ihn, ohne Rücksprache mit 
den Professoren gehalten zu haben, dem rheinland-pfälzischen Ministerpräsi­
denten am 26. I'v1ärz 1970 zuleiteten. 189 

Die Staatskanzlei in Mainz teilte der Hochschule ihr Einverständnis, im 
Mai 1970 mündlich und im Juni 1970 dann schriftlich, mit, dass auch ohne 
eine formelle Änderung des Erlasses künftig nach dem vom Senat beschlos­
senen Entwurf eines Organisationsstatuts für das Institut verfahren werden 
könnte. 190 Die Staatskanzlei behielt sich eine Änderung noch vor, da sie für 
die kommenden Jahre an einen deutlichen Ausbau des Instituts dachte, und 
zwar in „modifizierter Form eine ,große Lösung' für das Forschungsinstitut, 
die in den Jahren 1958 angestrebt und mangels finanzieller Unterstützung 
durch den Bund" nicht habe realisiert werden können. 191 Des weiteren hielt 

187 Vgl. Entwurf eines Erlasses des Ministerpräsidenten des Landes Rheinland-Pfalz 
über das Forschungsinstitut an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, 
10. Februar 1970; Bericht des Rektors über das Wintersemester 1969/1970, in: 
Archiv der HS; Franz Knöpfte, S. 64 f. 

188 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 9. Februar 1970, in: Archiv derHS. 

189 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 20. April 1970, in: Archiv der HS. 
Der Entwurf der Referenten konnte in den Unterlagen des Instituts bisher nicht ge-
fundcn werden4 

190 Vgl. Protokolle der Senatssitzungen, 11. Mai, 29. Juni 1970, in: Archiv der HS. 

191 Vermerk der Staatskanzlei vom 17. April 1970, in: Archiv des FÖV. 
Die Staatskanziei befand weiter, dass der Lehrbetrieb der Hochschuie und die Fort­
bildung der Beamten des höheren Dienstes eine verstärkte Forschung geradezu 
forderte. Vgl. ebenda. 
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man in Mainz die künftigen Schwerpunkte der Forschungstäiigkeit des insti­
tuts noch nicht ausreichend genug konkretisiert. 192 

Diesen Hinweis griff der Institutsvorstand auf und erarbeitete noch im Mai 
1970 ein knapp formuliertes Forschungsprogramm, das folgende fünf Punkte 
umfasste: „Wandel der Verwaltungsleistung" und „Verwaltungsorganisation", 
„Management und Kontrolle im Bereich der öffentlichen Verwaltung" sowie 
„Untersuchungen personalwirtschaftlicher und sozialpsychologischer Proble­
me in der öffentlichen Verwaltung". Diese Forschungsschwerpunkte sollte 
Professor Schnur den zuständigen Gremien der Volkswagenstiftung zur 
Kenntnis bringen. Dabei gingen die personellen Vorstellungen in Speyer über 
die Anfangsausstattung des reorganisierten Instituts von acht wissenschaftli­
chen Stellen und zwei Schreibkräften aus. 193 Auch der Bund äußerte gesteiger­
tes Interesse am Ausbau des Speyerer Forschungsinstituts.194 

Ende 1971 wurde am Forschungsinstitut der Hochschule an zwölf For­
schungsprojekten gearbeitet. Davon standen vier unter Leitung von Carl­
Hermann Ule, zwei unter der von Klaus König und jeweils eines unter der 
Leitung der Reinhard Schaeder, Renate Mayntz-Trier, Roman Schnur, Hein­
rich Siedentopf, Hans Ryffel und Frido Wagener.195 Ende 1972 waren alle 
acht Referentenstellen besetzt. 196 In den zehn Jahren des Bestehens des For­
schungsinstituts - seit 1962 ~ waren 53 Forschungsprojekte bearbeitet wor­
den. Davon wurde eines, das von Klaus König, als Habilitationsschrift von 
der Hochschule angenommen und 1970 publiziert. Elf der 53 Projekte waren 
Auftragsarbeiten, angeregt bzw. finanziert u. a. vom Bundesinnenministeri­
um, vom Bundesjustizministerium oder von der Volkswagenstiftung. Die 
Themen der Arbeiten erstreckten sich über das ganze verwaitungswissen­
schaftliche Spektrum. Sie reichten von juristischen, soziologischen und histo­
rischen Abhandlungen bis zu Untersuchungen über organisations- oder wis­
senschaftstheoretische Probleme der öffentlichen Verwaltung. Die 14 wich-

192 Vgl. Protokoll der Verwaltungsratsitzung, 5. Mai 1971, in: Archiv der HS. 

193 Vgl. Protokoll der Senatssitzung, 11. Mai 1970, in: Archiv der HS; Franz Knöpfte, 
S. 65. 

194 Vgl. Protokoll der Venvaltungsratssitzung, 29. November 1972, in: Archiv der HS. 
Der Bundesinnenminister, Hans-Dietrich Genscher, schrieb am 20. Juni 1973 dem 
rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Helmut Kohl, dass er (bzw. die Bundesre­
g]erung) an der Ausweitung des Forschungsjnstituts der Hochschule interessiert sei. 
Kopie aus der Mainzer Staatskanzlei, Archiv des FÖV. 

195 VgL Protokoll der Vert.valtungsratssitzung, 15. J'.'.Jovember 1971, in: "'AJchiv der HS. 

196 Vgl. Stellenbesetzung des Forschungsinstituts (Stand 8. November 1972), in: Archiv 
derHS. 
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tigsten Arbeiten waren in der Schriftenreihe der Hochschule publiziert wor­
den. 197 

Um zwischen der Leitung der Hochschule und der des Forschungsinstitut 
zu trennen, wurde seit November 1971 auch formal zwischen den Sitzungen 
des Senats und den Sitzungen des Institutsvorstandes unterschieden. Dem Be­
schluss des Senats über das neue Statut des Instituts vom Mai 1970 folgend, 
nahmen an den Sitzungen des Institutsvorstandes unter Leitung des Ge­
schäftsführenden Direktors - also des Rektors der Hochschule - alle Professo­
ren und die wissenschaftlichen Hauptreferenten - das waren Dr. Hans-Werner 
Laubinger und Dr. Heinrich Josef Schröder - teil. Die Sitzungen des Instituts­
vorstandes fanden alle zwei bis drei Monate abends, Beginn 20 Uhr, statt. Sie 
dauerten anfänglich zirka eine Stunde, hin und wieder auch mal drei Stunden. 
Gegenstand der Beratungen waren in erster Linie die Berichte über die Anträ­
ge zur Neuaufnahme von Forschungsvorhaben und die Einstellung von Refe­
renten. Über den Stand der laufenden Projekte berichteten die Referenten 
schriftlich im Halbjahresrhy1hmus. 198 

Ab Mitte 1972 begannen neue Diskussionen über die Gestaltung des For­
schungsprogramms und der Forschungsschwerpunkte des Instituts. Diese 
standen im Zusammenhang mit den Entwicklungs- und Ausbauplänen der 
Hochschule jener Jahre.199 Der Vorstand benannte im September 1972 drei 
Forschungsschwerpunkte: 1. Effizienz der Verwaltung, 2. Verwaltungsperso­
nal und 3. öffentliche Planung. Im März 1974 kam als 4. Schwerpunkt öffent­
liche Finanzen hinzu. 200 Um die Organisation des Instituts zu überdenken und 
den Entwicklungsplänen der Hochschule anzupassen, beschloss der Vorstand 

, T '> "'I "T"'tl. 1 • "T"ll. T T • ,..,_ , 1i 1 Al"""I'_,..., • 1 •1 •t t"-umer Leuung aes KeKrors Koman tterzog im :'.:>eptemoer l 'J 1 L, eme are1Kopn-
ge sogenannte Entwicklungskommission „als vorbereitendes Organ des Insti­
tutsvorstandes" zu bilden. Diese sollte die Bildung eines engeren Institutsvor­
stands vorbereiten, um in Zukunft die Leitung des Instituts und die Vorberei­
tung der Vorstandssitzungen zu straffen. Zur Kommission, die Frido Wagener 
als „ständiger Vertreter des Rektors" in Fragen des Forschungsinstituts leitete, 

197 Vgl. Aufstellung der seit 1962 (bis 1972) abgeschlossenen bzw. in Arbeit befindli­
chen Forschungsvorhaben am Institut, Anlage zum Protokoll der Verwaltungsratssit­
zung, 29. November 1972, in: Archiv der HS. 

198 Vgl. Protokolle der Institutsvorstandsitzungen, 8. November 1971, 7. Februar, 
24. April, 10. Juli, 13. November 1972, 17. April, 30. Mai/1. Juni, 10. Juli, 12. No­
vember 1973, in: Archiv der HS. 

199 Vgl. Entwicklungsplan der Hochschule 1974-1979, S. 15-54. 

200 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 21. März 1974, in: Archiv der HS. 
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gehörten Renate 1viayntz-Trier und der Forschungsreferent Hans-Werner Lau­
binger. 201 

Streitpunkt bei den weiteren Diskussionen war und blieb das Verhältnis 
der Lehrstuhlforschung zu der im Institut betriebenen Forschung. Nicht weni­
ge Professoren - wie beispielsweise Erich Becker - verteidigten die Handha~ 
bung der strikten Zuordnung von Referenten zu einzelnen Lehrstühlen als or­
ganisatorische Vorkehrung gegen eine zu große Verselbständigung des Insti~ 
tuts. 202 Andere Ordinarien - wie König, Quaritsch und Wagener - mahnten 
wiederholt eine klare Entscheidung an, „entweder für ein in der Erfüllung sei­
ner Aufgaben unabhängiges Forschungsinstitut oder für den Ausbau der Lehr­
stuhlforschung (mit zweitem Assistenten) an Stelle des Instituts". 203 

Nach ausführlichen Diskussionen im Institutsvorstand in den Jahren 1972 
und 1973 einigten sich deren Mitglieder auf ein Entwicklungsprogramm für 
das Forschungsinstitut im Zeitraum bis 1979.204 Danach beanspruchte das In­
stitut zwar nicht ein Forschungsmonopol, verstand sich ,jedoch als das auf die 
verwaltungsbezogene Forschung spezialisierte Organ der Hochschule".205 

Mängel in der Organisation des Instituts sollten in den nächsten Jahren besei­
tigt werden. Die Kritik an der bisherigen Organisation des Instituts war ein­
deutig: Sie habe seine innere Einheit wenig gefördert. Ferner hieß es: „Die 
Zuordnung der Referenten .„ zu einzelnen Lehrstuhlinhabern ist zu ausge­
prägt, um die Rolle des Forschungsinstituts als eigenständige wissenschaftli­
che Einrichtung der Hochschule ... deutlich werden zu lassen." „Eine interdis­
ziplinäre Zusammenarbeit bei der Forschung, für die das Institut aufgrund der 
unterschiedlichen Vorbildung der Referenten und Projektleiter prädestiniert 
wäre, ist bisher selten. "206 

Zu der in Aussicht genommenen Umgestaltung gehörte auch die Bildung 
eines personell verkleinerten Vorstands und die Einsetzung eines Geschäfts­
führenden Direktors, der nicht zugleich Rektor der Hochschule sei. Das Insti­
tut sollte eigene Leitungsgremien und eigene Personal- und Sachmittel erhal-

201 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 26. September 1972; Protokoll der Ver­
waltungsratssitzung, 29. November 1972, in: Archiv der HS. 

202 Deutlicher formuliert: Mehrheitllch hatten die Ordinarien Interesse an einem zweiten 
Assistenten und nicht an relativ selbständig forschenden Referenten. Vgl. ein Ge­
spräch mit Professor Klaus König am 22. Juli 2002. 

203 Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 30. Mai!l. Juni und vgl. ebenda vom 17. April 
1973, in: Archiv der HS. 

204 Vgl. Entwicklungsplan der Hochschule 1974-1979, S. 42-53. 

205 Ebenda,S.42. 

206 Ebenda,S.43,44. 
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ten. F en1er w-urde daran gedacht, einen Beirat ~11 ßL Linden, der die "Verbin­
dung der verwaltungswissenschaftlichen Forschung mit der Verwaltungspra­
xis sichere". Schließlich nahm man sich vor, strenger als bisher die For­
schm1gsprojekte auf die drei - da.."'h~ vier - ForschuI1gsschwerpunkte des Insti­
tuts auszurichten: „In Zukunft [sollen] vornehmlich Projekte in Angriff ge­
nommen werden, die sich in die Thematik der Schwerpunkte einfügen. Vor­
haben, bei denen das nicht der Fall ist, sollen die Ausnahme bleiben. "207 

Die Ausarbeitung eines „aussagekräftigen Forschungsprogramms" stand 
für das Jahr 1973 auf dem Programm. Für jeden Forschungsschwerpunkt 
müsse, so die Planung, institutsintern ein Forschungsreferent auf längere Zeit 
eingestellt werden. Außerdem wurde vorgesehen, in größerem Umfang Pro­
jekte ins Forschungsprogramm aufzunehmen, deren Finanzierung durch einen 
bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) zu beantragenden ,,Son­
derforschungsbereich Verwaltungswissenschaft" sichergestellt werden soll­
te.2os 

Das Institut verfügte 1973 über neun Planstellen für wissenschaftliche Re­
ferenten als Beamte oder Angestellte.209 Bis zum Jahr 1975 plante der Insti­
tutsvorstand deren Ausweitung auf 13, vorzugsweise Angestellte-Stellen (Ver­
gütung nach BAT I und II) und die Bereitstellung von Mitteln für die Besol­
dung von fünf abgeordneten Beamten sowie die verstärkte Einwerbung von 
Geldern für die Durchführung von Forschungsprojekten bei Stiftungen.210 Ei­
ne Neuerung am Institut betraf im November 1973 die Einstellung eines „ge­
schäftsleitenden Referenten im Forschungsinstitut". Der Geschäftsführende 
Direktor Frido Wagener2 11 bestimmte Hans-Werner Laubinger für dieses 
Amt. 212 Unverzichtbar für die zukünftige Entwicklung des Forschungsinstituts 
galt ein eigenes Institutsgebäude. Mit dessen Bau auf dem Hochschulgelände 
rechnete man bis 1975.213 

Nach wie vor fanden die acht Forschungsreferenten (1973) sich im Insti­
tutsvorstand unterrepräsentiert. Wenn alle Professoren der Hochschule im 
Vorstand des Instituts vertreten seien, so ihr Argument, gehörten auch alle 

207 Entwicklungsplan der Hochschule 1974-1979, S. 45. 

208 Vgl. ebenda, S. 45, 49. 

209 Acht Stellen der Besoldungsgruppe A-13 und eine A-14--Stelle. Eine A-14- und eine 
A-13-Stelle war mit Lebenszeitbeamten, eine A-13-Stelle mit einem Probebeamten 
und die restlichen fünf Stellen mit Angestellten besetzt. Vgl. ebenda, S. 46. 

210 Vgl. ebenda, S. 46 f. 

211 Frido Wagener war zu dieser Zeit Rektor der Hochschule. 

212 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 12. November 1973, in: Archiv der HS. 

213 Vgl. ebenda, S. 52 f. 
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„wissenschaftlichen Hauptreferenten" - also solche auf unbefristeten Steilen -
dem Vorstand an. Die Referenten setzten sich mit ihrer Forderung jedoch 
nicht durch. Sie wurden von Seiten der Professorenschaft mit der Durchfüh­
rung von „gelegentlichen Instituts-Vollversammlungen" vertröstet 214 Es blieb 
bei der hergebrachten Zusammensetzung des Vorstands: Ihm gehörten alle 
Ordinarien und die zwei Referenten, die die beiden Lebenszeit-Beamtenstel­
len am Institut inne hatten, an. 

2. Das Forschungsinstitut wird ein „Blaue-Liste-Institut" 

Seit Anfang der l 970er Jahre änderte sich das System der Forschungsförde­
rung in der Bundesrepublik. Die föderale Tradition des Landes prägte die Art 
und Weise der Forschungsförderung seit 1949. Noch vor dem Inkrafttreten 
des Grundgesetzes hatten die Länder (im März 1949) ein Staatsabkommen 
über die „Finanziemng wissenschaftlicher Forschungseinrichtungen"215 ge­
schlossen, in dem sie sich verpflichteten, bei größeren Forschungseinrichtun­
gen von überregionaler Bedeutung, die zur Erfüllung der Forschungsaufgaben 
erforderlichen Mittel gemeinsam bereitzustellen. Zwanzig Jahre später, 1969, 
wurde das Grundgesetz um den Artikel 91 b erweitert, der dem Bund und den 
Ländern die verfassungsrechtliche Möglichkeit bot (und bietet), im Rahmen 
von Forschungsvorhaben von gesamtstaatlichem wissenschaftspolitischem 
Interesse zusammenzuarbeiten. Nach jahrelangen Verhandlungen, die sich auf 
über 300 Forschungseinrichtungen bezogen, einigte man sich 1977 auf die 
gemeinsame Förderung von 46 Einrichtungen, die auf einer Liste veröffent­
licht wurden. Die Farbe des Papiers dieser Liste gab letztlich dem ganzen Pro­
jekt den Namen, unter dem es noch heute bekannt ist: Blaue Liste.216 

Dieses veränderte Umfeld der Forschungsförderung eröffnete auch für das 
Speyerer Forschungsinstitut neue Wege der Finanzierung. Nach entsprechen­
den Beratungen mit der Hochschule beantragte daher Mitte April 1974 der 
Kultusminister von Rheinland-Pfalz, in Absprache mit der Staatskanzlei, bei 
der Geschäftsstelle der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung in 
Bonn die Aufnahme des „Forschungsinstituts bei der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften in Speyer [nach Artikel 91 b des Grundgesetzes] in die 

214 VgL Schreiben der Referenten an den Rektor Prof. Morsey vom 2L Mai 1973; Prof 
Merten: Stellungnahme zur Zusammensetzung des Institutsvorstandes; Protokoll der 
Institutsvorstandssitzung, 30. Mai 1973, in: Archiv der HS. 

215 Das war das sogenarillte Königsteinei Abkorru.uen~ 

216 Vgl. http://www.wgl.de/organisation/Geschichte.html~ Christian Schütze, Forschungs­
fürderung gerettet, in: Süddeutsche Zeitung, 1. Dezember 1975, S. 4. 
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Liste der gemeinsam geförderten, selbständigen Forschungseinrichtungen".217 

Die Landesregierung begründete ihren Antrag mit folgenden Argumenten: 
Das gesamtstaatliche wissenschaftspolitische Interesse drücke sich darin aus, 
....1 ....1 T • ....I' • • • • • 1' • n· ' L.. ;:i Il ,.:! uass uas inshtut u1e e1112age mstitut10na.1s1erte DlrillCutung uer uunuesrepu-
blik sei, die praxisnahe verwaltungswissenschaftliche Forschung betreibe und 
deren Ergebnisse dem Bund und den Ländern unmittelbar zugute kamen. Die 
überregionale Bedeutung des Instituts zeige sich darin, dass es vom Bund und 
allen Ländern finanziert werde. Das Forschungsinstitut besitze seit 1965 or­
ganisatorische Selbständigkeit im Rahmen der Hochschule für Verwaltungs­
wissenschaften. Es sei in naher Zukunft daran gedacht, das Institut weiter 
auszubauen und es organisatorisch gegenüber der Hochschule zu verselbstän­
digen.21 s 

Die Selbständigkeit des Forschungsinstituts erwies sich als Problem bei 
der beantragten Bund-Länder-Finanzierung. Die Staatskanzlei Mainz erhielt 
von Vertretern des Bundes informell Kenntnis, dass diese die Förderungs­
voraussetzung ftir das Forschungsinstitut für gegeben ansähen, „sofern 
[erstens] eine Koppelung mit den Forschungsinteressen des Bundes erfolge" 
und zweitens die Voraussetzungen für die Selbständigkeit des Instituts ge­
schaffen würden. Es könne nicht eine „integrierte Einrichtung der Hochschu­
le" bleiben; man werde der „gemeinsamen Förderung nur zustinunen, wenn 
das Land [Rheinland~Pfalz] bereit sei, das Institut soweit zu verselbständigen, 
dass es nicht mehr vom Senat [der Hochschule] verwaltet werde."219 Im übri­
gen sei die Verselbständigung des Instituts auch deswegen erforderlich, „weil 
ein Berufungsfall für andere Universitäts-Institute nicht geschaffen werden" 
dürfe. "120 

Ein knappes Jahr nach der Antragstellung, im Juli 1975, erhielt der Vor­
stand des Forschungsinstituts von der Bund-Länder-Kommission die Nach­
richt, dass das Speyerer Institut in die Liste der gemeinsam zu fördernden 
Forschungseinrichtungen aufgenommen werde, allerdings unter zwei Vorbe­
halten; es müsse die noch offene Rechtsfrage der organisatorischen Verselb-

217 Antragsschreiben: Der Kultusminister Rheinland-Pfalz an die Geschäftsstelle der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung - An die Bundesminister für For­
schung und Technologie sowie des Innern vom 17. April 1974, in: Archiv der HS. 

218 Vgl. ebenda. 

219 Vermerk der Staatskanzlei über ein Gespräch am 28. Juni 1974 in Speyer, betr. Ein­
beziehung des Forschungsinstituts in die Blaue Liste, in: Archiv des FÖV. 

220 Vermerk zum Beschlussvorschlag der Staatskanzlei am 9. Juli 1974, in: Archiv des 
FÖV. 
Universitätsinstitute werden nicht nach Artikel 91 b GG, sondern i.d.R. als Gemein­
schaftsaufgabe „Hochschulbau" (nach Artikel 91 a GG) gefördert 
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ständigung einvernehmlich geklärt und die gemeinsame Förderung „zum fr'u­
hest möglichen Zeitpunkt" aufgenommen werden. Für die Aufnahme des For­
schungsinstituts hatten der Bund und fünf Länder votiert, sechs Länder hatten 
sich der Sti11u11e enthalten.221 

Das Forschungsinstitut ging unverzüglich daran, die angeführten Vorbe­
halte auszuräumen. Die Berücksichtigung der Forschungsinteressen des Bun­
des sah man für ausreichend gegeben an. Das Institut konnte auf die seit 1972 
laufenden Verhandlungen mit dem Bundesinnenministerium in Bonn verwei­
sen, die auf den Abschluss einer Rahmenvereinbarung für Auftragsforschung 
hinausliefen. Diese Vereinbarung kam im Dezember 1974 zustande. Darin 
einigten sich beide Verhandlungspartner, dass das Institut Forschungskapazi­
tät für das Bundesinnenministerium „bei der Erfüllung seiner Aufgaben im 
Bereich der Staats- und Verwaltungsorganisation durch verwaltungswissen­
schaftliche Beratung und Forschung" frei halte und zur Verfügung stelle. Das 
BMI war bereit, dafür jährlich einen Betrag von DM 100.000, also für zirka 
drei Referentenstel1en, zu zahlen. 222 

Wegen der größeren organisatorischen Selbständigkeit des Instituts legte 
der Vorstand bereits bis Oktober 197 4 in Absprache mit der Mainzer Staats­
kanzlei einen geänderten und neu gefassten „Entwurf eines Erlasses des Mi­
nisterpräsidenten" zur Errichtung eines „Forschungsinstituts für öffentliche 
Verwaltung an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer" vor.223 

Die Staatskanzlei, der Verwaltungsrat der Hochschule und der Institutsvor­
stand waren sich einig, dass in ihrem Erlassentwurf „die Verselbständigung 
des Forschungsinstituts ... hinreichend geklärt" sei. 224 

Unter dem Rektorat von Klaus König und von ihm initiiert beschloss der 
Institutsvorstand im September 1974, dass der Rektor künftig in seiner Eigen­
schaft als Geschäftsführender Direktor des Instituts ständig durch den Prorek­
tor vertreten wird. Eingeschränkt wurde der Beschluss damit, dass der Prorek­
tor die hausinternen Angelegenheiten regelte, während rechtliche Erklärungen 
gegenüber Dritten dem Rektor, also dem Geschäftsführenden Direktor des 

221 V gL Aufnahme des Forschungsinstituts in die Liste der von Bund und Ländern nach 
Art. 91 b GG gemeinsam zu fördernden Forschungseinrichtungen, Protokoll der In­
stitutsvorstandssitzung, 16. September 1974, in: Archiv der HS. 

222 Vgl. Vereinbarung des BMI zur Zusammenarbeit mit dem Forschungsinstitut (an) 
der Hochschule für Verwaltungswissenschaften in Speyer, 12. Dezember 1974, in: 
Archiv der HS. 

223 Vgl. den Entwurf vom 29. Oktober 1974, in: Archiv der HS. 

224 Protokoll des Verwaltungsratssitzung, 3. Dezember 1974, in: Archiv der HS. 
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Institut, vorbehalten bleiben sollten.225 rviit diesen Neuerungen sah das Institut 
die Auflagen der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung als erfüllt 
an. 

Im Erlassentwurf für ein Forschungsinstitut an der Hochschule Speyer 
blieb das Institut eine nichtrechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts und 
der Aufsicht des Ministerpräsidenten, d. h. der Staatskanzlei, unterstellt. Die 
Finanzierung sollte von nun an über die gemeinsame Förderung der For­
schung durch Bund und Länder nach Artikel 91 b Grundgesetz erfolgen, Ein­
nahmen und Ausgaben des Instituts in einem selbständigen Kapitel im Haus­
halt des Landes Rheinland-Pfalz veranschlagt sein. Mitglieder des For­
schungsinstituts würden die Professoren der Hochschule, nachdem sie dazu 
eine schriftliche Erklärung gegenüber der Staatskanzlei abgegeben hätten, 
sowie die wissenschaftlichen Referenten. 

Organe des Instituts sollten der Institutsvorstand, der Geschäftsführende 
Direktor und ein Institutsverwaltungsrat werden. Fünf Professoren und zwei 
wissenschaftliche Referenten bildeten den Institutsvorstand, der über das For­
schungsprogramm, die Annahme einzelner Projekte und die Einstellung der 
Referenten zu beschließen hatte. Der Geschäftsführende Direktor des Instituts 
müsste, so der Erlass-Entwurf weiter, vom Vorstand aus seiner Mitte gewählt 
und die Wahl vom Institutsverwaltungsrat und von der Mainzer Staatskanzlei 
bestätigt werden. Neu war die Schaffung eines Institutsverwaltungsrats für 
den „wechselseitigen Austausch von Informationen zwischen Wissenschaft 
und Venvaltungspraxis". Diesem Gremium sollten je drei Vertreter des Bun­
des und des Landes Rheinland-Pfalz sowie je ein Vertreter derjenigen Länder, 
die ihre Beteiligung gegenüber der Staatskanzlei erklärten, angehören. tvfit 
den benannten Organen des Forschungsinstituts würde eine deutliche organi­
satorische Trennung zur Hochschule - zu Rektor, Senat und Hochschul-Ver­
waltungsrat - vollzogen werden. 226 Mit der Inkraftsetzung des neuen Erlasses 
des Ministerpräsidenten und der Bund-Länder-gemischten-Finanzierung wur­
de frühestens 1976 gerechnet. 

Die zukünftige Organisation des Forschungsinstituts stellte sich der Vor­
stand Mitte des Jahres 1975 so vor: 

225 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 16. September 1974, in: Archiv der HS. 

226 Vgl. Entwurf: Erlass des Ministerpräsidenten: Forschungsinstitut an der Hochschuie 
für Venvaltungswissenschaften Speyer. Stand 29. Oktober 1974 und 22. Mai 1975, 
in: Archiv der HS. 
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Überlegungen zur Organisation des Forschungsinstituts 1975227 

f Institutsversammlung 1 

f Institutsvorstand / 

1 Institutsbeirat f28 

Geschäftsführender Direkto 

1 1 

Sachbereichsleiter Sachbereichsleiter Sachbereichsleiter Verwaltunfs 
Personal (A 15) Effizienz (A 15) Planung (A 15) 1 Beamter2 9 

4 Referenten 4 Referenten 5 Referenten (A 10) 
(A 13/14, BAT II a) (A 13/14, BAT II a) (A 13/14) BAT II a) 

14 Schreibkräfte (BAT VIIINII) 1 

Dieser Organisationsplan wurde nur teilweise realisiert. Eine Gliederung des 
Forschungsinstituts in Sachbereiche, die den Forschungsschwerpunkten folg­
ten230, und von Sachbereichsleitern, die gegenüber den Referenten höher do­
tiert waren, wurde nicht verwirklicht. 

Im Jahr 1975 gehörten zum Forschungsinstitut alle 16 Professoren der 
Hochschule. Von den zwölf Referentenstellen waren zehn besetzt. Geschäfts­
führender Direktor des Instituts, zugleich Rektor der Hochschule, war Profes­
sor Klaus König. Professor Frido Wagener, Prorektor, fungierte als „ständiger 
Vertreter des Geschäftsführenden Direktors". Die Gruppe der wissenschaftli­
chen Referenten setzte sich zusammen aus vier Juristen, drei Betriebs- bzw. 
Volkswirten und drei Sozialwissenschaftlern. Sechs von ihnen waren bereits 

227 Vgl. Organisationsplan für das Forschungsinstitut (1975) und Organisation und Per­
sonal des Forschungsinstituts der Hochschule für Venvaltungswissenschaften Speyer 
1975, in: Archiv der HS. 

228 Der „Institutsbeirat" wurde ab 1976 als „Institutsverwaltungsrat" realisiert. 

229 Diese Stelle wurde nicht eingerichtet. 

230 hn selben Jahr kam noch der vierte Forschungsschwerpunkt - öffentliche Finanzen -
hinzu. 
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promoviert. Es gab keine Frau unter den Referenten. uie Forschung am Insti­
tut sollte sich schrittweise auf die vier bereits genannten Schwerpunkte - Ver­
waltungsorganisation, Verwaltungspersonal, öffentliche Planung und öffentli­
che Finanzen - konzentrieren. Die iviitglieder des Instituts erarbeiteten unter 
Federführung Professor Wageners ein detailliertes Forschungsprogramm. 231 

Dessen erster Entwurf - 13 Seiten lang mit einer Übersicht von 135 in Aus­
sicht genommenen Projektthemen - lag im März 1975 vor. Darin war noch­
mals hervorgehoben, dass durch interdisziplinäres Zusanunenwirken bei den 
Projekten die zu starke Ausrichtung auf Einzel- und Ein-Mann-Projekte, zu­
geschnitten noch auf die Interessen der jeweiligen Lehrstuhlforschung, aufge­
hoben werden sollte.232 

Im April 1975 griff der Institutsvorstand die Idee wieder auf, eine Förde­
rung der verwaltungswissenschaftlichen Forschung durch die Deutsche For­
schungsgemeinschaft (DFG) zu erreichen. Kontaktgespräche mit Vertretern 
der DFG bzw. mit dem Bundesinnenministerium hatten im Vorfeld ergeben, 
dass die DFG keinen „Sonderforschungsbereich Verwaltungswissenschaft" 
einrichten würde, hatte aber signalisiert, bei Bildung einer Forschergruppe am 
Institut in Speyer deren finanzielle Förderung für fünf Jahre - nach entspre­
chender Prüfung - in Betracht zu ziehen.233 Nach weiteren Sondierungsge­
sprächen bei der DFG über die Größe der Forschergruppe und über die For­
schungsthematik sowie Diskussionen im Institutsvorstand erstellte der Stän­
dige Vertreter des Geschäftsführenden Direktors Frido Wagener einen Pro­
granunentwurf für die Forschergruppe mit dem Thema „Organisationswandel 
in der öffentlichen Verwaltung"234

• Bis zum Juli 1975 erklärten von den 16 
Lehrstuhli11J1abem der Hochschule und Mitgliedern des Institutsvorstandes 
acht ihre Bereitschaft zur Mitarbeit in der Forschergruppe und zwar die Pro­
fessoren Böhret, Eichhorn, Klages, König, Püttner, Reinermann, Siedentopf 
und W agener. 235 

231 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 21. Januar 1975, in: Archiv der HS; Per­
sonal- und Vorlesungsverzeichnis, Fruhjahr - Sommer 1975, S. 27 f. 

232 Vgl. Forschungsprogramm. Entwurf, Stand März und Juli 1975, in: Archiv der HS. 

233 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 1. April 1975; Protokoll der Verwal­
tungsratssitzung, 2. Dezember 1975, in: Archiv der HS. 

234 Vgl. Forschergruppe „Verwaltungswissenschaft" am Institut, Stand 27. Juni 1975, in: 
Archiv der HS. 

235 Vgl. Protokolle der Institutsvorstandssitzungen, 16. Juni, 21. Juli 1975, in: Archiv 
der HS. 
Professor Littmann hatte seine ursprünglich gemachte Zusage zur Mitarbeit in der 
Forschergruppe zurückgezogen. 
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Mitte i 976 zeichnete sich ab, dass die uFG eine im Rahmen des Instiiuts 
in sich geschlossene Forschergruppe nicht finanzieren werde, aber zur Förde­
rung von wissenschaftlichen Einzelprojekten bereit sei. Im Oktober 1976 er­
teilte die DFG irrre Zustimmung zur Finanzierung von fünf der ursprünglich 
insgesamt acht beantragten Projekte für den Zeitraum von zwei Jahren, 1977 
und 1978. Diese fünf Einzelprojekte standen unter der Leitung der Professo­
ren Wagener, Püttner, Eichhorn, Klages und Siedentopf. Die Themen der Pro­
jekte umfassten Organisationsfragen innerbehördlicher Sonderdienststellen, 
geeignete Rechtsformen für öffentliche Einrichtungen nach Effizienzerhö­
hungsgesichtspunkten, Fragen der Verwaltungsrationalisierung und Imple­
mentierungsprobleme der Personalsteuerungssysteme sowie quantitativ-verglei­
chende Fragen der Organisationsforschung.236 Nicht bewilligt - ohne Angabe 
von Gründen, wie üblich bei der DFG - wurden die Forschungsvorhaben von 
Böhret, König und Reinermann. 237 

Im Laufe des Jahres 1977 begann die Arbeit an den bewilligten Einzel­
Projekten. Sie w-urden 1978 bzw. 1979 zu einem erfolgreichen Abschluss ge­
bracht und die Forschungsergebnisse publiziert.238 Die Einrichtung dieser 
DFG-geförderten „losen Forschergruppe" bildete einen ersten Höhepunkt der 
Forschungsorganisation am Speyerer Forschungsinstitut für öffentliche Ver­
waltung.239 

Unter Leitung von Helmut Klages begannen zum Wintersemester 1975/76 
Forschungskolloquien am Institut. Sie sollten im Kreis der Vorstandsmitglie­
der, Projektleiter und wissenschaftlichen Referenten regelmäßig stattfinden. 
Gedacht war an eine Diskussion der einzelnen Forschungsprojekte in ihrer 
Anfangsphase - dem „Abschluss der Konzeptuaiisierung", wie es hieß - und 
in ihrer Endphase, als „Ergebnisinterpretation".240 

Das Jahr 1976 bildete eine Zäsur in der Entwicklung des Speyerer For­
schungsinstituts. Durch die Anordnung des Ministerpräsidenten von Rhein~ 

236 Vgl. Protokolle der Institutsvorstandssitzungen, 18. August, 20. Oktober 1976; Ar­
beitsplan für das Jahr 1977, Stand April 1977, in: Archiv der HS. 

237 Die abgelehnten Vorhaben hatten folgende Themen: Fortbildung als Bedingung für 
erfolgreichen Organisationswandel (Böhret); Organisation der Personalplanung (Kö­
nig); Möglichkeiten für computergestützte Indikatorensysteme und Entscheidungs­
hilfen im operativen und taktischen Handlungsbereich öffentlicher Verwaltung (Rei­
nermann). Vgl. Arbeitsplan für das Jahr 1977, Stand April 1977, in: Archiv der HS. 

238 Vgl. Speyerer Forschungsberichte Nr. 2 und 6 bzw. selbständige Verlagspublikatlo­
nen Nr. 7, 8, 9, 11. 

239 Vgl. Forschungsprogra..Tllm 1978= 1982, Stand 22. ~-.-1ai 1978, in: "Ai.rchiv der HS. 

240 Vgl. Schreiben Klages an die Mitglieder des Institutsvorstandes, 17. Juli 1975, in: 
Archiv der HS. 
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iana-.t'ra1z, tte1mut K..oni, vom j 1. Mai l ~ 10-~·, me rucKWITKena zum 1. Janu-
ar 1976 in Kraft trat, wurde das seit 1962 bestehende Forschungsinstitut end­
gültig verselbständigt. Das wurde deutlich an der Umbenennung in: For­
schungsinstitut fiir öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für Verwal­
tungswissenschaften Speyer. Organe wurden der Institutsvorstand, der Ge­
schäftsführende Dfrektor und der Institutsverwaltungsrat 242 Die Einnahmen 
und Ausgaben des Instituts erschienen von nun an in einem selbständigen Ka­
pitel des Haushaltsplans des Landes Rheinland-Pfalz - Einzelplan Minister­
präsident und Staatskanzlei. Die Finanzierung des Instituts folgte - ab 1977 -
der Rahmenvereinbarung zwischen Bund und Ländern über die gemeinsame 
Förderung der Forschung nach Artikel 91 b des Grundgesetzes. 

Die Wahl der sieben Mitglieder und die konstituierende Sitzung des Insti­
tutsvorstandes fand am 26. Juli 1976 statt. Die Gruppe der Professoren, sie 
stellte fünf Vorstandsmitglieder, war sich zunächst über den Modus der Be­
stimmung ihrer Vorstandsmitglieder nicht einig. Einvernehmen bestand darin, 
dass jede der vier Stoffgruppen, die das Lehrangebot der Hochschule aus­
machten (Rechtswissenschaft, Verwaltungswissenschaft, Wirtschaftswissen­
schaften und Geschichte/Soziologie/Politikwissenschaft), jeweils einen Ver­
treter in den Vorstand entsenden sollte. Das fünfte Vorstandsmitglied hinge­
gen sollte entweder - formalisiert - abwechselnd nacheinander aus den vier 
Stoffgruppen gewählt oder aber unter sachlichen Gesichtspunkten - der Ge­
wichtung anstehender Forschungsaufgaben - von Fall zu Fall bestimmt wer­
den. Für die Wahl nach sachlichen Kriterien sprachen sich Klages, König und 
Wagener aus, sie setzten sich mit ihrem Votum aber nicht durch. Mit elf ge­
gen vier Stirrm1en beschlossen die Professoren, das fünfte VorstandsmJtglied 
in der Reihenfolge der Stoffgruppen zu wählen. Die fünf Professoren, die 
dann in den Institutsvorstand gewählt wurden, waren Willi Blümel, Carl Böh­
ret, Helmut Klages, Konrad Littmann und Frido Wagener.243 

241 Vgl. Anordnung über das Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer vom 31. Mai 1976, in: Gesetz­
und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz, Nr. 13. Tag der Ausgabe: 
Mainz, den 23. Juni 1976, S. 184-186. 
Helmut Kohl war von 1969 bis 1976 Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz. 

242 Diese Organe \1-laren nun von denen der Hochschule - Senat, Re-ktor und Verwal-
tungsrat der Hochschule - getrennt. 

243 V gL Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 26. Juli 1976, in: Archiv der HS. 
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Die Gruppe der Forschungsreferenten stellte zwei Vertreter im Instituts­
vorstand. Die Referenten entschieden sich für den Politologen Dr. Rainer 
Koch und für den Juristen Ernst Heinrich Hüper.244 

Am 27. Juli 1976 konstituierte sich der Institutsvorstand. Mit Stimmen­
mehrheit wählten die Vorstandsmitglieder Frido Wagener zum Geschäftsfüh­
renden Direktor und Willi Blümel zu seinem Stellvertreter. 245 

Neben Vorstand und Geschäftsführendem Direktor des Instituts wurde ein 
Institutsverwaltungsrat eingerichtet. Die Mitglieder im Verwaltungsrat der 
Hochschule und die zukünftigen Vertreter im Verwaltungsrat des Instituts 
sollten ihre Funktion, aus Gründen der Effektivität, in Personalunion wahr­
nehmen. Lediglich der Vorsitz in beiden Gremien wechselte. Verwaltungsrat­
vorsitzender der Hochschule bzw. des Forschungsinstituts war und blieb im­
mer ein Vertreter des Landes Rheinland-Pfalz. Der Verwaltungsrat des Insti­
tuts trat zum ersten Mal am 23. November 1976 zusanunen. Ab 1977 leitete 
den Institutsverwaltungsrat als Vorsitzender Professor Waldemar Schrecken­
berger46, Staatssekretär in der Staatskanzlei Mainz.247 

Nach der „Rahmenvereinbarung Forschungsförderung" trug ab 1977 der 
Bund die Hälfte der Kosten für das Forschungsinstitut und das Sitzland 
Rheinland-Pfalz die andere Hälfte mit der Maßgabe, dass die übrigen Länder 
auf Grund einer Zusatzvereinbarung über die Verteilung des Länderanteils der 
Forschungsförderung einen Beitrag leisten sollten. 1977 umfasste das Haus­
haltsvolumen des Forschungsinstituts eine Summe ·von insgesamt DM 1,8 
Millionen. Der Anteil des Bundes belief sich aufrund DM 895.000; das Land 
Rheinland-Pfalz übernahm zwei Drittel der zweiten Hälfte des Institutshaus-

244 Vgl. Protokoll der Sitzung der Forschungsreferenten - Wahl in den Institutsvor­
stand - 26. Juli 1976, in: Archiv der HS. 

245 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 27. Juli 1976, in: Archiv der HS. 

246 Professor Dr. iur. W. Schreckenberger (geb. 1929), Habilitation und Hochschullehrer 
1976, 1976-1981 StS - Chef der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz, 1982-1989 Chef des 
Bundeskanzleramtes, bis 1996 Professor für Rechtsphilosophie, Rechtspolitik und 
Gesetzgebungslehre an der HS Speyer. Vgl. Wer ist wer?, 2000/2001, S. 1271. 

24 7 Vgl. Protokolle der Sitzungen des Institutsverwaltungsrates, 23. November 1976, 
5. Juli und 2. Dezember 1977, 14. Juli und 11. Dezember 1978, in: Archiv des FÖV. 
Im Unterschied zum Venvaltungsrat der Hochschule (ein Vertreter des Bundes und 
drei Vertreter des Sitzlandes Rheinland-Pfalz) bestand der Institutsverwaltungsrat 
aus drei Vertretern des Bundes und drei Vertretern des Landes Rheinland-Pfalz so­
wiejeweils einem Vertreter der anderen (beteiligten) Länder. 
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haltsvolumens - DM 597 .000. Die Kostenbeteiligung aller anderen Länder 
belief sich auf zirka DM 300.000.248 

Der Haushalts- und Stellenplan des Forschungsinstituts für 1976 wies 
z\x1ölf Referentenstellen - zeP.LL11 Beamten- und Z\vei .LA~ngestelltenstellen - aus. 
Hinzu kamen Mittel für zwei wissenschaftliche Stellen für abgeordnete Beamte 
sowie Mittel für zwei Wissenschaftlerstellen aus Bundeszuweisungen.249 

Mitte 1976 hatten alle 17 Professoren der Hochschule ihre Mitgliedschaft 
im Forschungsinstitut gegenüber der Staatskanzlei in Mainz erklärt. Zu den 
Mitgliedern des Instituts zählten nach der Anordnung des Ministerpräsidenten 
vom 31. Mai 1976 auch die wissenschaftlichen Referenten. Insgesamt waren 
im Juli 1976 zwölf Referenten beschäftigt, davon zwei als abgeordnete Beam­
te. Diese setzten sich aus vier Juristen, fünf Ökonomen (Volkswirt bzw. 
Kaufmann) und drei Politologen zusammen. Es gab eine Referentin unter ih­
nen. Im Laufe des Jahres 1976 wurden sechs Forschungsvorhaben zum Ab­
schluss gebracht; neun Forschungsprojekte, die im Jahr zuvor begonnen wor-
den \\'aren, fortgeflJl1rt und :flJnf Forschungs\1orhaben im Laufe des Jalises neu 
in Angriff genommen. Das Sekretariat des Forschungsinstituts war zu dieser 
Zeit mit nur einer Sekretärin, mit Sigrid Hübers250

, besetzt, die „zeitweise der­
art überlastet war, dass umfangreiche Schreibarbeiten außer Haus" gegeben 
werden mussten.251 

Die räumliche Unterbringung der Forschungsreferenten des Instituts ge­
staltete sich nach wie vor durch das Fehlen eines eigenen Gebäudes als 
schwierig. Sie waren an drei Orten untergebracht: im Lehrstuhlgebäude und 
im Wohnheim der Hochschule sowie im nahe gelegenen Speyer-Kolleg.252 

Die Anordnung des Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz über das 
Forschungsinstitut bei der Hochschule schrieb vor, dass das Institut sich eine 
Verfahrensordnung - eine Institutsordnung - zu geben hatte. Sie bedurfte der 

248 Vgl. Haushaltsplan Ministerpräsident und Staatskanzlei Mainz, Forschungsinstitut 
für öffentliche Venvaltung bei der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Spey­
er, 1978, in: Archiv der HS. 

249 Vgl. Bericht über die Stellenbesetzung der Referenten im Forschungsinstitut: Stand 
20. Oktober 1976, in: Archiv der HS. 

250 S. Hübers (geb. 1943), Sekretärin, seit Oktober 1975 am Institut. 

251 Vgl. Entwurf: Arbeitsplan für das Jahr 1977: Stand 15. Februar 1977, in: Archiv der 
HS. 

252 Vgl. Protokolle der Institutsvorstandssitzungen, 8. Februar, 26. September 1977, in: 
Archiv der HS. 
Ab Ende 1977 waren Forschungsreferenten auch in dem der Hochschule gegenüber­
gelegenen Gebäude der Pfälzischen Südwestmilch-Molkerei untergebracht. 
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Bestätig1111g der Mainzer Staatskanzlei. Des weiteren hatte das Institut zur Er­
füllung der „Forschung im Bereich der Verwaltungswissenschaften unter be­
sonderer Berücksichtigung der praktischen Aufgaben und Bedürfnisse der 
öffentlichen Verwalturnz" einen iährlichen Arbeitsnlan und ein mittelfristiges 

'-' - ..J - .1.- - - - - ........ 

Forschungsprogramm vorzulegen. Die Beratungen und die Erstellung der In­
stitutsordnung, des Jahres-Arbeitsplanes und eines mittelfristigen Forschungs­
programms begannen im Herbst 1976. 
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IV. Die „Ära" Frido Wagener 1976 bis 1984 

1. Organisation und Gestaltung der Forschung 

Der erste Geschäftsführende Direktor des Forschungsinstituts für öffentliche 
Verwaltung bei der Hochschule für Verwaltungswissenschaften prägte wie 
kein zweiter die neu organisierte Speyerer Forschungsinstitution. Frido Wagener 
war mit der Hochschule und dem Forschungsinstitut seit langem verbunden. 
Im Sommersemester 1956 besuchte er als Referendar, damals schon promo­
viert mit einer Dissertation „Die Städte im Landkreis", die Hochschule. Über 
die Zwischenstationen als Beigeordneter beim Landkreistag Nordrhein­
Westfalen in Düsseldorf und als Leiter eines Beraterstabes des Ministerpräsi­
denten Nordrhein-Westfalens strebte er mit seiner Habilitation an der Hoch­
schule Speyer 1968 - Thema: „Neubau der Verwaltung - Gliederung der öf­
fentlichen Aufgaben und ihrer Träger nach Effektivität und Integrationswert" 
- eine wissenschaftliche Karriere an. Von 1969 bis 1971 lehrte Wagener als 
Professor an der Universität Bielefeld und übernahm 1971 den an der Hoch­
schule Speyer neu geschaffenen Lehrstuhl für Angewandte Verwaltungswis­
senschaft. Damit gewann die Hochschule einen ausgewiesenen Verwaltungs­
praktiker und Verwaltungswissenschaft/er. In der Berufungslaudatio hieß es 
dazu: „Es gibt unter den in Betracht kommenden jüngeren Wissenschaftlern 
keinen, der über eine so weitreichende Verwaltungserfahrung verfügt. "253 

Mit großem persöniichen Einsatz engagierte sich Wagener seit seiner Be­
rufung nach Speyer an der „richtigen" - sowohl „im organisatorischen als 
auch im verfahrensmäßigen Sinne"254 

- Institutionalisierung und Ausweitung 
der verwaltungswissenschaftlichen Forschung am Institut. In der ersten Hälfte 
der l 970er Jahre hatte er als Ständiger Vertreter des Geschäftsführenden Di­
rektors des Forschungsinstituts entscheidenden Anteil an der organisatori­
schen und finanziellen Verselbständigung des Forschungsinstituts. Vor allem 
seinen Bemühungen und Aktivitäten war es zu verdanken, dass „sein Institut 
im Rahmen der gemeinsamen Forschungsförderung von Bund und Ländern -

253 So zitiert von Heinrich Siedentopf, in: Erinnerungen an Professor Dr. Frido Wagener, 
0 0 
.:i. o. 

Weiter formulierte Siedentopf: „Wagener war immer an der Front der Verwaltung, 
an der Front der Verwaltungsreform bzw .... der Verwaltungsvereinfachung. Fronter­
fahrung und Reflexion der praktischen Arbeit durch wissenschaftliche Lehre, Fort­
bildung und Forschung ging bei ihm Hand in Hand". Ebenda. 

254 So Carl Röhret, in: Erinnerungen an Professor Dr. Frido Wagener, S. 30. 
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desrepublik wurde. Frido Wageners Handschrift zeigte sich in der Instituts­
ordnung, den Forschungsprogrammen und Forschungskolloquien, dem Zu­
standekommen einer . .losen DFG-ForscherQTUnne'' und seiner unermüdlichen 
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Einwerbung von Drittmitteln zur Finanzierung der verwaltungswissenschaft­
lichen Forschung. 

Wageners Einsatz war es auch zu verdanken, dass für das Forschungsinsti­
tut 1984 endlich ein eigenes Gebäude errichtet wurde.256 Und nicht zuletzt 
zeigte sich sein Interesse für das Forschungsinstitut und für die Nachwuchs­
förderung am Institut in seiner Bereitschaft, die Leitung dieser Wissenschafts­
einrichtung als Geschäftsführender Direktor acht Jahre lang - für vier Wahl­
perioden - zu übernehmen und mit Engagement auszufüllen. Dieses außerge­
wöhnliche Wirken für das Forschungsinstitut wurde durch seinen überra­
schenden Tod am 6. Januar 1985 jäh unterbrochen und beendet. 

Im Wintersemester 1976177 begannen die Vorarbeiten für eine Instituts­
ordn.ung und den ersten Arbeitsplan des Forschungsinstituts. Dessen !v1itglie­
der - die Professoren und Referenten - diskutierten und berieten in vielen Sit­
zungen interne Ordnungsverfahren. Die Institutsordnung konnte im Mai 1977 
vom Vorstand verabschiedet werden. Kleine Änderungen mussten auf 
Wunsch des Bundesinnenministeriums und des Innenministers von Baden­
Württemberg an dem Entwurf vorgenommen werden. Die Staatskanzlei von 
Rheinland-Pfalz genehmigte am 22. November 1977 die Institutsordnung und 
setzte sie damit in Kraft. Sie regelte u. a. das Verfahren zur Wahl des Insti­
tutsvorstandes und die Befugnisse der Institutsversammlung, die Mitglied­
schaft im Institut, die Leitung von Forschungsprojekten und die Veröffentli­
chung ihrer Ergebnisse. 257 

Nach der Anordnung über das Forschungsinstitut bei der Hochschule 
Speyer vom Mai 1976 hatte das Institut jährlich einen Arbeitsplan zu erstellen 
und sich in regelmäßigen Abständen einen mittelfristigen Forschungsplan zu 
geben. Der erste Arbeitsplan - 23 Seiten lang - lag für das Jahr 1977 im Mai 
1977 vor, das erste Forschungsprogramm des Instituts für die Jahre 1978 bis 
1982 - 30 Seiten - im Juni 1978.258 Beide Programme enthielten neben einem 

255 Ebenda, S. 31. 

256 Vgl. ebenda, S. 30 f. 

257 Vgl. Regelungs bedürftige Punkte einer Institutsordnung, 20. Oktober 1976; Entwürfe 
einer Institutsordnung 4. November 1976; Entwurf der Institutsordnung mit Ände­
rungen des BMI und des Innenministers von Baden-Württemberg im Juli 1977, in: 
Archiv der HS. 

258 Vgl. Arbeitsplan und Forschungsprogramm, in: Archiv der HS. 
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kurzen Abriss über Geschichte, Org::n1isation und Rechtsgrundlage des For­
schungsinstituts und über den Personal- und Sachaufwand eine Beschreibung 
und Aufzählung gegenwärtiger und zukünftiger Forschungsaktivitäten, ge­
ordnet nach den vier Schwerounkten der Forschung: Verwaltunf!sorf!anisati-
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on, Verwaltungspersonal, Öffentliche Planung und Öffentliche Finanzen. 

Dem Schwerpunkt Organisation waren u. a. Projekte wie Computer-Re­
gionen, Instrumente administrativer Koordination und Instrumente der Auf­
gabenkritik zugerechnet. Zum Schwerpunkt Personal gehörten Vorhaben über 
Kriterien für die organisatorische Ausgestaltung eines Personalsteuerungssys­
tems oder über Personalgruppierungen und Laufbahnen im öffentlichen 
Dienst, zum Schwerpunkt Planung solche über Bodenordnung und Boden­
politik oder Regierungssysteme in Bund und Ländern. Der Schwerpunkt 
Finanzen war durch Arbeiten über Zinselastizität der öffentlichen Hand und 
Finanzreform oder die Finanzverfassung der Landkreise gekennzeichnet.259 

Die in den Jahresplänen und im mittelfristigen Forschungsprogramm auf­
genomn1enen Vorhaben waren entsprechend der Entwicklungsgeschichte des 
Forschungsinstituts überwiegend mit persönlichen Forschungsinteressen der 
Lehrstuhlinhaber der Hochschule verknüpft. Sie wurden in der Regel von ih­
nen initiiert oder bei einer von außen an das Institut herangetragenen Anre­
gung von diesen gegebenenfalls aufgegriffen. Die im Institut also selbst ange­
regten Vorhaben stellten zahlenmäßig die größte Gruppe dar. Es gab aber 
auch Projekte, die von Stiftungen unterstützt wurden, beispielsweise die be­
reits erwähnten, DFG-finanzierten Projekte zum übergreifenden Thema „Or­
ganisationswandel in der öffentlichen Verwaltung", auch Vorhaben finanziert 
von der Volkswagen- oder der Fritz-Thyssen-Stiftung. 

Zwischen 1982 und 1984 unternahmen die Professoren Böhret, Klages 
und Siedentopf, unter Federführung Böhrets, erneut Versuche, einen von der 
DFG finanzierten Sonderforschungsbereich „Verwaltung bei knappen Res­
sourcen" am Institut zu initiieren. Ihre Bereitschaft an diesem Projekt mitzu­
wirken, erklärten die Professoren von Arnim260

, Böhret, Duwendag, Hesse261
, 

259 Vgl. Arbeitsplan 1977 und Forschungsprogramm 1978-1982 des FÖV, in: Archiv der 
HS; Klaus König, Verwaltungswissenschaften, S. 75 f. 

260 Hans Herbert von Arnirn (geb. 1939), Dr. iur., Diplom-Volkswirt, seit 1981 Lehr­
stuhl für Öffentliches Recht, insbesondere Kommunal- und Haushaltsrecht Hoch­
schule Speyer. 

261 Joachim Jens Hesse, Dr. rer~ poL, Diplom-Volksv~1irt, 1980-1990 Lehrstuhl flJr Ver­
waltungswissenschaft, insbesondere Innenpolitik und Kommunalwissenschaften an 
der Hochschule Speyer. 
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Illy262
; Klages, Lüder; Reinermann, Siedentopf und Wagener. Die Voran.frage 

bei der DFG zur Einrichtung dieses Forschungsbereichs im Sommer und 
Herbst 1984 verlief positiv. Als dann aber der offizielle Antrag bei der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft eingereicht werden und die externen Gutach­
ter zur Beurteilung beauftragt werden sollten, zogen einige der Professoren 
ihre Zusage wieder zurück. Hinzu kam eine deutliche Kritik an diesem Pro­
jekt von jenen Wissenschaftlern der Hochschule, die sich von vornherein dar­
an nicht beteiligt hatten. Sie waren der Ansicht, dieser Sonderforschungsbe­
reich würde den Rahmen des Forschungsinstituts bei der Hochschule spren­
gen. Die Initiatoren wollten, ohne ausdrticklichen Rückhalt bei der Mehrheit 
ihrer Kollegen, den DFG-Antrag dann nicht weiter betreiben. Das Projekt 
DFG-Sonderforschungsbereich am FÖV scheiterte am mangelnden Interesse 
einer Anzahl von Lehrstuhlinhabern der Hochschule, die zugleich Mitglieder 
des Forschungsinstituts waren. 263 

Immer wieder wurden Untersuchungen im Auftrag staatlicher Instanzen 
durchgeführt. Eine enge Kooperation bestand mit dem Bundesministerium 
des Innern.264 Mit ihm war, wie bereits erwähnt, im Dezember 1974/Januar 
1975 eine Vereinbarung abgeschlossen worden, die besagte, dass das Institut 
das BMI bei der Erfüllung seiner Aufgaben im Bereich der Staats- und Ver­
waltungsorganisation durch verwaltungswissenschaftliche Beratung und For­
schung unterstütze. Das Ministerium erstattete dafür jährlich einen Betrag von 
DM 100.000 an das Forschungsinstitut, welches sich seinerseits verpflichtete, 
entsprechende Forschungskapazität vorzuhalten. Zwei bis drei Mal pro Jahr 
trafen Vertreter der BMI mit dem Vorstand des Forschungsinstituts in Speyer 
zusammen, um über laufende und zukünftige wissenschaftliche Projekte zu 
beraten und sich abzustimmen.265 Am Forschungsinstitut wurden in der Regel 

262 Hans F. Illy (geb. 1940), Dr. phil., Diplom-Kaufinann, Professor für Politik- und 
Veiwaltungswissenschaft, 1982-1988 Hochschule Speyer. 

263 Das Vorstandsprotokoll vermerkte am 18. Januar 1982: „Nachdem der Aufruf der 
Professoren Böhret, Klages und Siedentopf an ihre Kollegen, Projekte für den ge­
planten [DFGJ-Sonderforschungsbereich vorzuschlagen, recht zurückhaltend aufge­
nommen worden sei, sei zu überlegen, ob das Vorhaben „. weiter vorangetrieben 
werden solle. Anstelle des Sonderforschungsbereichs könne auch eine Forschergrup­
pe gebildet werden. In der anschließenden Diskussion kommt zum Ausdruck, dass 
die Forschungsinteressen mehrerer Professoren nicht im Gebiet des Sonderfor­
schungsbereichs liegen ... " Ebenda. Vgl. auch Vorstandsprotokolle, 1. Februar, 5. No­
vember 1984; Gespräche mit Willi Blümel und Carl Böhret am 17. bzw. am 29. Juli 
2002. 

264 Vgl. Vereinbarung vom 28. Januar und 21. Februar 1975 zwischen Vertretern des 
BMI und Angehörigen der Hochschule Speyer, in: Archiv der HS. 

265 Vgl. z.B. 2. Programmbesprechung am 6. Februar 1976; 3. Programmbesprechung 
am 12. Mai 1977, 4. Programmbesprechung am 27. September, in: Archiv der HS. 
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an zwei bis drei Projekten im Auftrag des Born1er l!Lnenmjnisteriurns gearbei­
tet. In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre waren das Vorhaben über die 
Auswirkungen neuer Gesetze auf den Personalaufwand im öffentlichen Dienst 
oder die Übertragbarkeit von Management-Modellen auf Organisationseinhei­
ten der öffentlichen Verwaltung. 266 

Eine weitere Aufgabe ergab sich beim Aufbau für das „Fachinformations­
system ,Staat und Verwaltung' innerhalb eines Programms der Bundesregie­
rung zur Förderung der Information und Dokumentation (IuD-Programm vom 
17. Dezember 1974)".267 Vorarbeiten zu diesem Projekt liefen unter Leitung 
von Professor Reinermann seit 1976. Im Januar 1978 genehmigte das Bun­
desministerium für Forschung und Technologie einen finanziellen Zuschuss 
für eine Stelle für das Institutsprojekt ,,Aufbau einer Dokumentationsstelle für 
Verwaltungswissenschaften". Ab 1981 finanzierten die Volkswagenstiftung 
und das Land Rheinland-Pfalz den Forschungsbereich „Informationszentrum 
Staat und Verwaltung" mit zwei Stellen. Die durch diesen Bereich vorge­
nommene Dokumentation des verwalturnrnwissenschaftlichen Schrifttums ...., 

wurde seit 1980 in die JURIS-Datenbank eingespeichert.268 

Den 17 Lehrstühlen der Hochschule standen in der zweiten Hälfte der 
1970er Jahre zwölf Referentenstellen gegenüber. Für die Professoren der 
Hochschule und Mitglieder des Forschungsinstituts bedeutete dies, dass nicht 
jeder gleichzeitig einen Forschungsreferenten einsetzen konnte. Erschwerend 
kam hinzu, dass in Berufungsverhandlungen zur Besetzung von neuen Lehr­
stühlen zwischen 1974 und 1976 den neu hinzukommenden Professoren, wie 
Blümel, Böhret, Klages oder Littmann, ein „uneingeschränktes Recht" zuge­
sagt worden war; „einen wissenschaftlichen Referenten zu nominieren". In 
der Regel beanspruchten die Ordinarien, wie beispielsweise Konrad Littmann 
im April 1976, diese Referentenstelle auch. 269 

Unbeschadet solcher Vorgaben erfolgte die Verteilung der Referentenstel­
len relativ unproblematisch. Der Institutsvorstand entschied in der Regel über 
die Annahme von Forschungsprojekten und über die Besetzung der dazugehö­
rigen Referentenstelle in der Reihenfolge ihrer Anmeldung. So konnten 

266 Vgl. Arbeitsplan des Forschungsinstituts für das Jahr 1978, in: Archiv der HS. 

267 Vgl. Planungsbericht: Aufbau eines IuD „Verwaltungswissenschaften", Januar 1976, 
in: Archiv der HS. 

268 Vgl. Arbeitsplan für das Jal-ü 1978: Stand 15. November 1977; Forschungsprogramm 
1978-1982; Arbeitsplan 1982 und Forschungsprogramm 1982-1986, in: Archiv der 
HS. 

269 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 5. ,A~pril 1976; Schreiben Konrad Litt­
mann an den Geschäftsführenden Direktor des Forschungsinstituts vom 30. März 
1976, in: Archiv der HS. 
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monatelange „Wartezeiten" entstehen. Kompensiert wurde das Fehlen von 
Referentenstellen durch erfolgreiches Einwerben von Drittmitteln für die For­
schungsprojekte durch die Professoren Böhret, Klages und Wagener. Hinzu 
kam, dass einige Lehrstuhlinhaber, wie der Historiker Morsey, der Soziologe 
Ryffel oder der Jurist Bülck, eher wenig Gebrauch von der Möglichkeit der 
Besetzung einer Forschungsreferentenstelle machten.270 

Seit 1976 strebte der Vorstand des Forschungsinstituts an, die Beamten­
stellen für die Forschungsreferenten nach und nach in solche für Angestellte 
umzuwandeln. Auch im Hinblick auf befristete Forschungsprojekte, deren 
Ergebnis die Referenten oft als Dissertation nutzten, waren Lebenszeitbeam­
tenstellen nicht erforderlich.271 

Eine Ausnahme sollte lediglich die Stelle eines Institutsreferenten bilden. 
Der Geschäftsführende Direktor des Forschungsinstituts Frido Wagener be­
stellte den Assistenzprofessor Dr. iur. Rainer Pietzner im November 1977 
zum Institutsreferenten.272 Das geschah gegen die Stimmen der Forschungsre­
ferenten, die sich nicht gegen die Person Pietzner, sondern gegen die Verbe­
amtung richteten. Die beiden Vertreter der Forschungsreferenten im Instituts­
vorstand gaben zu Protokoll: „Bei der Berufung eines Institutsreferenten spre­
chen wir uns gegen eine Verbeamtung aus, weil wir sie 1. als einen Verstoß 
gegen den personalpolitischen Grundsatz der Gleichbehandlung von Kolle­
gen, 2. im Blick auf die Aufgabenstellung und den Zweck des Instituts für 
unangemessen erachten. "273 

Nach der bisweilen turbulenteren Konstituierungsphase für das von der 
Hochschule nun verselbständigte Forschungsinstitut standen die Jahre ab 
1978 im Zeichen einer ruhigeren Entwicklung. Um die öffentlichkeitswirk­
same Arbeit des Forschungsinstituts zu unterstützen - auch um dem Zeitgeist 
und dem damit verbundenen Umgang mit sprachlichen Kürzeln Rechnung zu 
tragen -, beschloss der Vorstand als Kurzform für das Institut die Bezeich­
nung „FÖV Speyer".274 Sie setzte sich rasch durch. 

270 Vgl. Arbeitsplan für 1977 und 1978; Forschungsprogramm für das Forschungsinsti­
tut 1978-1982, in: Archiv der HS. 

27i Vgl. Protokoil der Insiitutsvorstandssitzung, i9. Mai i976; Forschungsprogramm 
1979-1983, in: Archiv der HS. 

272 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 31. Oktober 1977, in: Archiv der HS. 

273 Protokoll der Institutsvorstandssitzung, 28. November 1977, in: Archiv der HS. 

274 Vgl. Protokoll der Institutsvorstandsitzung, 22. Januar 1979, in: Archiv der HS. 
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2. Rrste Fvaluierung und Instituts-Neubau 

Im Zwei-Jahres-Rhythmus wählten die Mitglieder des Forschungsinstituts 
ihren Vorstand: so am 24. Juli 1978, am 17. Juli 1980, am 5. Juli 1982 und am 
23. Juli 1984.275 Der Geschäftsführende Direktor blieb, wie bereits erwähnt, 
bis 1984 Frido Wagener. Sein Stellvertreter war bis 1982 Willi Blümel, dann 
Carl Böhret. Im Juli 1984 wurde Böhret dann zum Geschäftsführenden Direk­
tor des Forschungsinstituts gewählt, den Stellvertreterposten übernahm nun 
Wagener. Nach dessen plötzlichem Tod wurde per Nachwahl im Mai 1985 
Heinrich Siedentopf zum Stellvertretenden Geschäftsführenden Direktor be­
stimmt. Die Vorstandsvertreter der Gruppe der Professoren wechselten teil­
weise, die der Gruppe der Forschungsreferenten von Wahlperiode zu Wahlpe­
riode.276 Jährlich wurden der Arbeitsplan und der mittelfristige Forschungs­
plan - für einen Zeitraum von fünf Jahren - des Forschungsinstituts fortge­
schrieben. 277 

Als eine Einrichtung der „Blauen Liste" wurde das FÖV regelw!:i '3ig im 
Auftrag der Bund-Länder-Konunission für Bildungsplanung und Forschungs­
förderung vom Wissenschaftsrat evaluiert, um - wie es hieß - ein hohes Leis­
tungsniveau der wissenschaftlichen Arbeit zu garantieren. Die erste Evaluati­
on des Speyerer Forschungsinstituts fand am 8. November 1979 statt. Über­
prüft wurde, ob das Institut eine selbständige Forschungseinrichtung mit ei­
nem finanziellen Zuwendungsbedarf, der über einer bestimmten Größenord­
nung lag, darstellte und ob diese Einrichtung von überregionaler Bedeutung 
und gesamtstaatlichem wissenschaftspolitischem Interesse war. Die Begehung 
des Instituts hatte eine „erfreulich positive Stellungnahme des Wissenschafts­
rates zum Forschungsinstitut" zum Ergebnis.278 Der Wissenschaftsrat beschei­
nigte dem Forschungsinstitut, die Voraussetzungen für eine weitere Bund­
Länder-Förderung zu erfüllen. Seine Beurteilung vom 14. November 1980 

275 Vgl. Protokolle der Institutsvorstandssitzungen, 24. Juli 1978, 28. Juli 1980, 26. Juli 
1982 und 23. Juli 1984, in: Archiv der HS. 

276 Vgl. ebenda. 
Aus der Gruppe der Professoren gehörten zum Vorstand: ab 1978 - Blümel, Duwen­
dag, Klages, Merten, Wagener, ab 1980 - Blümel, Merten, Wagener, Duwendag, 
Klages, ab 1982 - Böhret, Klages, Lüder, Merten, Wagener, ab 1984 - von Amim, 
Böhret, Lüder, Merten, Wagener. 
1984/85 gehörten von der Gruppe der Forschungsreferenten der Soziologe Gerhard 
Franz und der Venvaltungswissenschaftler Heimo Prokop dem Institutsvorstand an. 

277 Vgl. die Jahresarbeitspläne und die Forschungsprogramme, in: Archiv der HS; Willi 
Blümel, S. 28-35. 

278 Schreiben Professor Wagener an die Mitglieder des FÖV, 19. Dezember 1980, in: 
Archiv der HS. 
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schloss: „Der Wissenschaftsrat hat einen guten Eindrnck von der Qualität der 
wissenschaftlichen Arbeit des Instituts."279 

Zwei Kritikpunkte brachte der Wissenschaftsrat allerdings eigens zu Pro­
tokoll. Zum einen befanden die Prüfer die Quote der eingeworbenen Drittnlit­
tel für die Forschung als zu gering. Zum anderen - und damit wurde wieder 
eine „alte" Schwachstelle angesprochen - bemängelte man, dass bei der Auf­
listung der Forschungsvorhaben im Institutsarbeitsplan der Eindruck entstehe, 
„dass sich die Projekte weitgehend aus den ... Forschungsinteressen der Pro­
fessoren „." ergäben. Das mittelfristige Forschungsprogramm, so die Evalua­
toren, dürfe sich nicht „in einer Auflistung bestehender Wissenschaftlerinte­
ressen erschöpfen. So dürfe nicht ausgeschlossen bleiben, dass die Forschun­
gen schwerpunktmäßig auf aktuelle Probleme des Verwaltungshandelns kon­
zentriert" oder dass „interdisziplinäre Forschungsprojekte von Projektleitern 
unterschiedlicher Fachdisziplinen gemeinsam betreut" würden. 280 

Der Institutsvorstand nahm im Juli 1981 zum Evaluationsbericht Stellung. 
Die Anregung, zukünftig mehr Drittmittel bei der DFG, der Volkswagen­
bzw. Fritz-Thyssen-Stiftung einzuwerben, wurde aufgegriffen. Die kritische 
Anmerkung des Wissenschaftsrates hingegen, dass das „Forschungspro­
gramm [sich] nicht in einer Auflistung bestehender Wissenschaftlerinteressen 
erschöpfen" dürfe, wies der Institutsvorstand zurück. Er argumentierte, dass 
die Institutsforschung auch weiterhin der Hochschulforschung gleiche und 
nicht von deren Entwicklung isoliert zu betrachten sei. Des weiteren meinten 
die Vorstandsmitglieder, dass am Institut „überwiegend" Forschungsfelder 
der Schwerpunktbereiche bearbeitet würden. Zudem beruhe „ein nicht unwe­
sentlicher Teil der Projekte .„ auf angemeldeten Forschungsinteressen des 
Bundes, einiger Länder, „. Gemeinden und Kreise. "281 

Im Jahr 1980 gelang es den Verantwortlichen von Hochschule und For­
schungsinstitut endlich, den Bund, Rheinland-Pfalz und die übrigen Länder 
für den Neubau eines Institutsgebäudes zu gewinnen. Baubeginn war Ende 
1982. Für rund zwei Millionen Mark282 entstand ein dreigeschossiger Anbau 
an das Lehrstuhlgebäude der Hochschule, der neben ausgebauten Kellerräu-

2 79 Wissenschaftsrat Stellungnahme zum Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung 
bei der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer. 14. November 1980, in: 
Archiv der HS. 

280 Ebenda. 

281 Stellungnahme des Forschungsinstituts vom 27. Juli 1981 zu den Anregungen im 
Bericht des Wissenschaftsrates vom 14. November 1980; Protokoll der Institutsvor­
standssitzung, 20. Juli 1981, in: Archiv der HS. 

282 Die Hälfte der Baukosten trug der Bund, ein Drittel das Sitzland Rheinland-Pfalz, 
und den Rest teilten sich die übrigen zehn Bundesländer. 
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men über 30 Büroräume verfügte. Der Neubau entstand in einer Zeit ;;allge­
meiner öffentlicher Finanznöte ... in relativ kurzer Zeit ohne Komplikatio­
nen".283 Am 29. Juni 1984 wurde das neue Institutsgebäude vom Chef der 
Staatskanzlei von Rheinland-Pfalz und Vorsitzenden des Institutsverwaltungs­
rats, Staatssekretär Hanns-Eberhard Schleyer284, in Anwesenheit von Vertre­
tern des Bundes, Repräsentanten aller Länder einschließlich West-Berlins und 
den Mitgliedern des Instituts festlich eingeweiht.285 

Bis Ende 1985 gestaltete der Grafik-Designer Paul In den Eicken den Ein­
gangsbereich und das über drei Etagen reichende Treppenhaus des neuen For­
schungsinstituts-Gebäudes künstlerisch aus. Mittels Fassadenspachtel wurde 
ein grün-grau, dunkel-gehaltenes, golddurchbrochenes Relief auf die Wände 
aufgetragen. Computerschrift neben der mittelalterlichen Kursive, der Blick in 
eine scholastische Lehrstube unter dem Diagramm zur Wirtschaftsentwick­
lung - das waren/sind Bruchstücke aus dem neuen Kunstwerk. Sie versinn­
bildlichten u. a. das Aufbrechen der mittelalterlichen Wissenschaftstradition 
durch die modernen Forschungsmethoden in der symbolischen Gegenüber­
stellung von historischen Schrifttypen und Computercodezeichen. Mit der Re­
liefgestaltung - der Schaffung einer Verbindung zwischen alten Fragmenten 
und Symbolen der modernen Wissenschaft - gelang der Versuch, den Begriff 
des Forschens und den Forschungsdrang auszudrücken.286 

Ab Mitte 1984 leitete Professor Carl Böhret als Geschäftsführender Direk­
tor das Forschungsinstitut. Alle Lehrstuhlinhaber der Hochschule gehörten 
weiterhin dem Forschungsinstitut an. Wie bisher bestand der Institutsvorstand 
aus fünf Vertretern der Gruppe der Professoren und zwei Vertretern der 
Gn1ppe der Forschungsreferenten, Den Institutsverwaltungsrat leitete der 
Chef der Mainzer Staatskanzlei, Hanns-Eberhard Schleyer. Das Budget des 
Forschungsinstituts lag bei rund DM 2,5 Millionen jährlich. Aus eigenen 
Haushaltsmitteln verfügte es über 1 S Stellen für Forschungsreferenten, davon 

283 „Forschungsinstitut in Neubau eingezogen. Gestern offizielle Übergabefeier an der 
Verwaltungshochschule", in: Die Rheinpfalz vom 30. Juni 1984. 

284 H.-E. Schleyer (geb. 1944), Jurist, seit 1981 Chef der Staatskanzlei Mainz. Vgl. Wer 
ist wer?, 1987 /88, S. 1172. 

285 Vgl. „An der Hochschule kann schon bald unter einem Dach geforscht werden", in: 
Speyerer Tagespost vom 8./9. Januar 1983; „Forschungsinstitut ist endlich im eige­
nen Haus", in: Speyerer Tagespost vom 30. Juni 1984; „Mit ansprechendem Neubau 
Forschung endlich unter Dach und Fach gebracht", in: Speyerer Tagespost vom 30. 
Juni 1984. 

286 Vgl. „Symbole für Forschung. Paul In den Eicken gestaltete Treppenhaus in Hoch­
schule", in: Speyerer Tagespost vom 7. November 1985; Afartina Röbel, „For­
schungsdrang und Formelsprache visualisiert", in: Die Rheinpfalz vom 7. November 
1985. 
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noch vier Beamtenstellen. Des weiteren hatte das Institut Mittel für vier abge­
ordnete Beamte. Das Sekretariat des Instituts war mit zwei Angestelltenstellen 
ausgestattet. 

Im Jahr 1984 waren 19 Forschungsreferenten am Institut beschäftigt: da­
von fünf Juristen, drei Verwaltungswissenschaftler, sechs Volkswirte bzw. 
Diplom-Kaufleute und fünf Soziologen bzw. Politikwissenschaftler. Die Zu­
sammensetzung der Referenten verdeutlichte das interdisziplinäre Forschungs­
profil des Instituts und der verwaltungswissenschaftlichen Forschung. Von 
den Referenten waren fünf bereits promoviert. 

Die Mitglieder des Forschungsinstituts, darunter drei Frauen, arbeiteten an 
19 Forschungsprojekten. Von ihnen wurden zwei zum Teil durch Drittmittel -
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft bzw. vom Bundesinnenministe­
rium - finanziert. Die Forschungsvorhaben verteilten sich auf mittlerweile 
sechs Forschungsschwerpunkte und zwar: 1. Bürger, Staat und Aufgaben, 
2. Verwaltungsorganisation, 3. Verwaltungspersonal, 4. Planung und Ent­
scheidung, 5. Öffentliche Finanzen und 6. Gesetz und Recht. Seit der Neuor­
ganisation des Forschungsinstituts im Jahr 1976 bis 1983 waren 58 For­
schungsvorhaben abgeschlossen worden. Die Zahl der im Institut selbst veröf­
fentlichten Speyerer Forschungsberichte belief sich im Jahr 1985 auf insge­
samt 46, als selbständige Verlagspublikationen lagen 22 Monographien vor.287 

287 Vgl. Arbeitsplan 1983 und Forschungsprogramm 1983-1987, in: Archiv der HS; Per­
sonal- und Vorlesungsverzeichnis Fruhjahr/Sommer 1985, S. 52-54. 
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V. Ein kurzer Ausblick bis 2001 

Um in der Historiographie den nötigen Abstand zum Gegenstand zu wahren 
und im Bemühen um deren objektivere Darstellung, unterlässt es der Histori­
ker - hier die Historikerin-, Entwicklungen und Geschehnisse bis in die Ge­
genwart hinein darzustellen und zu bewerten. Die Zeit scheint noch nicht ge­
kommen, auch die jüngste Geschichte des Forschungsinstituts für öffentliche 
Verwaltung zu schreiben. 288 Das betrifft die Arbeit des Instituts unter den Ge­
schäftsführenden Direktoren Carl Böhret ( 1984-1988), Willi Blümel ( 1988-
1996), Klaus König (1996-1999), Karl-Peter Sommermann289 (1999-2001 ), ab 
Dezember 2000 dann als „Direktor", und seit August 2001 Jan Ziekow290 

In eine spätere Darstellung der Geschichte des Forschungsinstituts gehö­
ren die Auswirkungen und Folgen auf Organisation, Struktur, Programm und 
Arbeit des Forschungsinstitl1ts im Gefolge von turnusmä.J3igen Bewert1111gen 
bzw. Überprüfungen der Förderungswürdigkeit des FÖV im Auftrag der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
1987, 1989/90 und 1998. 291 Der 1991/92 vollzogene Bei tritt aller fünf neuen 
Bundesländer zur Hochschule und zum Forschungsinstitut, d. h. zum Hoch­
schul- und Institutsverwaltungsrat, brachte ebenso Änderungen mit sich wie 
die Einrichtung eines Wissenschaftlichen Beirats 1994, der zum Organ des 
FÖV wurde. Der Beirat, lange Jahre unter Leitung von Professor Dr. Gerd 
Roellecke292

, sicherte eine externe Begleitung und Kontrolle des FÖV. 

288 Vgl. Rudolf Morsey, 40 Jahre, S. 12, 35 f.; Verantwortung für die Forschung. Vorträ­
ge anlässlich des Festaktes zum 20jährigen Bestehen des Forschungsinstituts. 

289 Prof. Dr. iur. K.-P. Sommermann (geb. 1956), 1996 Habilitation, seit 1998 o. Profes­
sor für Öffentliches Recht, Staatslehre und Rechtsvergleichung an der Hochschule in 
Speyer. 

290 Prof. Dr. iur. J. Ziekow (geb. 1960), 1996 Habilitation, seit 1997 o. Professor für 
Öffentliches Recht, insbesondere allgemeines und besonderes Verwaltungsrecht an 
der Hochschule Speyer. 

291 Das Forschungsinstitut trat 1991 der „Arbeitsgemeinschaft Forschungseinrichtungen 
Blaue Liste (AG-BL) bei, seit 1995 „\1/isscnschaftsgemeinschaft Blaue Liste (\1lBL) 
und seit 1997 „Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL)". 

292 G. Roellecke (geb. 1927), seit 1969 o. Professor für Öffentliches Recht und Rechts­
philosophie a..n der Universität Ma..nnheim, 1995 emeritiert. Vgl. Kürschners Gelehr­
ten-Kalender 2001, S. 2620; Karl-Peter Sommermann, Zur Verleihung der Ehren­
mitgliedschaft, S. 9-11. 
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Die bisher letzte Evaluierung des Forschungsinstituts im Februar 1998 und 
die vorläufige Stellungnahme des Wissenschaftsrates vom 22. Januar 1999 
zog eine umfassende Restrukturierung des FÖV nach sich, wie es sie seit der 
Verselbständigung des Instituts im Jahr 1976 nicht gegeben hatte. Sie fand 
ihren Ausdruck in einer Reform der Rechtsgrundlagen, in deren Mittelpunkt 
die Öffnung der Mitgliedschaft für auswärtige Wissenschaftler und die Schär­
fung des Forschungsprofils, u. a. durch die Bildung von drei Sektionen, stand. 
Am 15. Dezember 2000 trat das Vierte Landesgesetz zur Änderung des Ver­
waltungshochschulgesetzes in Kraft, das die Tätigkeit des Instituts im Einzel­
nen regelt. Es wurde zum 1. März 2001 neu gefasst und auch die Institutsord­
nung zum 1 7. September 2001 an die geänderte Struktur und Arbeitsweise des 
Forschungsinstituts angepasst. Wie sich diese neuen Rechtsgrundlagen, die 
Änderungen in Struktur und Organisation auf die Ergebnisse der verwaltungs­
wissenschaftlichen Forschung in quantitativer und qualitativer Hinsicht aus­
wirken werden, muss die Zukunft zeigen. 

Auf die Frage an die vormals amtierenden (Geschäftsführenden) Direkto­
ren des Instituts, wodurch sich ihre Amtszeit von der davor liegenden unter­
schieden habe und was sie als Erfolge ihres Wirkens am Forschungsinstitut 
einschätzten, antworteten sie: 

Carl Böhrets Erinnerungen gingen zurück auf die Jahre 1984 bis 1988. Im 
Unterschied zu Frido Wagener, der als Verwaltungspraktiker die anwen­
dungsorientierte Forschung - „was braucht und was nützt der öffentlichen 
Verwaltung" - favorisiert hatte, wollte Böhret die Grundlagenforschung am 
Institut gestärkt wissen. Seine Überlegungen gingen davon aus, dass die Wis­
senschaft erst Fakten, Erkenntnisse und Zusammenhänge über die Verwal­
tung sammeln müsste, bevor manfür sie Richtlinien, Lösungsvorschläge oder 
Handlungsanweisungen erarbeiten könnte. In diesem Zusammenhang prägte 
Böhret den noch heute gültigen Leitgedanke des FÖV: „Forschung über und 
für die öffentliche Verwaltung". 

Böhret als Geschäftsführender Direktor war ein Verfechter der Interdis­
ziplinarität der Forschung am Institut. Er empfahl, die Nachwuchswissen­
schaftler verschiedener Disziplinen in der Arbeit zu einem übergreifenden 
verwaltungswissenschaftlichen Thema zusammenzuführen.293 Wiederholt ha­
be er angeregt, die Forschung am Institut so umzugestalten, dass der einzelne 
Referent sowohl an einem fachspezifischen (Einzel-)Projekt arbeite als auch 
an einem fachübergreifenden Teamprojekt mitwirke. Ein flexiblerer Einsatz 
der Referenten hätte es erlaubt, auch reiativ kurzfristig an das Institut heran-

293 Böhret selbst praktizierte diese A~rt der Forschung, beispielsweise ein Volkswirt und 
ein Politologe zum Thema „Folgenanalyse im verwaltungspolitischen Prozess der 
Technikgestaltung", Speyerer Forschungsbericht Nr. 79, 1989. 
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getragene Forschungsaufträge (von Bund und Ländern) auszuführen. Diese 
Art als Standard der FÖV-Forschung durchzusetzen, sei letztlich nicht ge­
lungen. 

Ohne Erfolg, so bedauerte Carl Böhret in der Rückschau, seien seine Be­
mühungen gewesen, 1984 einen DFG-Sonderforschungsbereich „Verwaltung 
bei knappen Ressourcen" - Knappheit an Personal, Finanzen und Ideen, ein 
auch heute noch aktuelles Thema, meinte Böhret - am Institut aufzubauen. 
Die Vorstellung, Forschungsprojekte so zu konzipieren, dass sie jeweils von 
mehreren Projektleitern und mehreren Bearbeitern durchgeführt würden, habe 
keinen Anklang gefunden. Wohl aber sei es ihm in diesem Zusammenhang 
gelungen, die Drittmittelquote am Institut, um Forschung zu finanzieren, 
zeitweise auf 25 Prozent des Haushaltsvolumens zu erhöhen. 

Böhret erinnerte sich besonders an den im Juni 1988 erstmalig und mit 
großer Resonanz durchgeführten sogenannten Forschungsmarkt - eine Prä­
sentation des Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung vor Vertretern 
veiSchiedener Bundesministerien, insbesondere des Br-v11, und Abgesandten 
von Länderministerien in der rheinland-pfälzischen Landesvertretung der 
Bundeshauptstadt Bonn. Die Referenten des Instituts stellten an „Projektstän­
den" ihre laufenden Forschungsprojekte, Ergebnisse und zukünftige For­
schungsvorhaben vor.294 Er, Böhret, habe immer sehr viel Wert auf eine gute 
„Kontaktkultur" zu den Ministerien und Verwaltungen von Bund und Län­
dern gelegt und viel Arbeit darin investiert.295 

Willi Blümel hob drei Sachverhalte heraus, die er als wesentlich und positiv 
für die Entwicklung des Instituts befand. In seiner Amtszeit (1988-1996) sei 
es gelungen, die Forschungsreferenten weitgehend von Lehrstuhltätigkeiten 
der Hochschule freizustellen, also von Arbeiten, die einzelne Referenten im 
Auftrag ihrer Chefs - Lehrstuhlinhaber der Hochschule und zugleich Projekt­
leiter am FÖV - als de facto „zweiter Lehrstuhlassistent" oftmals ausführen 
mussten und die nichts oder wenig mit ihrem Forschungsprojekt am Institut 
zu tun hatten. In diese Zeit fiel der Vorstandsbeschluss vom 10. Juli 1995296

, 

der, wegen der anwachsenden Zahl nicht-abgeschlossener Forschungsprojek­
te, festschrieb, dass ein Projektleiter bei der Neuzuteilung von Referentenstel-

294 Ein 2. Forschungsmarkt fand im November 1991 in Bonn anlässlich der Gründungs­
veranstaltung der Arbeitsgemeinschaft Forschungseinrichtungen „Blaue Liste" statt; 
ein 3. geplanter Forschungsmarkt im September 1996 fiel aus Geldmangel der Aus-
richter aus. In: Archiv des FÖV. -

295 So sinngemäß im Gespräch mit Professor Carl Böhret am 29. Juli 2002. 

296 Vgl. Hinweise zur Durchfü!m.mg von Forschungsprojekten, für die Referentenstellen 
des FÖV in Anspruch genommen werden, Protokoll der Institutsvorstandssitzung, in: 
Archiv des FÖV. 
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len so la.11ge keine Berücksichtigung finden könne, bis ein publikationsreifer 
Bericht des letzten Projekts vorgelegt werde. Obwohl es einzelne Professoren 
gab, die gegen diese inzwischen notwendige Regelung protestierten, ja sogar 
Beschwerde in Mainz führten. wurde dieses Vorn:ehen am Institut durch2:e-, '-' '-' 

setzt und führte zu einem deutlichen Rückgang von sogenannten notleidenden 
Projekten. 

Blümel verwies weiter darauf, dass in den acht Jahren seiner Tätigkeit als 
Geschäftsführender Direktor am FÖV die Kontakte zu Gastforschern deutlich 
zugenommen hatten. So kamen in „seinen" Jahren 83 auswärtige Wissenschaft­
ler und Praktiker ans Institut, in den acht Jahren zuvor, 1980 bis 1988, waren 
es nur 25 gewesen. Auch habe das FÖV intensive internationale Kontakte mit 
Universitäten und Forschungseinrichtungen gesucht, geknüpft und bis heute 
ausgebaut, wie beispielsweise zur Escola d' Administraci6 Publica de Catalu­
nya, Barcelona (Spanien), zur Graduate School of Public Administration der 
Dongguk-Universität, Seoul (Süd-Korea), zur National Academy for Public 
Administration (NAPA), Washington (USA) und zur Akademje für Volks­
wirtschaft bei der Regierung der Russischen Föderation, Moskau (Russland). 

Und nicht zuletzt entsann sich Willi Blümel daran, dass es dem Instituts­
vorstand im Zusammenwirken mit der Hochschulverwaltung Anfang der 
1990er Jahre gelungen ist, bei den Doppelhaushalten des Instituts Gelder 
„freizuschaufeln", um alle Arbeitsplätze der Forschungsreferenten erstmalig 
mit einem Personalcomputer auszustatten.297 

Klaus Königs Erinnerungen bezogen sich zunächst auf die Phase der Ver­
selbständigung des Instituts. In seiner Amtszeit als Rektor der Hochschule 
von 1974 bis 1976 und mit dem Prorektor Frido Wagener sei es gelungen, die 
Vorbedingungen für eine institutionelle Verselbständigung und damit die 
Aufnahme des Forschungsinstituts in die „Blaue Liste" zu schaffen. Er habe 
als Rektor die Kompetenz für das Forschungsinstitut an den damaligen Pro­
rektor als „Geschäftsführenden Direktor" abgegeben, „damit auf Macht und 
Verantwortung verzichtet" und so in einem ersten Schritt ein quasi erstes von 
der Hochschule getrenntes Institutsorgan eingerichtet. Seinem und Frido Wa­
geners großem Interesse an der Forschung und der Förderung des Nachwuch­
ses sei es (mit) zu verdanken, dass gegen Widerstände vieler Professoren der 
Hochschule - die „lieber einen zweiten Assistenten als ein eigenständiges 
Forschungsinstitut" gehabt hätten - 1976 ein verselbständigtes Blaue-Liste­
Institut seine Arbeit aufnehmen bzw. fortführen konnte. 

Als Geschäftsführender Direktor des FÖV habe er sich, so König weiter, 
von 1996 bis 1999 wegen der anstehenden Evaluation durch den Wissen-

297 So sinngemäß im Gespräch mit Professor Willi Blümel am 17. Juli 2002. 
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schaftsrat im Auftrag der Bund-Länder-Kom_mission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung (Februar 1998) „noch einmal in die Pflicht nehmen las­
sen". Das FÖV musste sich in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre auf dem -
in Finanzierungsfragen - hart umkämpften Wissenschaftsmarkt der Bundes­
republik behaupten. Es konnte nicht mehr „nur" auf den „Schutz der Mainzer 
Staatskanzlei und der Innenministerien von Bund und Länder" bauen. König 
wollte seine Erfahrungen im Wissenschaftsbetrieb und der Venvaltungspraxis 
für das Institut einbringen, was zu dessen bedingt-positiver Evaluation298 bei­
getragen habe. Denn, so Klaus König bezogen auf die 1990er Jahre, das For­
schungsinstitut habe trotz (aller) Schwachstellen - die immer noch zu starke 
Ausrichtung auf die Lehrstuhlforschung und das Fehlen eines fachübergrei­
fenden venvaltungswissenschaftlichen Forschungsthemas - hervorragende 
Ergebnisse in Form von Publikationen vorzuweisen. Und auf den wissen­
schaftlichen Output käme es bei einem Forschungsinstitut letzten Endes an.299 

Karl-Peter Sommermann, ein in zwei Ämtern erfahrener Mitgestalter des 
Forschungsinstitut, von 1989 bis 1997 als Institutsreferent und von 1999 bis 
2001 als (Geschäftsführender) Direktor, entsann sich zuallererst an die Hiobs­
botschaft aus Bonn, die einige Tage vor seiner Übernahme des Direktorenpos­
tens eintraf und die die Existenz des FÖV ernsthaft bedrohte. Die Staatssekre­
tärin im Bundesinnenministerium Brigitte Zypries300 teilte am 24. Juni 1999 in 
knappen Worten mit, dass der Bund im Rahmen seiner Sparmaßnahmen be­
schlossen habe, sich aus der gemeinsamen Förderung des Forschungsinstituts 
zurückzuziehen.301 Diese Kündigung hätte die Streichung des Instituts aus der 
„Blauen Liste" bedeutet, und nach einer Übergangszeit wäre es möglicher­
weise nur in viel kleinerer Form an der Hochschule weitergeführt worden. 
Sommermanns ganzes Engagement als Direktor des FÖV richtete sich 1999 
darauf, den Bund von der „einzigen außeruniversitären Einrichtung" von 
„überregionalen Bedeutung", die „interdisziplinär die öffentliche Venvaltung 
erforscht", zu überzeugen. Ihm gelang es in vielen Einzelgesprächen Fürspre-

298 In einer vorläufigen Stellungnahme (Januar 1999) empfahl der Wissenschaftsrat, das 
FÖV für weitere drei Jahre in der „Blauen Liste" zu fördern, wobei während dieser 
Zeit strukturelle und Satzungsänderungen (mit abgegrenztem Forschungsprogramm) 
durchgeführt werden sollten. Diese Änderungen sollten eine größere Selbständigkeit 
des FÖV zur DHV bewirken, dem das Institut angegliedert ist. Vor Ablauf einer 
Dreijahresfrist wird das FÖV einer erneuten Überprüfung unterzogen. Diese wird im 
Oktober 2002 statlfinden. 

299 So sinngemäß im Gespräch mit Professor Klaus König am 22. Juli 2002; Klaus 
König, Forschungsinstitut, S. 89 ff. 

300 B. Zypries (geb. 1953), Juristin, SPD, seit November 1998 StS im BMI. 

301 Vgl. Schreiben BMI an Professor Dr. Klaus König vom 24. Juni 1999. 
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eher in Wissenschaft und PoHtik zu finden und für das Institut zu mobilisie­
ren. Insbesondere der Einsatz des Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz, 
Kurt Beck302

, habe den Beschluss des BMI - Innenminister Otto Schily303 ent­
schied in der Sache persönlich - rückgängig zu machen geholfen. 304 

Die institutionellen Veränderungen - u. a. die Öffuung des FÖV für aus­
wärtige Wissenschaftler-, die neue Rechtsgrundlagen erforderten, wurden in 
der Amtszeit Sommermanns in Angriff genommen bzw. auf den Weg ge­
bracht. Sein Engagement habe sich auch auf die Erweiterung des „Kranzes 
kombinierter Forschungs- und Service-Elemente" am Institut gerichtet. Mitt­
lerweile sei es gelungen, neben der seit 1996 arbeitenden „Wissenschaftlichen 
Dokumentations- und Transferstelle für Verwaltungsmodernisierung in den 
Ländern (WiDuT)" zusammen mit den Hochschulkanzlern und Vertretern 
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen ein ,,Zentrum für Wissenschafts­
management (ZWM)", mit der Geschäftsstelle am FÖV - Grtindungsver­
sammlung am 30. April 2002 - zu errichten.305 

Für die Belange des Forschungsinstituts setzten sich alle (Geschäftsführen­
den) Direktoren ein - jeweils ganz in der ihnen eigenen Art. Sie prägten das 
Institut mit: Frido Wagener, der früh verstorbene Instituts-Gründer und an­
wendungsorientierte Verwaltungswissenschaftler; der Ideen-Produzent und 
Programmgestalter Carl Böhret, der das noch heute griffige Motto „Forschung 
über und für die öffentliche Verwaltung" prägte; Willi Blümel, der das For­
schungsinstitut verwaltete, feste Regeln306 einführte und durchsetzte sowie in 
jüngerer Zeit Klaus König und Karl-Peter Sommermann, die die von strengen 
Kriterien bestimmte Evaluierung des FÖV vorbereiteten, „bedingt-bestanden" 
und die Restrukturierung des Instituts zielstrebig einleiteten bzw. zu einem 
gewissen Abschluss brachten.307 Die Aufgabe, die neuen Strukturen, die ver­
änderte Organisation und das geschärfte Forschungsprofil des Instituts mit 

302 K. Beck (geb. 1949), 1972 SPD, seit 1994 Ministerpräsident des Landes Rheinland­
Pfalz. 

303 0. Schily (geb. 1932), Jurist, 1980 Gründungsmitglied der Grünen, 1989 SPD, seit 
November 1998 Bundesminister des Innern. 

304 Vgl. Karl-Peter Sommermann, Begrüßung, in: Die deutsche Verwaltung, S. 11; 
ders., Starke Fürsprecher in Bund und Land, S. 40. 

305 Vgl. Karl-Peter Sommermann, Begrüßung, in: Perspektiven der Verwaltungsfor­
schung; So sinngemäß im Gespräch mit Professor Karl-Peter Sommennann am 26. 
Juli 2002. 

306 Zur Erinnerung: keine Lehrstuhlarbeit für die Referenten; Vergabe von Referenten­
stellen nach Vorlage des Abschlussberichts des vorherigen Projekts. 

307 So in den Gesprächen mit Carl Böhret, Willi Blümel, Klaus König und Karl-Peter 
Sommerman am 17., 22., 26. und 29. Juli 2002. 
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Leben zu erfüllen, obliegt seit 2001 dem amtierenden Direktor des FÖV Jan 
Ziekow. 

Der Blick zurück nach 40 Jahren auf das „eigentliche" Anfangsjahr des 
Instituts - 1962: hochschulintemer Eu~chtungsbeschluss für ein „Institut für 
Forschung und Information" - und ein Vergleich von gestern und heute 
spricht für eine Erfolgsgeschichte des Forschungsinstituts: Aus einem Institut 
der Hochschule, ohne eigene Leitungsgremien, mit nur vier Stellen für wis­
senschaftliche Mitarbeiter und einem Jahresbudget von DM 100.000 wurde 
eine verselbständigte Forschungseinrichtung, die heute über eigene Organe, 
19 Stellen für Referenten und ein Haushaltsvolumen von DM 3,9 Millionen 
(2001) verfügt. Die Leistungsfähigkeit des Instituts bezeugen 245 abgeschlos­
sene Forschungsprojekte, 225 veröffentlichte Forschungsberichte308 und 180 
selbständige Verlagspublikationen bis Mitte 2002 sowie eine Beurteilung des 
Wissenschaftsrates von 1999, welche lautete: Das Forschungsinstitut für öf­
fentliche Verwaltung Speyer solle sich weiterhin als „Kompetenzzentrum der 
Verwaltungsforschung in Deutschland" entwickeln. 309 

308 Für die Forschungsberichte des FÖV werden seit 1985 ISNN-Nummem und seit 
"'A.._pril 1996 ISB~I-~Juiru~em vergeben. Pflichtexemplare der Forschungsberichte ge= 
hen seit Beginn der 1990er Jahre an die Bibliothek der Wissenschaftlichen Dienste 
des Deutschen Bundestages und werden dort in der Neuerscheinungsliste geführt. 

309 Wissenschaftsrat: Vorläufige Stellungnalune zum Forschungsinstitut :für öffentliche 
Verwaltung Speyer. 22. Januar 1999; Vorlesungs- und Personalverzeichnis, Früh­
jahr/Sommer 2002, S. 76 f. 
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VI. Fotografien 

Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 1950 

Innenstadt von Speyer, Johannesstraße 10 (heute Finanzamt) 
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1950 Innenansicht des Aufenthaltsraumes 
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Gelände der Hochschule für Venvaltungswissenschaften Speyer 1960 
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Gelände der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 1976 
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Frido Wagener (1926-1985) 

Erster Geschäftsführender Direktor des FÖV 1976-1984 
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ZÜGIG gehen angesichts des milden Winters die Bauarbeiten bei der Hochschule 
voran, wo das Lehrstuhlgebäude in nördlicher Richtung um die Hälfte der bisherigen 
Substanz „verlängert" wird und in dem einmal das Forschungsinstitut komplett unter­
gebracht werden soll. Foto: Bettina Deuter 

Gebäude des Forschungsinstituts im Bau im Januar 1983 
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NR. 150 - DIE RHEINPFALZ 

Gebäudeeinweihung des Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung 
29.Juni1984 



86 

Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für 
Verwaitungswissenschaiten Speyer seit i984 



AG-BL 

ao. Prof. 

BAT 

BMF 

BMI 

BRD 

CDU 

CSU 

DFG 

DHV 

ENA 

FDP 

FÖV 

FU Berlin 

GG 

HS 

IIAS 

ISBN 

ISSN 

IuD 

IvF 

JURIS 

MdB 

MdL 

NRW 

NS 

NSuAP 
o. Prof. 

OB 

SPD 

VII. Abkürzungsverzeichnis 

Arbeitsgemeinschaft Blaue Liste 

außerordentlicher Professor 

Bundesangestelltentarif 

Bundesministerium für Forschung 

Bundesministerium des Innern 

Bundesrepublik Deutschland 

Christlich-Demokratische Union 

Christlich-Soziale Union 

Deutsche Forschungsgemeinschaft 

Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften 

Ecole National d' Administration 

Freie Demokratische Union 

Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung 

Freie Universität Berlin 

Grundgesetz 

Hochschule 

international institute of Administrative Sciences 

Internationales Buchnummernsystem 

International Standard Serial Number 
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Juristisches Informationssystem 
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87 



88 

ss 
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VW-Stiftung 

WBL 
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WiDuT 

WS 
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SotrJnersemester 
Staatssekretär/Staatssekretariat 

Volkswagen-Stiftung 

Wissenschaftsgemeinschaft Blaue Liste 

Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz 

Wissenschaftlichen Dokumentations- und Transferstelle 
für Verwaltungsmodernisierung in den Ländern 

Wintersemester 

Zentrum für Wissenschaftsmanagement 
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